
www.ssoar.info

Klimaschutzpolitik: Warum ist Deutschland ein
Vorreiter im internationalen Vergleich? Zur Rolle
von Handlungskapazitäten und Pfadabhängigkeit
Weidner, Helmut

Veröffentlichungsversion / Published Version
Arbeitspapier / working paper

Zur Verfügung gestellt in Kooperation mit / provided in cooperation with:
SSG Sozialwissenschaften, USB Köln

Empfohlene Zitierung / Suggested Citation:
Weidner, H. (2008). Klimaschutzpolitik: Warum ist Deutschland ein Vorreiter im internationalen Vergleich? Zur
Rolle von Handlungskapazitäten und Pfadabhängigkeit. (Discussion Papers / Wissenschaftszentrum Berlin für
Sozialforschung, Forschungsschwerpunkt Zivilgesellschaft, Konflikte und Demokratie, Abteilung Transnationale
Konflikte und Internationale Institutionen, 2008-303). Berlin: Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH.
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-197195

Nutzungsbedingungen:
Dieser Text wird unter einer Deposit-Lizenz (Keine
Weiterverbreitung - keine Bearbeitung) zur Verfügung gestellt.
Gewährt wird ein nicht exklusives, nicht übertragbares,
persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung dieses
Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für
den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch bestimmt.
Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen
Schutz beibehalten werden. Sie dürfen dieses Dokument
nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie
dieses Dokument für öffentliche oder kommerzielle Zwecke
vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder
anderweitig nutzen.
Mit der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.

Terms of use:
This document is made available under Deposit Licence (No
Redistribution - no modifications). We grant a non-exclusive, non-
transferable, individual and limited right to using this document.
This document is solely intended for your personal, non-
commercial use. All of the copies of this documents must retain
all copyright information and other information regarding legal
protection. You are not allowed to alter this document in any
way, to copy it for public or commercial purposes, to exhibit the
document in public, to perform, distribute or otherwise use the
document in public.
By using this particular document, you accept the above-stated
conditions of use.

http://www.ssoar.info
https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:0168-ssoar-197195


 

DISCUSSION PAPER 
 

 

WISSENSCHAFTSZENTRUM BERLIN 
FÜR SOZIALFORSCHUNG 

SOCIAL SCIENCE RESEARCH 
CENTER BERLIN 

 

SP IV 2008-303 

Klimaschutzpolitik: Warum ist Deutschland ein 
Vorreiter im internationalen Vergleich? Zur Rolle 
von Handlungskapazitäten und 
Pfadabhängigkeit1 

Helmut Weidner2 

 

1 Es handelt sich hier um den modifizierten und ergänzten Beitrag für das PVS-Sonderheft 
Nr. 39/2007, „Politik und Umwelt“, hg. von Klaus Jacob, Frank Biermann, Per-Olof Busch 
und Peter Henning Feindt. Für kritische Kommentare und Anregungen danke ich Klaus 
Jacob und Lutz Mez. Außerdem danke ich der Tamaki Foundation (Seattle und San 
Francisco), von deren Förderung des Projekts „Climate Change Policy and Equity“ die 
vorliegende Arbeit profitierte. 

2 E-mail: Helmut Weidner<weidner@wzb.eu> 

 

mailto:weidner@wzb.eu


 

 

 

ZITIERWEISE  CITATION 

Helmut Weidner 

Klimaschutzpolitik: Warum ist Deutschland ein Vorreiter im internationalen 
Vergleich? Zur Rolle von Handlungskapazitäten und Pfadabhängigkeit 

Discussion Paper SP IV 2008-303, Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2008 

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 
Reichpietschufer 50, 10785 Berlin, Federal Republic of Germany 

Tel.: +49/30/25491-0  Fax: +49/30/25491-684 
E-mail: wzb@wzb.eu  Internet: http://www.wzb.eu 

http://www.wzb.eu/
mailto:wzb@wzb.eu


Klimaschutzpolitik: Warum ist Deutschland ein Vorreiter im internationalen 
Vergleich? Zur Rolle von Handlungskapazitäten und Pfadabhängigkeit 
 
Zusammenfassung 
 
Die deutsche Klimapolitik gehört zu den anspruchvollsten und effektivsten im interna-
tionalen Vergleich. Während die Treibhausgas-Emissionen in etlichen Industrieländern 
auch nach Abschluss der UN-Klimarahmenkonvention (1992) gestiegen sind, sanken 
sie in Deutschland um rund 18 Prozent. Die Veränderungen im ostdeutschen Energie- 
und Industriesektor haben dazu wesentlich, aber nicht alles, beigetragen. Auch um den 
Stand der internationalen Klimaverhandlungen wäre es ohne das deutsche Engagement 
weit schlechter bestellt. Was treibt Deutschland zu dieser Vorreiter- und Durchhalte-
politik im globalen Klimaschutz, eine Politik, die über einen langen Zeitraum nur selten 
schwächelte, trotz zwischenzeitlich wechselnder Regierungen, stark veränderter sozio-
ökonomischer Rahmenbedingungen, erschwerter Bedingungen für weitergehende Sen-
kung der Treibhausgas-Emissionen, erheblicher Konflikte mit machtvollen Wirtschafts-
lobbyisten etwa der Energie- und Automobilbranchen und einer bis heute andauernden 
mehrheitlichen Ablehnung der sogenannten Öko-Steuer durch die Bevölkerung? 

In diesem Beitrag werden verschiedene Erklärungsmöglichkeiten diskutiert, insbeson-
dere der Einfluss eines „weitsichtigen Eigeninteresses“ an globalem Klimaschutz in 
Politik und Gesellschaft, die Eigendynamik institutioneller und anderer Kapazitäten für 
Klimaschutz und die politikprägende Kraft globaler Gerechtigkeitsnormen. Im Ergebnis 
lässt sich die deutsche Klimapolitik deuten als Summe der Kombinationseffekte von (a) 
begünstigenden Strukturen, Institutionen und Akteurskonfigurationen, die sich seit den 
1970er Jahren im Verlauf der konfliktreichen Entwicklungen in der Luftreinhaltepolitik 
herausgebildet und im Sinne einer „positiven Pfadabhängigkeit“ gewirkt haben, und (b) 
einer weitverbreiteten (gleichwohl politisch fragilen) Sensibilisierung für globale Ver-
antwortlichkeit und Verantwortung gegenüber „dem Rest der Welt“ im Sinne der hohen 
Akzeptanz von globaler Fairness als klimapolitische Handlungsnorm. 

Gleichwohl lässt die klare Dominanz des Konzepts der (national orientierten) „ökologi-
schen Modernisierung“ über dem der (globalen bis kosmophilen) „nachhaltigen 
Entwicklung“ bei der Gestaltung und Interpretation der Klimapolitik vermuten, dass 
einer progressiven globalen Klimapolitik wesentlich deshalb zugestimmt wird, weil 
sowohl eine gesamtwirtschaftlich als auch persönlich positive Kosten-Nutzen-Bilanz 
erwartet wird. Wo im Falle eines starken Zielkonfliktes zwischen nationalen und 
globalen Gemeinwohlinteressen die Akzeptanzgrenze für nationale Vorreiterpolitik 
liegen könnte, ist ungewiss aufgrund der weitgehend ignorierten und nicht themati-
sierten Wissenslücken zu den sozioökonomischen Verteilungseffekten der Klimapolitik. 
Die nationalen distributiven Effekte der Klimapolitik – die Frage nach den Nutznießern 
und den finanziell belasteten Gruppen in Deutschland – werden hierzulande so wenig 
öffentlich thematisiert, als gäbe es ein „klimapolitisch-engagiertes Schweigekartell“: 
Weder Umweltpolitiker noch die einschlägige scientific community haben bislang die 
nationalen Verteilungseffekte der gesamten bisherigen klimapolitischen Maßnahmen 
(einschließlich Emissionshandelssystem) zum öffentlichen Thema gemacht, geschweige 
denn die erheblichen zusätzlichen Belastungen, die durch die angestrebten Ziele und die 
Verpflichtungen insbesondere gegenüber Entwicklungs- und Schwellenländern im 
Anschluss an das Kyoto-Protokoll zu erwarten sind. Dies gilt auch für Nichtregierungs-
organisationen (zivilgesellschaftliche Organisationen des Umwelt- und Entwicklungs-
hilfebereichs), die ansonsten dezidiert für eine global gerechte Klimapolitik eintreten.  



 

Infolge dieses systematisch verzerrten klimapolitischen (Gerechtigkeits-) Diskurses 
liegt nur scheinbar eine hohe Zustimmung der Bevölkerung zur staatlichen Klimapolitik 
und zu den (oft weit darüber hinausgehenden) Forderungen der Nichtregierungs-
organisationen nach globaler Gerechtigkeit vor: Es handelt sich eher um eine uninfor-
mierte Zustimmung als um einen informierten Konsens. Da außerdem die wenigen 
Untersuchungen zu den nationalen Verteilungsfolgen bisheriger Klimapolitik (theore-
tisch erwartbare) regressive Verteilungseffekte aufzeigen (d. h. sozial schwächere Grup-
pen werden überproportional belastet), muss die Frage umso mehr offen bleiben, wie-
weit mit einer sozial unfairen nationalen Klimapolitik das Ziel einer global gerechten 
Klimapolitik erreicht werden kann. Sieht man jedoch ab von dieser „inconvenient truth“ 
einer inländisch zunehmend verteilungsungerechten Klimapolitik, und auch von dem 
„demokratietheoretischen Schönheitsfehler“ eines unvollständigen und verzerrten Kli-
mapolitikfolgen-Diskurses, dann ist die deutsche Klimapolitik im internationalen 
Vergleich bislang der „relative empirische Optimalfall“ einer staatliche Klimapolitik, 
die gesamtstaatliche Wohlfahrtsgewinne mit einer Dynamisierung der globalen Klima-
schutzpolitik verbindet. 

 

Climate Protection Policy: Why is Germany, by international comparison, a front-
runner? On the role of capacities for action and path dependency 

Abstract 

German climate change policy is one of the most ambitious and effective climate pro-
tection endeavours worldwide. While greenhouse gas (GHG) emissions increased in 
several industrialized countries even after ratification of the UN Framework Convention 
on Climate Change (1992), they dropped in Germany by about 18 per cent. Transforma-
tions in the East German energy and industrial sectors have contributed much to this 
development, but they do not account for it entirely. Furthermore, international climate 
protection negotiations would be in a much worse state without Germany’s strong com-
mitment. What has driven Germany to become – and stay – a frontrunner in global 
climate protection policy, and to pursue a national climate policy which, over time, has 
only rarely lost momentum despite different governments, significantly altered socio-
economic conditions, more difficult circumstances for enabling further reductions of 
GHG emissions, considerable conflicts with powerful economic lobbies (e.g. the energy 
and automobile sectors) and a majority of the German population rejecting the so-called 
eco-tax? 

This paper discusses various plausible explanations, especially the influence of a “far-
sighted self-interest” in global climate protection on the part of government and society, 
the momentum of institutional and other capacities for climate protection and the ability 
of global equity norms to shape policies. As a result, German climate protection policy 
can be interpreted as the sum of the combined effects of (a) favourable structures, insti-
tutions and actor constellations that have come about since the 1970s in the course of 
conflict-laden developments in air pollution control policy, (b) the “positive path 
dependency” of these structures, institutions and actors; and (c) a widespread (albeit 
politically fragile) awareness of global liabilities and responsibilities towards “the rest 
of the world” in the sense of a high acceptance of global fairness as a guiding norm for 
climate-political action. 



 

Nevertheless the clear domination of (nation-oriented) “ecological modernization” over 
(global to cosmopolitical) “sustainable development” in the generation and interpreta-
tion of climate policy leads to the assumption that progressive global climate policy is 
generally accepted among Germans because the population expects an economically as 
well as personally favourable cost-benefit balance. It is uncertain where, in cases of 
strongly conflicting aims between the national public interest and global common 
welfare, the line of support for national forerunner policies would be drawn. This is 
uncertain because of a largely ignored lack of knowledge about the socioeconomic 
distribution effects of climate change policy. What is striking is that such distributive 
effects and the question of who benefits from and who pays for climate policy in 
Germany are so rarely addressed that one could be led to suspect that the apparent 
“mantle of silence” surrounding the issue is deliberate. Neither politicians nor the rele-
vant scientific community have up to now made national distribution effects of all 
climate-policy measures (including the emissions trading system) an issue for public 
discourse, not to mention considerable additional burdens which are expected to accrue 
from planned goals and obligations for developing and transition countries in the post-
Kyoto phase. This also applies to non-governmental organizations (civil society 
organizations in the areas of environmental protection and development aid) although 
they usually decidedly advocate globally just climate policies. 

Because of the systematically distorted climate-political (equity) discourse the German 
population’s acceptance of governmental climate change policy (and of NGO demands 
for even more ambitious policies) is only ostensibly high: it is a matter of uninformed 
consent rather than informed consensus. And since the few studies on national re-
distributional effects of climate policy that do exist indicate probable regressive 
distributional effects (i.e. weaker social groups are disproportionately burdened), it 
remains an open question, whether the goal of a globally just climate policy can be 
achieved through socially unjust domestic climate policies. Irrespective of  this 
“inconvenient truth” and the “democratic flaw” represented by the incomplete and 
distorted discourse on the consequences of climate policy, German climate change 
policy, by international comparison, can still be considered a relatively empirically 
optimal case for a governmental policy that combines national welfare gains with the 
promotion of global climate protection. 
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1. Einleitung 

Die deutsche Regierung hat vergleichsweise frühzeitig auf die so genannte Treibhaus-
diskussion mit einer Klimapolitik reagiert, die zu den anspruchsvollsten und effektivs-
ten Politiken im internationalen Vergleich gehört. Diese Pionierrolle hat sie auch heute, 
gut zwanzig Jahre später, noch inne. Während der weltweit größte Emittent von Treib-
hausgasen (THG), die USA, einer globalen Klimapolitik zunehmend Steine in den Weg 
legte, bemühte sich Deutschland immer stärker, die internationale Klimapolitik voran-
zubringen und war auch willens, auf nationaler Ebene eine Vorreiterrolle zu überneh-
men. Im Unterschied zu etlichen Industrieländern, wo die THG-Emissionen selbst nach 
Abschluss der UN-Klimarahmenkonvention (UN-FCCC) im Jahr 1992 teils erheblich 
gestiegen waren, sanken sie in Deutschland um 18 Prozent (2006), bezogen auf das 
international vereinbarte Referenzjahr 1990. Die Umstrukturierung der ostdeutschen In-
dustrie hat dazu wesentlich, aber nicht alles beigetragen. Obwohl in den letzten Jahren 
nur noch wenig reduziert wurde, verpflichtete sich die Bundesregierung schon in der 
rot-grünen Koalitionszeit, ihre THG-Emissionen bis 2020 sogar um 40 Prozent zu ver-
mindern, sofern sich die EU entschließt, ihre Emissionen um 30 Prozent gegenüber 
1990 zu senken.1 Diese Konditionierung wurde mit der Regierungserklärung der 
„schwarz-roten“ Koalition vom 26. April 2007 aufgegeben (SRU 2008, S. 97). Und bis 
zum Jahr 2050 sollen die THG-Emissionen in Deutschland um 80 Prozent unter dem 
Niveau von 1990 liegen. 

Was treibt Deutschland zu dieser Vorreiterrolle in der Klimapolitik, die über einen 
langen Zeitraum beibehalten wurde, trotz zwischenzeitlich wechselnder Regierungen 
und stark veränderter sozioökonomischer und politischer Rahmenbedingungen, wofür 
etwa folgende Stichworte stehen: Globalisierung, Standortdiskussion, Arbeitslosigkeit, 
Abbau wohlfahrtsstaatlicher Leistungen, Konjunktureinbrüche und kräftig steigende 
Energiepreise? 

Die offizielle deutsche klimapolitische Rhetorik und Programmatik stellen ökologische 
Gesichtspunkte, langfristige wirtschaftliche Vorteile und Energieversorgungssicherheit 
in den Vordergrund, betonen aber ebenfalls – wie es ganz besonders die Umweltorgani-
sationen tun – die prinzipielle moralische Pflicht von Industrieländern wie Deutschland, 
die THG-Emissionen drastisch zu senken und ökonomisch schwache Länder bei klima-
politischen Reduktions- und Anpassungsmaßnahmen zu unterstützen. Wirtschaftliche 

                                                 
1 Die Staats- und Regierungschefs der EU erklärten im März 2007 ihre Bereitschaft, die THG-Emissionen 
bis 2020 um 30 Prozent unter das Niveau von 1990 zu senken, sofern sich andere Industrieländer zu ver-
gleichbaren Emissionssenkungen verpflichteten und die wirtschaftlich fortgeschrittenen Entwicklungslän-
der einen ihren Verantwortlichkeiten und jeweiligen Fähigkeiten angemessenen Beitrag leisten wollten. 
Ansonsten gilt das Ziel einer 20-prozentigen Emissionsreduktion. Vgl. auch Deutsche Bundesregierung 
2007a, 2007b. 
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Akteursgruppen – mit Ausnahme des „Green-Business“-Sektors – und nicht wenige 
Wissenschaftler stellen hingegen die von den Klimapolitik-Proponenten behauptete Pio-
nierrendite in Frage. Sie heben stattdessen Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der 
deutschen Wirtschaft durch die überdurchschnittlich ambitionierte Klimapolitik hervor. 
Dagegen ist globale Fairness als eine wichtige klimapolitische Handlungsnorm weit-
gehend unbestritten; auch im Konzept der nachhaltigen Entwicklung, das von der Bun-
desregierung von Beginn an auf der internationalen Ebene (Stichwort Rio-Prozess) 
unterstützt wurde und dessen Grundgedanken inzwischen viele Unternehmen in ihren 
Zielkatalog übernommen haben, ist globale Gerechtigkeit eines der Basisprinzipien. 
Umfragen zeigen jedoch, dass eine deutliche Mehrheit der deutschen Bevölkerung zwar 
eine global gerechte Klimapolitik ideell unterstützt, hierdurch aber keine persönlichen 
Nachteile erfahren möchte. Diese Ambivalenz provoziert Fragen nach der politischen 
Bedeutung und Vermittlung von globalen und nationalen Fairnessnormen. Gerechtigkeit 
entwickelt sich offensichtlich zu einer Schlüsselkategorie für eine erfolgreiche globale 
Klimapolitik. Gleichwohl weiß man wenig über die Relevanz ethisch-moralischer Argu-
mente, Überzeugungen und Normen für die reale Klimapolitik. Die einschlägige norma-
tive und politische Diskussion beschränkt sich weitgehend darauf, Umfang und Dring-
lichkeit der moralischen Bringschuld der Industrieländer gegenüber den Ländern festzu-
stellen, die durch die Folgen des Klimawandels besonders gefährdet sind. Dies ist das 
Betätigungsfeld speziell der so genannten moralischen Unternehmer, primär der Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs). 

Klimapolitik ist ein Politikfeld, bei dem von einer recht großen Bedeutung globaler 
Moralaspekte für nationale Politikprozesse in Industrieländern ausgegangen werden 
kann: Einerseits wurde eindeutig – und mehrheitlich anerkannt – ein global common 
good (Atmosphäre) von reichen Ländern zulasten armer Länder geschädigt, andererseits 
sind in den Industrieländern starke Eigeninteressen virulent, inländische Fairness-
Probleme (etwa der sozialen Verteilungsgerechtigkeit) aufgrund von klimapolitischen 
Maßnahmen zu vermeiden sowie den massiven, nahezu ungebremsten Anstieg von 
Treibhausgasen in einigen Entwicklungs- und Schwellenländern zu politisieren, der 
ebenfalls „moralisch“ begründet wird. In diesem Beitrag steht Deutschland im Fokus: 
Welche Rolle spielt das Spannungsverhältnis zwischen inter- und intranationaler 
Gerechtigkeit in der deutschen Klimapolitik, und wie wirkt sich das auf staatliches Han-
deln in einem Bereich aus, in dem „Trittbrettfahrer-Verhalten“ der für die Klimafolgen 
verantwortlichen Länder als rationale Strategie erscheint? Wie weit ist der deutsche 
Sonderweg in der Klimapolitik von speziellen Kapazitäten, insbesondere moralischen 
Kapazitäten, geprägt? 

Im Folgenden werden nach (1) einem kurzen Resümee der Klimawandelforschung die 
(2) Grundmerkmale und Leitbilder der deutschen Klimapolitik herausgearbeitet, (3) 
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Konturen sowie Kernargumente des klimapolitischen Gerechtigkeitsdiskurses darge-
stellt und (4) eine kurze Analyse der Triebkräfte und zentralen Motive der deutschen 
Klimapolitik durchgeführt. Danach (5) werden die nationalen Grenzen globaler Gerech-
tigkeit und (6) die spezielle Pfadabhängigkeit der Klimapolitik diskutiert. Dem folgt (7) 
ein Blick auf die transnationalen moralischen Kapazitäten in der politischen Kultur 
Deutschlands. Im letzten Abschnitt (8) wird die Frage beantwortet, ob (und inwiefern) 
die deutsche Klimapolitik als erfolgreich und gerecht bezeichnet werden kann. 

2. Klimawandel: Asymmetrie zwischen Verursachern und Betroffenen 

Nach gegenwärtigem Wissensstand schreitet die wesentlich anthropogene Erderwär-
mung weiter voran (vgl. IPCC 2007).2 Die mittlerweile breite Zustimmung der weltwei-
ten Staatengemeinschaft zum wissenschaftlichen Sachstandsbericht des „Weltklimarats“ 
IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change, gegründet 1988) wurde zuletzt auf 
dem G8-Gipfel in Heiligendamm (Juni 2007) deutlich: Von allen G8-Regierungen wur-
de der IPCC-Bericht als Handlungsgrundlage für die internationale Klimapolitik aner-
kannt. Auch die US-Regierung bestreitet nicht mehr, dass der Klimawandel real ist. 
Hauptverantwortlich hierfür sind die Industrieländer. Ihre THG-Emissionen (besonders 
CO²) haben in den letzten fünfzig Jahren in starkem Maße zugenommen (1950: 6 Mrd. 
t/Jahr, 2004: 24 Mrd. t/Jahr; siehe Stern 2006b, S. 10), und sie steigen immer noch 
kräftig an. Die prognostizierten, teils dramatischen Folgen für Mensch und Umwelt 
werden hingegen überwiegend die Entwicklungsländer zu spüren bekommen. Sie leiden 
schon jetzt mehr als die Industrieländer unter den Wirkungen vielfältiger Klimaände-
rungen (vgl. IPCC 2007, Stern 2006b, Leary et al. 2008). 

Es besteht unter Klimaforschern weitgehend Einigkeit, dass der Anstieg der globalen 
THG-Emissionen schon bis 2020 gestoppt und danach kräftig gesenkt werden müsste, 
um verheerende Folgen (etwa durch häufigere Überschwemmungen und Dürreperioden) 
zu vermeiden (vgl. WBGU 2007). Eine weltweite Minderung der THG-Emissionen um 
mindestens 50 Prozent (oder gar 85 Prozent) bis 2050 gegenüber dem Niveau von 1990 
ist ein häufig genannter Zielwert. 3 Hierzu sollen die Industrieländer mit einer Senkung 
ihrer Gesamtemissionen um mindestens 80 Prozent beitragen (UBA 2005, S. 24). 
Dadurch könnte der Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur auf 2° C gegenüber 
dem vorindustriellen Wert (etwa von 1750) begrenzt werden; darüber hinausgehende 

                                                 
2 Es besteht ein breiter wissenschaftlicher Konsens, dass der größte Teil des Anstiegs der mittleren globa-
len Temperatur seit Mitte des 20. Jahrhunderts sehr wahrscheinlich (zu über 90 Prozent) durch den 
Anstieg anthropogener THG-Emissionen verursacht wurde (IPCC 2007). 
3 Nach Schätzungen der Internationalen Energieagentur (IEA) wird der THG-Ausstoß bis 2030 um 27 bis 
57 Prozent zunehmen. Und schon die bisherige Entwicklung zeigt, dass die Umkehr des Emissionstrends 
eine äußerst schwierige politische Aufgabe ist: „So waren die gesamten weltweiten CO2-Emissionen im 
Jahr 2006 um fast ein Drittel höher als 1990“ (Ziesing 2008a, S. 26). 
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Temperaturanstiege hätten voraussichtlich katastrophale Konsequenzen für Mensch und 
Umwelt (IPCC 2007). 

Diese höchst anspruchsvollen Ziele sind vor dem Hintergrund völlig konträrer realer 
Entwicklungen zu sehen: Seit 1990, dem so genannten Kyoto-Basisjahr, sind die Emis-
sionen, gemessen in CO²-Äquivalenten, weltweit um rund 24 Prozent (2004) gestiegen. 
Die vom Kyoto-Protokoll erfassten sechs Treibhausgase haben von 1970 bis 2004 um 
rund 70 Prozent zugenommen (IPCC 2007). Dies geht auch auf den kräftigen Emis-
sionsanstieg in wachstumsstarken Schwellen- und Entwicklungsländern zurück, allen 
voran China, Indien und Brasilien. Zwar sind in den 15 „alten“ EU-Mitgliedsländern die 
THG-Emissionen leicht rückläufig, doch von der Kyoto-Verpflichtung einer Reduktion 
um insgesamt 8 Prozent bis 2012 im Vergleich zu 1990 sind sie mit bislang erreichten 2 
Prozent (2005) noch weit entfernt (EEA 2007). Nur wenige Länder, im Spitzenfeld 
Deutschland, haben seit 1990 ihre Emissionen weitgehend durch klimapolitische Maß-
nahmen signifikant gesenkt (Ziesing 2006a, S. 491 f.) (siehe Anhang Tabelle 1). 

Am Anstieg der THG-Emissionen in etlichen Entwicklungs- und Schwellenländern 
wird auch das im Februar 2005 in Kraft getretene Kyoto-Protokoll nichts ändern, da sie 
von den dort festgelegten Emissionsminderungszielen ausgenommen sind. Zudem ist 
unsicher, ob sie sich in einem „Post-Kyoto“-Vertrag (ab 2012) auf konkrete Emissions-
begrenzungsziele verpflichten lassen. Und selbst wenn entgegen aller bisherigen Erfah-
rungen die Industrieländer vertragskonform ihre Zusagen einhielten, würde der weltwei-
te Emissionsanstieg nur abgebremst werden. Außerdem hat der weltgrößte THG-
Emittent, die USA (und bis vor kurzem auch Australien), das Protokoll nicht unter-
zeichnet, obwohl die USA (wie Australien) mit hoher Wahrscheinlichkeit von den Fol-
gen eines Klimawandels weitaus stärker getroffen werden als beispielsweise Deutsch-
land (vgl. IPCC 2007, 2001a, 2001b). 

In Anbetracht dieser schwierigen Ausgangslage und der überaus ungünstigen Voraus-
setzungen für zukünftige effektive globale klimapolitische Aktivitäten verhält sich 
Deutschland nicht so, wie man es von einem rationalen Akteur gemäß konventioneller 
Rational-Choice-Theorien erwarten würde. Nach der nicht-kooperativen Spieltheorie 
wäre zu befürchten, dass einzelstaatliche Vorleistungen durch das Trittbrettfahrerverhal-
ten anderer Staaten nahezu völlig wirkungslos werden. Dieses Argument wurde und 
wird häufig gegen eine Vorreiterpolitik vorgebracht. Mit der Intensivierung der globa-
len Klimapolitikdiskussion in den 1980er Jahren – und unverdrossen durch die vielfäl-
tigen Rückschläge seitdem – hat die deutsche Regierung, gleich welcher politischen 
Couleur, jedoch überwiegend eine progressive Rolle gespielt. Auf dem so genannten 
EU-Klimagipfel (Mai 2007) und dem einen Monat später folgenden G8-Gipfel in 
Heiligendamm setzte sich Bundeskanzlerin Merkel geradezu hartnäckig und recht 
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erfolgreich für anspruchsvolle klima- und energiepolitische Ziele und ein den Proble-
men angemessenes internationales Klimaregime ein. Umweltminister Gabriel hatte sich 
in Bali auf der UN-Klimakonferenz, die den Weg zu einer zweiten („Post-Kyoto“) Ver-
pflichtungsperiode ebnen sollte, in ähnlicher Weise engagiert. Die progressive Rolle der 
deutschen Regierung war häufig mit politischen (programmatischen und diplomati-
schen) Vorleistungen verbunden, wie beispielsweise dem wiederholten Angebot, die 
THG-Emissionen noch stärker zu reduzieren, sofern die EU bzw. andere Industrieländer 
ihre Ziele ebenfalls höher steckten. Da Deutschland gegenüber den prognostizierten Kli-
mafolgen nicht überdurchschnittlich vulnerabel ist4, fällt ein engeres Eigeninteresse als 
Erklärung für diese sehr wohl kosten- und damit im eigenen Lande konfliktträchtige 
Vorreiterrolle aus. Im Folgenden wird die exzeptionelle Rolle Deutschlands in der 
Klimapolitik beschrieben, die zu der starken These führt: Ohne Deutschlands großes 
Engagement über viele Jahre wäre das Kyoto-Protokoll nicht am 16. Februar 2005 in 
Kraft getreten. 

3. Deutsche Klimapolitik: Grundmerkmale und Leitbilder 

3.1 Grundmerkmale5 

In den internationalen klimapolitischen Verhandlungen, die in den 1980er Jahren ein-
setzten, spielte die Bundesrepublik Deutschland alsbald eine stimulierende, vorwärts 
treibende Rolle. Bereits im UBA-Jahresbericht von 1978 wurden „Klimaauswirkungen 
von Luftverunreinigungen“ offiziell thematisiert. Hierin wird auf eine deutsche Initia-
tive zu weltweitem Meinungsaustausch hingewiesen, und es wird deutlich gemacht, 
dass sich die Zeichen für nachteilige Folgen mehren: „Die vom UBA im Juni 1978 zu 
einem weltweiten Meinungsaustausch eingeladenen Wissenschaftler sagten überein-
stimmend eine weltweite Erwärmung von 1,5 bis 3° C als Folge einer Verdopplung der 
CO2-Konzentrationen voraus. (…) Die Experten forderten die Entwicklung von Abhil-
femaßnahmen, wie z. B. Energieumwandlungstechnologien“ (UBA-Jahresbericht 1978, 
S. 62). Im folgenden Jahresbericht 1979 (S. 86 f.) wird ausführlicher (dem Forschungs-
stand entsprechend vorsichtig, aber trotzdem recht deutlich) über den möglichen Klima-
wandel und seine Folgen berichtet. Auf den anthropogenen Einfluss wird unmissver-
ständlich hingewiesen wie auch auf die nur langsam wirkende „Bremskraft“ klimapoli-
tischer Maßnahmen und die vielfältigen globalen Folgen einer Klimaerwärmung. Doch 
obwohl schon 1979 die Entwicklung eines nationalen Klimaforschungsprogramms 

                                                 
4 Vgl. das Resümee zum Forschungsstand vom Umweltbundesamt im November 2007: „Klimaänderun-
gen, Auswirkungen und was für den Klimaschutz zu tun ist“, Berlin: UBA, S. 5 f.). 
5 Zur Klimapolitik allgemein sowie zu der von Deutschland siehe für viele Oberthür/Ott (1999), Strübel 
(1992), Ulbert (1997), Schreurs (2002), Beisheim (2004), Binder/Tews (2004), Mez (2003), Jänicke et al. 
(2002), SRU (2004, 2005), BMU (2005), Deutscher Bundestag (2005), Cass (2006); auch Weidner 
(2005), Weidner/Eberlein (2008). 
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beschlossen wurde, kam es erst 1984 in Einsatz (Weingart et al. 2000, S. 271). Der kli-
mapolitikhistorischen Bedeutung wegen werden die einschlägigen Textpassagen hier 
ausführlich wiedergegeben: 

Menschliche Eingriffe in die Naturvorgänge haben eine solche Größenordnung erreicht, 
daß z. B. die rapide zunehmende Abholzung von Wäldern ohne Wiederaufforstung, ins-
besondere von Regenwäldern, nicht nur lokal außerordentlich schädliche Wirkungen 
zeitigt, sondern auch Auswirkungen auf das Klima befürchten läßt. (…) 

Vor allem ist hier der Anstieg des Kohlendioxids (CO2) in der Atmosphäre zu nennen. 
Die Zunahme des CO2-Gehaltes in der Atmosphäre hängt insbesondere von der Entwick-
lung des künftigen Energieverbrauchs und der Wahl der Primärenergieträger sowie von 
den möglichen Eingriffen in die Biosphäre (z. B. durch Landnutzungsveränderungen) ab. 
Der möglichen Einwirkungen einer CO2-Zunahme auf das Klimasystem kommt wegen 
der langen Verweilzeit in der Atmosphäre besondere Bedeutung zu. 

(…) 

Die lange strittige Frage nach Temperaturerhöhung oder –senkung als Folge des CO2-
Anstiegs wird nunmehr im Sinne einer Temperaturerhöhung beantwortet. Ungeklärt ist 
die Frage, welcher Anteil des CO2 bei weiterem Anstieg der Konzentration in der Atmo-
sphäre von den Reservoiren Ozean und Biosphäre aufgenommen wird. 

(…) 

So kann aufgrund der vielen Kenntnislücken der Verlauf des Klimas für die nächsten ein 
oder zwei Generationen gegenwärtig nicht vorhergesagt werden. Andererseits sind Ände-
rungen des Klimas durch den Menschen nicht auszuschließen. Besonders die ständig 
wachsende Weltbevölkerung und die angespannte Welternährungslage machen das Welt-
wirtschafts- und Sozialgefüge erheblich empfindlicher gegenüber globalen Klimaände-
rungen. Etwa erforderlich werdende Entlastungsmaßnahmen, sollten sie überhaupt noch 
wirksam werden, müßten innerhalb des nächsten Jahrzehnts eingeleitet werden, da z.B. 
die Substitution einer Energiequelle durch eine andere mehrere Jahrzehnte benötigt. 

Die wissenschaftlichen Unsicherheiten über Art und Ausmaß anthropogen bedingter 
Klimaänderungen sind noch sehr groß. 

Basierend auf einem Bericht des Umweltbundesamtes und des Bundesministeriums des 
Innern (s. Umweltbrief Nr. 20 vom 21. Januar 1980) beauftragte das Bundeskabinett 
(Beschluß vom 14. November 1979) den Bundesminister für Forschung und Technologie 
[und 12 weitere Ressorts], ein interdisziplinäres Forschungsprogramm durchzuführen. 
Zur Ausarbeitung des Programmentwurfs und Beratung der Ressorts bei der Durch-
führung des Programms wird ein Ausschuß Klimaforschung (AKF) gebildet. 

(…) 

Wegen der noch bestehenden Unsicherheiten können zur Zeit noch keine über dieses 
Forschungsprogramm hinausgehenden Gegenmaßnahmen empfohlen werden. Anderer-
seits ist aber bereits jetzt abzusehen, daß die gegenwärtigen Energieentscheidungen, 
insbesondere wegen der langen Verweildauer von Kohlendioxid in der Atmosphäre, das 
Klima in den nächsten 30 bis 50 Jahren mitbeeinflussen können. Daher müssen mögliche 
negative Auswirkungen auf das globale Klima bei den langfristigen energiepolitischen 
Entscheidungen berücksichtigt werden“ (UBA-Jahresbericht 1979, S. 86 f.). 

Im März 1987 erklärte der Ende 1982 ins Amt gekommene Bundeskanzler Kohl die 
Klimafrage zum wichtigsten Umweltproblem.6 Nicht nur von hohem politischem 

                                                 
6 Zwanzig Jahre später bezeichnet Bundeskanzlerin Merkel anlässlich des so genannten Energiegipfels 
(3.7.2007) den Klimaschutz als „die größte Herausforderung des 21. Jahrhunderts“ (taz vom 4.7.07, S. 8). 
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Symbolwert, sondern auch hilfreich zur Überwindung politischer Verhandlungsbarrie-
ren waren beispielsweise die viel beachteten Auftritte von deutschen Umweltministern 
oder Bundeskanzlern auf internationalen Tagungen (etwa UN-Umweltgipfel in Rio de 
Janeiro 1992 und Johannesburg 2002, Vor- bzw. Nachbereitungskonferenzen zum 
Kyoto-Protokoll, G7- bzw. G8-Gipfeltreffen), wo sie sich für eine anspruchsvolle inter-
nationale Umwelt- und Klimapolitik einsetzten. Das Kyoto-Protokoll, in dem erstmals 
verbindliche THG-Emissionsminderungen für die Gruppe der Industriestaaten 
festgeschrieben wurden, hätte 1997 nicht ohne die engagierten Vorbereitungsarbeiten 
der damaligen Bundesumweltministerin Merkel erfolgreich abgeschlossen werden 
können.7 Nicht zuletzt deswegen und aufgrund ihrer seit Anfang 2007 höchst 
öffentlichkeitswirksamen klimapolitischen Aktivitäten wurde sie vom TIME Magazine 
in die Reihe der „Heroes of the Environment“ aufgenommen (TIME Magazine, 
29.10.2007, S. 61). 

Den Ruf eines klimapolitischen Vorreiters verdankt Deutschland aber ebenso den an-
spruchsvollen nationalen Zielsetzungen und effektvollen Maßnahmen. Auf Grundlage 
der Empfehlungen der bereits im Oktober 1987 eingesetzten Bundestags-Enquetekom-
mission „Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre“ wurde ein umfangreiches Klima-
schutzprogramm beschlossen. Nahezu alle Einzelmaßnahmen wurden einvernehmlich 
von allen Bundestagsfraktionen unterstützt. Weltweites Aufsehen erregte beispielsweise 
die Regierungserklärung von 1991, die CO²-Emissionen bis 2005 um 25 Prozent gegen-
über 1990 zu reduzieren.8 Im Rahmen der Lastenverteilung des Kyoto-Protokolls inner-
halb der EU hat sich Deutschland zur weitaus größten Emissionssenkung verpflichtet, 
nämlich 21 Prozent der THG gegenüber 1990 bis spätestens 2012. Die EU-Gesamt-
verpflichtung beträgt demgegenüber nur 8 Prozent. 

Die großen deutschen Industrieverbände schlossen 1995/96 mit der Bundesregierung 
eine freiwillige Vereinbarung zur THG-Reduktion ab; im Gegenzug sollte auf eine 
Ökosteuer verzichtet werden, die dann auch erst vier Jahre später unter der Regierung 
Schröder eingeführt wurde. Gleichwohl wurde die Klimavereinbarung im Jahr 2000 
fortgeschrieben.9 

                                                 
7 Diese Aktivitäten im Rahmen der ersten Vertragsstaatenkonferenz (Conference of Parties, COP1) der 
UN-Klimarahmenkonvention in Berlin im Jahr 1995 führten zum so genannten Berliner Mandat für die 
Verhandlungen in Kyoto 1997. 
8 Bereits im Juli 1990 war durch Kabinettsbeschluss ein CO²-Verminderungsziel von 25 Prozent bis 2005 
auf Basis des Jahrs 1987 festgelegt worden. Dieses Ziel wurde dann nach der Vereinigung beider deut-
scher Staaten und auf Grundlage des Berichts der Enquetekommission modifiziert (vgl. Müller 1994). 
9 Das Ziel wurde jedoch verfehlt: Statt zugesagter CO²-Minderung von 20 Mio. t bis 2005 kam es zu 
einem deutlichen Anstieg der CO²-Emissionen der Energiewirtschaft um 30 Mio. t, die die so genannte 
Kraft-Wärme-Kopplungs-Vereinbarungen von 2001 und 2004 nicht einhielten. Auch die Automobilin-
dustrie konnte den auf EU-Ebene vereinbarten CO²-Abgaswert nicht realisieren. Freiwillige Vereinbarun-
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Eine breite Öffentlichkeit wurde ab Ende der 1980er Jahre über die Klimaproblematik 
häufig und intensiv in den öffentlichen Medien informiert (vgl. Weingart et al. 2000). 
Den entscheidenden Auftakt gab eine die Klimafolgen stark dramatisierende Titelge-
schichte des Spiegel vom 11. August 1986.10 Erst viel später setzt sich auch die Boule-
vardpresse für eine effektive Klimapolitik ein. Die große Mehrheit der deutschen Bevöl-
kerung (rund zwei Drittel) sieht Klimapolitik inzwischen als eine vordringliche politi-
sche Aufgabe an (BMU 2006). 

Die rot-grüne Regierung (SPD und Bündnis 90/Die Grünen 1998-2005) machte Klima-
schutz und Energiepolitik ab 1998 zu einem prioritären Politikbereich. Es wurde eine 
breite Palette energiebezogener Maßnahmen, insbesondere zur Förderung erneuerbarer 
Energien, aufgelegt (Mez 2003). Im Jahr 1999 trat das Ökosteuer-Gesetz trotz kräftigen 
öffentlichen Gegenwinds und heftiger Kritik der Wirtschaft in Kraft. Nach langen und 
konfliktreichen Verhandlungen mit der Energiewirtschaft wurde der phasenweise Aus-
stieg aus der Kernenergie vereinbart.11 Als jedoch absehbar wurde, dass das weltweit 
stark beachtete (in der Koalitionsvereinbarung von 1998 bekräftigte) CO2-Reduktions-
ziel von 25 Prozent bis 2005 (Basisjahr 1990) nicht erreichbar ist, wurde es in offiziel-
len Verlautbarungen der Bundesregierung nicht mehr genannt; an dessen Stelle rückte 
das (schwächere) Ziel aus der EU-Vereinbarung, die THG-Emissionen bis spätestens 
2012 um 21 Prozent zu vermindern (Kyoto-Ziel). 

Trotzdem steht die Bundesrepublik mit einer Senkung der CO²-Emissionen um 16 Pro-
zent bis 2005 (Basisjahr 1990) im internationalen Vergleich gut da.12 Deutschland ge-
hört zu den wenigen Industrieländern, in denen die CO²-Emissionen überhaupt in einer 
relevanten Größendimension und durch aktive Klimapolitik gesenkt worden sind, und 
das Kyoto-Ziel dürfte erreichbar sein. In den USA stiegen dagegen die Emissionen um 
über 16 Prozent, in Japan um 14 Prozent, wie überhaupt die weltweiten energiebeding-
ten CO²-Emissionen im Zeitraum 1990-2003 um mehr als 19 Prozent zugenommen 
haben. Die Emissionen der Entwicklungs- und Schwellenländer sind dabei sogar um 
rund 60 Prozent gestiegen, doch liegen sie pro Kopf der Einwohner noch weit unter den 
Werten der Industrieländer. 
                                                                                                                                               
gen erwiesen sich hier erneut als schwache umweltpolitische Steuerungsinstrumente (siehe auch OECD 
2003). 
10 Kurz zuvor (1986) hatte die Deutsche Physikalische Gesellschaft recht breite öffentliche Aufmerksam-
keit erregt mit einer Stellungnahme, die vor einer drohenden Klimakatastrophe warnte. Als eine Gegen-
maßnahme wurde der Ausbau von Kernkraft anstelle von konventionellen (Öl- und Kohle-)Kraftwerken 
empfohlen. Diese Empfehlung fand jedoch im Weiteren wenig Anklang, da kurz danach die Reaktor-
Katastrophe von Tschernobyl geschah (vgl. auch Cavender/Jäger 1993, Weidner/Eberlein 2008). (Die 
Stellungnahme der DPG und die Spiegel-Titelgeschichte vom 11.8.86 sind im Anhang aufgeführt.) Schon 
1979 hatte Der Spiegel (Nr. 9/1979) über den möglichen „Tod im Treibhaus“ berichtet. 
11 Der Ausstiegsbeschluss nahm Kritikern der Klimapolitik den Wind aus den Segeln, die als wichtigen 
(heimlichen) Beweggrund für das klimapolitische Engagement die Abkehr von fossilen Energieträgern 
zugunsten des Ausbaus der Kernenergie vermuteten (vgl. etwa Boehmer-Christiansen 2003). 
12 Die (vom Kyoto-Protokoll erfassten) THG-Emissionen wurden um 18 Prozent gesenkt. 
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Die Spitzenposition Deutschlands ist zu einem Gutteil dem Zusammenbruch veralteter 
Industriebetriebe in den neuen Bundesländern zu verdanken, seit Anfang der 1990er 
Jahre kam es nur noch zu einer vergleichsweise schwachen Emissionsminderung 
(Wittke/Ziesing 2006, S. 155; Ziesing 2006b).13 Gleichwohl ist die bislang erreichte 
(gesamtwirtschaftliche) Energieeffizienz im selben Zeitraum kräftig gestiegen: Je Ein-
heit Bruttoinlandsprodukt wurde 2005 ein Drittel weniger CO² emittiert als 1990 (eben-
da, S. 156).14 

Die klimaschonende Energiepolitik hat Deutschland in einigen Bereichen erneuerbarer 
Energietechniken (etwa Wind, Photovoltaik) zum Weltmarktführer gemacht (vgl. Mez 
2008, Schreyer/Mez 2008). Besonders kräftige Umsatzzuwächse verzeichnen die Her-
steller von Solaranlagen dank der hohen Förderung der Einspeisung von Solarstrom ins 
allgemeine Stromnetz (nach Erneuerbare-Energie-Gesetz 2004; im folgenden EEG), den 
verbilligten Förderkrediten, die von der Staatsbank KfW zur Finanzierung der Anfangs-
investitionen vergeben werden und – über den Export – von der zunehmenden Zahl an 
Förderprogrammen für Solarstrom in anderen Ländern.15 Der Umsatz der deutschen 
Solarindustrie stieg von 264 Mio. € im Jahr 2002 auf über 5,7 Mrd. (davon etwa 2,7 
Mrd. € Exporterlöse) in 2007; und die Leistung stieg von 162 auf 3.000 Gigawattstun-
den (iwd Nr. 23 vom 5.6.2008, S. 4 f.). Deutschland trägt damit zu einer klimapolitisch 
erwünschten Dynamisierung der Energiepolitik in anderen Ländern bei, wie etwa die 

                                                 
13 Es ist unstrittig, dass in den 1990er Jahren der Umstrukturierungsprozess in den neuen Ländern einen 
wesentlichen – etwa 50 Prozent werden genannt – Anteil an den THG-Verminderungen hatte. In den 
neuen Ländern ging beispielsweise der Energieverbrauch von 1990-1995 um 35 Prozent zurück. Dies lag 
nicht nur an dem Zusammenbruch etlicher energieintensiver Unternehmen, sondern unter anderem auch 
an der Steigerung der Energieeffizienz in der Energieversorgung und bei Privathaushalten. Auch der 
veränderte Energiemix trug hierzu bei, insbesondere ging der Einsatz der besonders CO2-intensiven 
Braunkohle kräftig zurück. Einen starken Anstieg der CO2-Emissionen gab es hingegen im Verkehrsbe-
reich (Kraftfahrzeuge). 
14 „Nicht nur der Primärenergieverbrauch lag im Jahr 2003 deutlich unter dem Niveau zu Beginn der 90er 
Jahre. Auch der spezifische Energieverbrauch pro Kopf der Bevölkerung ging trotz steigenden Wohl-
stands deutlich zurück. Die Energieproduktivität, d. h. die wirtschaftliche Leistung pro eingesetzter Ein-
heit Energie, lag 2003 um nahezu ein Viertel höher als im Jahr 1990. (…) Die Entkopplung der Relation 
zwischen Energieverbrauch und wirtschaftlicher Entwicklung hat sich allerdings in den letzten Jahren 
spürbar verlangsamt. Anfang der 90er Jahre betrug die Steigerung der Energieproduktivität noch durch-
schnittlich mehr als 2 Prozent pro Jahr. Dies lag vor allem an erheblichen Investitionen in den neuen Län-
dern. Nachdem diese Investitionen weitgehend abgeschlossen waren, sank dieser Wert im Durchschnitt 
zwischen den Jahren 2000 und 2002 auf etwa 1 Prozent jährlich. Grund dafür ist das bereits erreichte 
hohe Niveau der deutschen Energieproduktivität. Das Ziel der Bundesregierung, die Energieproduktivität 
bis 2020 zu verdoppeln, erweist sich vor diesem Hintergrund als sehr ambitioniert…“ (Deutscher Bun-
destag 2005, S. 12). Dieses Ziel ist darüber hinaus historisch beispiellos, denn eine Steigerung der Ener-
gieproduktivität pro Jahr von derzeit 1 auf 3 Prozent hat es noch nicht gegeben. „Selbst zwischen 1990 
und 1995, als die ineffizienten DDR-Strukturen zerbrachen, stieg die Energieproduktivität nur knapp über 
2.5 Prozent pro Jahr“ (Wirtschaftswoche Nr. 26 vom 25.6.07, S. 23). 
15 Das EEG 2004 garantiert den Herstellern und Betreibern von Solaranlagen 20 Jahre lang eine Vergü-
tung für die Stromeinspeisung. Im Jahr 2008 beispielsweise werden den Besitzern von Photovoltaikanla-
gen zwischen 35,5 und 46,8 Cent je Kilowattstunde bezahlt, danach wird die Einspeisevergütung nach 
bisheriger Planung des BMU um 8-9 Prozent reduziert, womit der technische Fortschritt berücksichtigt 
wird. 
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Beispielfunktion der so genannten Einspeiseregelung im EEG zeigt, an der sich rund 
zwei Drittel der EU-Mitgliedstaaten und viele weitere Länder orientiert haben. Die von 
Deutschland angestoßenen und organisierten internationalen Konferenzen zu 
erneuerbaren Energien verstärken diesen Trend und vergrößern damit die 
Marktaussichten für deutsche Techniken16; hierzu tragen auch von Deutschland im 
Anschluss an den internationalen UN-Umweltgipfel in Johannesburg 2002 zur 
Verfügung gestellte zinsgünstige Darlehen in Milliardenhöhe bei (vgl. SRU 2005, S. 7; 
www.ren21.net). 

Unter der 2005 angetretenen schwarz-roten Regierung (CDU/CSU und SPD) wird 
offensichtlich der bisherige progressive klima- und energiepolitische Pfad weiter be-
schritten: Die Förderung von erneuerbaren Energien und Energieeinsparungsmaßnah-
men wurde kräftig aus- und nicht – wie von vielen anfangs befürchtet – abgebaut; dies 
spiegelt auch der rund 50-prozentige Zuwachs der Arbeitsplätze im Bereich der erneuer-
baren Energien im Zeitraum 2004 bis 2006 wider (Umwelt, BMU Nr. 11/2007, S. 623, 
637 ff.).17 Die Öko-Steuer – zuvor von der CDU (und der Mehrheit der Wirtschaft) stets 
und hart bekämpft – wurde beibehalten. Die deutsche Automobilindustrie genießt (wie 
schon unter den konservativ-liberalen und rot-grünen Regierungskoalitionen) weiterhin 
den „Schutz“ der Regierung vor anspruchsvollen Abgasstandardsetzungen der EU, die 
entschärft und zeitlich verschoben wurden (siehe Der Tagesspiegel vom 10.6.08, S. 17; 
TAZ vom 11.6.08, S. 3; Die Zeit vom 12.6.08, S. 31; ifo-Schnelldienst, 61. Jg., 
10/2008, S. 17 f.) Dagegen gibt es große und noch ungelöste Differenzen in der Koali-
tionsregierung hinsichtlich des Einsatzes von Kernkraftwerken. Gleichwohl ist ihr An-
teil an der Stromversorgung auf 26 Prozent (2006) gesunken. Und die Bundeskanzlerin 
hat bislang stets darauf verwiesen, dass die Regierung sich an die Koalitionsvereinba-
rung – in die der unter rot-grüner Regierung beschlossene phasenweise Atomausstieg 
aufgenommen worden ist – halten wird. Von Beginn seiner Amtszeit an drängt der seit 
2005 amtierende Umweltminister Sigmar Gabriel (SPD) auf neue Impulse in der globa-
len Klimapolitik mit Blick auf das Ende der Kyoto-Periode 2012: Auf der Vertragsstaa-
tenkonferenz (Klimarahmenkonvention, Kyoto-Protokoll) in Montreal im Dezember 
2005 etwa unterstützte Deutschland das Ziel, die THG-Emissionen weltweit bis 2050 
um die Hälfte zu reduzieren, in den Industrieländern entsprechend um 60-80 Prozent. 
Auf die entscheidende Rolle der Bundesrepublik für die Dynamisierung der Klimapoli-
tik der EU und auf den G8-Gipfeln ist bereits hingewiesen worden. Insofern kann man 
für den Bereich Klima- und Energiepolitik von einer nun gut zwanzigjährigen positiven 

                                                 
16 Es wird von einem Marktvolumen für Umwelttechnik und Innovation von 1.000 Mrd. € ausgegangen, 
„das sich bis 2020 noch verdoppeln dürfte“ (Umwelt, BMU, Nr. 11/2007, S. 630); vgl. auch 
www.oecd.org/environment/innovation/globalmarkets. 
17 Eine Studie im Auftrag des BMU von 2008 sieht rund eine halbe Million neue Stellen im Klimaschutz 
bis 2020 voraus. Schon jetzt sorgt der Umweltschutz für mehr als 1,8 Millionen Beschäftigte (das sind 
4,5 Prozent aller Erwerbstätigen); vgl. SZ vom 7.6.2008, S. 28. 
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Pfadabhängigkeit18 der deutschen Regierung sprechen – trotz wechselnder parteipoliti-
scher Konstellationen in der Regierung und erheblicher sozioökonomischer Kontextän-
derungen. 

3.2 Leitbilder 

An welchen langfristigen und umfassenden – die tagespolitisch-inkrementalistischen 
Entscheidungen und Maßnahmen einordnenden und symbolisch legitimierenden – Leit-
bildern orientiert sich die deutsche Klimapolitik bzw. prätendiert sie, dies zu tun? Es 
dominieren zwei Referenzkonzepte, auf die sich alle relevanten Akteursgruppen bezie-
hen. Sie herrschen auch im öffentlichen und wissenschaftlichen Diskurs vor: die Kon-
zepte der ökologischen Modernisierung und der nachhaltigen Entwicklung. Sie werden 
in der politischen und öffentlichen Diskussion in aller Regel nicht als konkurrierende, 
sondern als weitgehend komplementäre, häufig auch als kongruente Konzepte verstan-
den. Dies steht im Kontrast zu einer höchst ausdifferenzierten wissenschaftlichen Dis-
kussion, die für jedes der beiden Konzepte eine (kaum überschaubare) Vielzahl sehr 
unterschiedlicher Fassungen entwickelt hat; selten werden aber die (teilweise großen) 
Differenzen zwischen den beiden Konzepten systematisch aufgearbeitet.19 

Von den wissenschaftlichen Differenzierungs- und Konstruktionsleistungen wenig be-
eindruckt ist in der politisch-öffentlichen Diskussion eher ein vages, vereinfachendes 
Verständnis der Konzepte virulent, das gleichwohl den jeweiligen Kerngedanken ihrer 
Mainstream-Version enthält. Danach steht ökologische Modernisierung für eine gezielt 
auf eine umweltschonende, umweltentlastende oder gar umweltfreundliche Produktions- 
und Konsumtionsstruktur hinarbeitende Politik in einem und für ein Land (National-
staat). Hierdurch sollen innerhalb kapitalistischer Systemstrukturen langfristig stabile 
Wohlfahrtsgewinne ermöglicht, zumindest Wohlfahrtseinbußen durch Umweltscha-
densfolgen vermieden werden. Die ökonomischen Triebkräfte, die manche für einen un-
verrückbaren Zielkonflikt zwischen Umweltschutz und Wirtschaftswachstum verant-
wortlich machen, sollen quasi in den Dienst des Umweltschutzes gestellt werden. We-
sentliche Ansatzpunkte sind die Steigerung der Öko-Effizienz und die Förderung von 
sonstigen ökologisch vorteilhaften Innovationsprozessen, die sich ökonomisch ren-
tieren. 

                                                 
18 Die Pfadabhängigkeit wird hier als positiv gekennzeichnet, um hervorzuheben, dass die üblicherweise 
als restriktiv und innovationsbehindernd verstandenen Bindungen der Politik an einen bestimmten Ent-
wicklungspfad im Falle der Klimapolitik zu ökologischen, ökonomischen und (global-)politischen Fort-
schritten geführt haben. Zu Pfadabhängigkeit als Erklärungsfaktor siehe Abschnitt 6 „Positive Pfadabhän-
gigkeit“. 
19 Zur ökologischen Modernisierung siehe Mol/Sonnenfeld (2000), Jänicke (2000); zur nachhaltigen Ent-
wicklung Huber (1995), WCED (1987); für eine vergleichende Analyse der Konzepte vgl. SRU (1994), 
Langhelle (2000), Lafferty/Meadowcroft (2000) und Weidner (2005). 



12 

Das Konzept nachhaltige Entwicklung ist demgegenüber globaler und langfristiger so-
wie in punkto Themen und Akteure (teilweise viel) breiter angelegt und in hohem Maße 
normativ-präskriptiv. Es geht letztendlich um die Ermöglichung einer fairen globalen 
Wohlfahrtsentwicklung, die auch noch in der fernsten Zukunft trägt; ökologische 
Aspekte genießen dabei gegenüber sozialen und ökonomischen Belangen keine absolute 
Vorrangstellung. Während für das Nachhaltigkeitskonzept (internationale und interge-
nerationelle) Gerechtigkeit konstitutiv ist und für Entwicklungsländer faire Entwick-
lungsmöglichkeiten sichergestellt sein sollen, hebt ökologische Modernisierung nicht 
einmal für den nationalstaatlichen Raum allgemeine Fairness oder (Verteilungs-)Ge-
rechtigkeitsgesichtspunkte hervor; allenfalls die Intention einer ökologieorientierten 
nationalen Gemeinwohlförderung durch soziale „Trickle-down“-Effekte von umwelt-
schonendem Wirtschaftswachstum ließe sich ableiten (vgl. hierzu ausführlich Weidner 
2005; Langhelle 2000). 

Will man die Mainstream-Version der Konzepte mit Autorenschaften verbinden, so 
stünde für ökologische Modernisierung an prominenter Stelle u. a. Martin Jänicke, für 
nachhaltige Entwicklung der Endbericht Our Common Future der so genannten Brundt-
land-Kommission (Jänicke 1984, 2000, Hauff 1987, WCED 1987). 

Schon während der Regierungsära Kohl erlangten beide Konzepte einen zentralen poli-
tischen Stellenwert; sie verdrängten in der Diskussion das anfänglich vorherrschende 
Konzept der öko-sozialen Marktwirtschaft, das quasi im Konzept der ökologischen 
Modernisierung aufging. Zuvor hatten schon die politischen Oppositionsparteien und 
auch die Gewerkschaften ökologische Modernisierung in ihre Programmatik aufgenom-
men (vgl. Jänicke 1993a). In der rot-grünen Regierungszeit bekamen beide Konzepte 
eine prominente Stellung in den Koalitionsverträgen, auch in der Regierungsrhetorik 
waren sie nahezu allgegenwärtig. So werden beide Konzepte im nationalen Klima-
schutzprogramm von 2005 zur Begründung der Klimaschutzpolitik herangezogen 
(Deutscher Bundestag 2005, S. 4). Seit Beginn der schwarz-roten Regierungskoalition 
hat das Konzept der ökologischen Modernisierung programmatisch erheblich an Ge-
wicht gewonnen, auch in der „Realpolitik“ dominiert es. 20 Insbesondere seit Veröffent-
                                                 
20 Ein eindeutiges Beispiel für die klare Dominanz des Konzepts der ökologischen Modernisierung in der 
„Realpolitik“ ist die mittlerweile „entschärfte“ Biotreibstoffpolitik des Umweltministeriums. Sie verfolgte 
– trotz vielfältiger Kritik respektabler Organisationen, etwa des SRU (2008) – eine Steigerung des Bio-
treibstoffanteils in Benzin nahezu ohne Berücksichtigung der damit offensichtlich verbundenen negativen 
ökologischen und sozialen Effekte; siehe auch die Titelgeschichte des TIME Magazine, „The Clean Ener-
gy Myth“, vom 14.4.08, S. 28-32. Aufgrund massiver Kritik hat Umweltminister Gabriel die Quotenerhö-
hung für „Biosprit“ am 4. April 2008 ausgesetzt. Darüber hinaus ist die ursprünglich geplante Biotreib-
stoffstrategie der Regierung ein gutes Beispiel für „konzertierte Politik“, die für wichtige (Blockade-)Ak-
teursgruppen auf Kosten der Konsumenten einen Kooperationsgewinn schafft. Der ADAC hat diese Kon-
stellation plastisch beschrieben: „Der Benzinpreis schlägt alle Rekorde, jeder Stopp an der Tankstelle 
reißt inzwischen ein dickes Loch ins Privatbudget. Und es könnte für viele Autofahrer in Deutschland 
noch schlimmer kommen. Diesmal nicht wegen des steigenden Rohölpreises, sondern weil sie zum Um-
stieg auf teures Super Plus gezwungen werden. Mit Billigung des Staates. Worum geht’s? Die Bundesre-
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lichung des so genannten Stern-Reports (Stern 2006a) im Oktober 2006 mit seinen opti-
mistischen Annahmen bezüglich der Kosten und volkswirtschaftlichen Vorteile eines 
vorsorgenden Klimaschutzes wird Klimapolitik verstärkt als Industriestruktur- und 
Innovationspolitik interpretiert. Umweltminister Gabriel betont in Reden und Veröffent-
lichungen zunehmend die positive gesamtwirtschaftliche Modernisierungsfunktion einer 
ökologischen Industriepolitik und die wachsende Bedeutung der „grünen Leitmärkte der 
Zukunft“ für die deutsche Wirtschaft insgesamt (siehe z. B. Umwelt, BMU, Nr. 11, 
2007, S. 627; vgl. auch BMU 2008a). 

Die fundamentalen Inkompatibilitäten21 zwischen beiden Konzepten spielten und spie-
len im Diskurs und in der Alltagspraxis der deutschen Klimaschutzpolitik keine signifi-
kante Rolle. Da das klimapolitische Leitbild-Duo gerade mit Bezug auf Gerechtigkeits-
aspekte ambivalent ist,22 lässt sich aus dem programmatischen Überbau nicht eindeutig 
erschließen, weshalb die Regierung eine anscheinend global-altruistische Klimapolitik 
betreibt. Die Dominanz des Konzepts der ökologischen Modernisierung in der politisch-
gesellschaftlichen Praxis deutet hingegen auf eine starke Position von national-egoisti-
schen (ökonomisch rationalen) Motiven. Das steht offensichtlich im Widerspruch zu 
den klimapolitischen Aktivitäten der Bundesregierung, mit denen nicht unerhebliche 
(und im Lande teils höchst umstrittene) Vorleistungen für das heute noch unsichere Ziel 
einer global koordinierten, adäquaten Klimapolitik erbracht wurden. 

                                                                                                                                               
gierung hat sich 2006 mit einem „Biokraftstoffquotengesetz“ ehrgeizige Ziele gesteckt: Die Gesamtmen-
ge des in Deutschland abgesetzten Kraftstoffs muss ab 2009 einen 6,25-prozentigen Biosprit-Anteil 
haben. Diese Quote soll dann binnen sechs Jahren auf acht Prozent steigen. Um dieses nationale Ziel zu 
erreichen, muss handelsüblichem Otto-Kraftstoff mehr Ethanol aus Biomasse (Bioethanol) beigemischt 
werden. Ein «Runder Tisch Biokraftstoffe», bestehend aus Bundesumweltministerium, Autoindustrie und 
Mineralölwirtschaft, einigte sich im Vorgriff auf das Datum 2009 darauf, dem in Deutschland verkauften 
Otto-Kraftstoff künftig zehn Volumenprozent Biosprit beizumischen. Und hier beginnt das Problem: Die 
in Deutschland zugelassenen Autos wurden für maximal fünf Prozent Bioethanol entwickelt, wie es die 
geltende Kraftstoffnorm vorsieht. Nur wenige Pkw sind bereits für Treibstoff mit zehnprozentigem Bio-
sprit-Anteil («E10») zugelassen, so neuere VW-Modelle und Fahrzeuge von Porsche, Saab, Toyota, 
Volvo und Peugeot. Sprich: Millionen von Pkw haben seitens der Hersteller keine Freigabe für einen 
Kraftstoff mit höherem Bioethanol-Anteil – und werden sie in vielen Fällen auch nicht nachträglich be-
kommen, weil Ethanol je nach Konstruktionsweise Aluminium-Komponenten im Motor angreifen kann. 
Dies erkannten auch die Teilnehmer des «Runden Tischs» und ersannen eine Lösung des Problems: Für 
alle nicht freigegebenen Autos müsse es auch in Zukunft einen Kraftstoff mit nur fünf Volumenprozent 
Biosprit («E5») geben. Als solchen werde man ein entsprechendes Super Plus anbieten. Im Klartext: Wer 
kein Risiko eingehen will, muss zu der Premium-Sorte mit geringerem Ethanol-Anteil greifen – und dafür 
je Liter bis zu 15 Cent mehr berappen. Eine Lösung, die jedem Teilnehmer des «Runden Tischs» gefallen 
muss: Die Autoindustrie freut sich über stärkeren Druck zum Neuwagenkauf, die Mineralölwirtschaft 
über eine Beflügelung des Super-Plus-Absatzes (der bisher bei drei Prozent Marktanteil vor sich hin-
dümpelt), Umwelt- und Landwirtschaftsminister über die Erreichung von Umweltzielen und noch mehr 
Absatzchancen für Energiepflanzen“ (ADACmotorwelt 12/2007, S. 40 f.). Schließlich ist die Biotreib-
stoffpolitik auch ein Beispiel dafür, dass bloße Effizienzgesichtspunkte in der deutschen Klimapolitik 
nicht ausschlaggebend sind, denn „die THG-Vermeidung aus Biokraftstoffen [stellt] das mit Abstand teu-
erste Maßnahmenbündel [dar]“ (SRU 2008, S. 96). 
21 Vgl. Weidner 2002 und die Literaturhinweise in Weidner (2005). 
22 Gemeint sind die Spannungen zwischen globalen und nationalen sowie intergenerationellen Gerechtig-
keitserfordernissen und den damit verbundenen verteilungspolitischen Effekten. 
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4. Konturen des klimapolitischen Gerechtigkeitsdiskurses 

Kein anderes Umweltthema wird so stark unter Gerechtigkeitsaspekten diskutiert wie 
der globale Klimaschutz. In dieser Debatte nimmt die Frage der internationalen Gerech-
tigkeit bzw. Fairness den größten Raum ein, weit mehr als die nach intergenerationeller 
Gerechtigkeit. Besonders Vertreter aus Entwicklungs- und Schwellenländern bringen 
den internationalen Gerechtigkeitsaspekt in die globalen klimapolitischen Verhandlun-
gen ein (vgl. für viele Glaser 2006, Oberthür/Ott 1999, Yamin/Depledge 2004); hierbei 
werden sie von westlichen zivilgesellschaftlichen Organisationen (im Weiteren: NGOs) 
unterstützt. 

Auch wenn mit der gängigen Nord-Süd-Unterscheidung die wesentlichen Differenzen 
bezüglich Problemverursachung und –betroffenheit erfasst werden, so verengt sie doch 
Geist und Inhalt des Prinzips der intragenerationellen (internationalen) Gerechtigkeit 
im Konzept der nachhaltigen Entwicklung. Damit werden die sozioökonomischen Kon-
sequenzen klimapolitischer Maßnahmen innerhalb von und zwischen Nord-Ländern so-
wohl im globalen Diskurs als auch in den meisten nationalen Diskursen in den Hinter-
grund gedrängt. Darüber, weshalb der Diskurs so verkürzt geführt wird, kann man der-
zeit nur spekulieren. Sicherlich spielt hierbei eine Rolle, dass die am härtesteten Betrof-
fenen und Schutzlosesten überwiegend in den „Südländern“ leben, während die „Nord-
Länder“ Hauptverursacher des Problems sind und sehr viel größere Handlungskapazitä-
ten, inklusive Finanzmittel, haben.23 Insofern könnte die Frage der klimapolitischen Ge-
rechtigkeit in „Nord-Ländern“ von den Meinungsführern des Diskurses (NGOs, „enga-
gierte“ Wissenschaft) als relativ unwichtig und als eine eher übliche binnenpolitische 
und nicht globale Angelegenheit beurteilt werden. 

In Anbetracht der unterschiedlichen Problemkonstellationen in Nord- und Süd-Ländern 
könnte man, auch aus Gründen der Komplexitätsreduktion, zwei Gerechtigkeitsdiskurs-
ströme (oder einen dualen Diskussionsstrom) erwarten: einen globalen, das Nord-Süd-
Verhältnis fokussierenden Diskurs und binnenpolitische (Equity-/Fairness-)Diskurse 
innerhalb der an den Klimaverhandlungen beteiligten Länder.24 In Deutschland, wie auf 
                                                 
23 Insgesamt ist die politische und moralisch-normative wissenschaftliche Diskussion zum Thema kosmo-
politischer und nationaler Verantwortlichkeiten für Weltbelange (global common bzw. public goods) 
noch sehr strittig und erst in ihren Anfängen: „…concepts and theories of global justice are in the early 
stages of formation, and it is not clear what the main questions are, let alone the main possible answers“ 
(Nagel 2005, S. 113). Das gilt auch für die Gerechtigkeitskonzeption von John Rawls, deren Eingrenzung 
auf den nationalstaatlichen Verantwortungsraum vielfach kritisiert wird (vgl. etwa Beitz 1999, Pogge 
2002). Für einen Diskussionsüberblick siehe Nagel (2005), Caney (2001) und Glaser (2006), der sich mit 
Fragen der globalen Umverteilung aus der Sicht einer „egalitären Arbeiterbewegung“ auseinandersetzt. In 
den genannten Beiträgen finden sich weiterführende Literaturhinweise zur Thematik. 
24 Die Qualifizierung als „Diskurs“ ist euphemistisch insofern, als es sich doch eher um in der Öffentlich-
keit wenig wahrgenommene Debatten und Diskussionen von diesem Politikfeld nahen Institutionen und 
Akteursgruppen handelt. Als organisatorischer Ort eines breiten gesellschaftlichen Diskurses scheint der 
Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) geeignet; meines Wissens ist die hier angesprochene Thematik 
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der internationalen Ebene, wird Gerechtigkeit in der Klimapolitik aber vorrangig als 
equity between nations konzeptualisiert, wovon die Frage nach equity within nations 
nahezu vollständig überschattet wird (kritisch hierzu Böhmer-Christiansen 2003; Krae-
mer 1999). Das steht in starkem Kontrast beispielsweise zu den USA, wo die interna-
tionale Klimapolitik immer auf deren Konsequenzen für das nationale public interest 
bezogen wird25 und auch zu einer ausgeprägten Tradition der frühen deutschen Umwelt-
politik, in der binnenstaatliche sozioökonomische Verteilungseffekte für nahezu jedes 
umweltpolitische Instrument umfassend untersucht und diskutiert wurden (vgl. für viele 
Zimmermann 1985, Schnaiberg et al. 1986). Aus der globalen Diskussion fallen binnen-
staatliche Verteilungswirkungen quasi systematisch heraus, weil Nationalstaaten als 
Aggregate die Vergleichsobjekte sind und nicht Individuen oder nach sozioökonomi-
schen Kriterien gebildete Gruppen. 

Die politische Relevanz von Gerechtigkeitskonzepten für die konkrete Klimapolitik auf 
globaler und nationaler Ebene ergibt sich im Großen und Ganzen als Resultante des 
Wechselspiels anerkannter normativer Gerechtigkeitskriterien mit dem Stand des Wis-
sens zum Klimawandel und seinen Folgen. In beiden Dimensionen treten konkurrieren-
de und konfligierende Werte und Tatsachenbehauptungen zu Ursachen und Folgen des 
Klimawandels auf. Besonders ein globaler politischer Konsens ist nicht nur dadurch 
erschwert, dass es sich um ein überaus komplexes, von hohen wissenschaftlichen und 
prognostischen Unsicherheiten gekennzeichnetes Gebiet und um eine Vielzahl von hete-
rogenen Akteuren mit unterschiedlichen Interessenlagen und aus sehr unterschiedlichen 
Wertkulturen26 handelt. Ein Konsens führt nahezu immer zugleich zu einer veränderten 
Gewinner-Verlierer-Konstellation gegenüber dem Status quo. Dies kann für einige Län-
der mit hohen politischen, ökonomischen, sozialen und auch ökologischen Kosten ver-
bunden sein. Insofern treten im internationalen Gerechtigkeitsdiskurs sozusagen natur-
gemäß strategische Argumentationen und machtbasierte Einflussnahmen auf. Die USA 
sind nicht das einzige, aber das herausragende Land, das in den internationalen Klima-
verhandlungen diesbezüglich alle Register zieht: von der Bezweiflung oder Ignorierung 
wissenschaftlicher Ergebnisse der Klimaforschung über die Beeinflussung anderer Län-
der bis hin zum Ausstieg aus der internationalen Verhandlungsgemeinschaft und der 
Nichtanerkennung völkerrechtlich verbindlicher Verträge wie dem Kyoto-Protokoll. Die 

                                                                                                                                               
der (Um-)Verteilungseffekte in und zwischen Ländern vom RNE bislang nicht im Sinne eines breiten ge-
sellschaftlichen Diskurses behandelt worden. 
25 Die vermuteten negativen Wohlfahrtskonsequenzen der Verpflichtungen durch das Kyoto-Protokoll 
spielen eine zentrale Rolle in der klimapolitischen Diskussion in den USA, neben der Weigerung der 
Schwellenländer, eigene THG-Reduktionspflichten förmlich anzuerkennen (vgl. Schreurs 2002). 
26 Im Sinne der „Gesamtheit der Werte, Einstellungen, Glaubensüberzeugungen, Orientierungen und 
Grundvoraussetzungen, die Menschen einer Gesellschaft prägen“ (Huntington 2002, S. 9). Diese Unter-
schiedlichkeit macht es unter anderem sehr schwierig, eine weltumspannende gemeinsame normativ-ethi-
sche Basis für globale Klimaschutzpolitik – etwa im Sinne eines universalen Reziprozitätsprinzips – zu 
schaffen, von den damit verbundenen politisch-praktischen Problemen ganz zu schweigen. 
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USA stellen ihr public interest eindeutig über einen handlungsleitenden internationalen 
klimapolitischen Konsens (vgl. Harris 2002).27 

Der klimapolitische Gerechtigkeitsdiskurs ist inzwischen ähnlich unüberschaubar und 
ausdifferenziert wie der zur nachhaltigen Entwicklung. Es ist hier nicht der Raum und 
auch nicht notwendig, ihn nachzuzeichnen. Für den Zweck der Einordnung der deut-
schen Klimapolitik in diesen Diskurs soll es genügen, die Mainstream-Variante der in-
ternationalen Gerechtigkeitskonzeption, sozusagen den kleinsten gemeinsamen Nenner 
der internationalen Verhandlungsregime, zu beschreiben. 

Es ist inzwischen üblich, die Atmosphäre als globales Gemein(schutz)gut (global com-
mon good) zu definieren, für deren Nutzungsrechte das Gleichheitsprinzip gilt: Sie ge-
hört sozusagen dem Weltkollektiv (von heute, morgen, übermorgen usf.) zur gemeinsa-
men und gleichen Nutzung.28 Vom Egalitätsprinzip abweichende Gerechtigkeitskon-
zepte werden zwar immer wieder ins Spiel gebracht, haben in diesem Gebiet aber ein-
deutig geringere argumentative Überzeugungskraft und moralische Dignität, unter ande-
rem weil sie leicht erkennbar historisch gewachsene Vorteilsnahmestrukturen begünsti-
gen. Besitzstandsgerechtigkeit, welche auf Beibehaltung der bestehenden, durch Leis-
tung oder Gewohnheitspraxis erworbenen Nutzungsrechte abstellt, oder Leistungsge-
rechtigkeit, die bestimmte Aktivitäten fortdauernd privilegiert, sind Beispiele hierfür. 
Solche Gerechtigkeitskonzepte haben unbenommen Relevanz für die normumsetzende 
politische Realisierungsphase in den verschiedenen politischen Kulturen der beteiligten 
Staaten, sind aber als Richtschnur für ein normatives globales Gerechtigkeitskonzept 
weniger verallgemeinerungsfähig als die Universalisierung des Gleichheitsprinzips. 
Besonders Shue (1993, 1999) hat dies für die Klimapolitik überzeugend gezeigt.  

Auf der Grundlage von John Rawls’ berühmtem Gedankenexperiment, das seiner Theo-
rie der Gerechtigkeit zugrunde liegt, käme man wohl auch zum Ergebnis, dass die 
Atmosphäre von allen vernunftbegabten Individuen als allen Menschen gleichermaßen 
zustehend beurteilt würde, sofern sie unter dem Schleier der Unwissenheit entscheiden 
müssten, d.h. in Unkenntnis ihrer späteren Stellung in einer Welt, die nach je gewähltem 
Gerechtigkeitskonzept gestaltet wäre (Rawls 1971).29  

Die Akzeptanz des Gleichheitsprinzips bezüglich der Nutzung des global common good 
Atmosphäre als universale Norm führt indes noch zu keiner zwingenden Handlungs-

                                                 
27 Hier wird die Klimapolitik der US-Zentralregierung betrachtet. Einzelne Bundesstaaten entwickelten in 
den letzten Jahren hierzu eine progressive, einem globalen Klimaregime gegenüber offenere Gegenposi-
tion. Entscheidenden Einfluss auf den bisherigen internationalen Verhandlungsprozess hatte gleichwohl 
die Politik der Zentralregierung. 
28 Siehe Kaul et al. (2003) zur Begrifflichkeit globaler Gemeinschaftsgüter. 
29 Für eine Anwendung des Rawls’schen Gedankenexperiments auf das Prinzip der intergenerationellen 
Gerechtigkeit im Kontext des Nachhaltigkeitskonzepts siehe Steinberg (2002) und Brown-Weiss (1989). 
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logik in der globalen Klimapolitik. Die Frage, nach welcher Gleichheitsregel die Nut-
zungsrechte zu partialisieren wären, bleibt offen: Sollen die THG-Kontingente pro 
Land, nach Staatsfläche, Bruttosozialprodukt, Wirtschaftsstruktur (im Sinne von Be-
standsschutz), der durchschnittlichen geografisch-meteorologischen Bedingungen der 
Länder, ihrer natürlichen Ressourcenausstattung, nach Einwohnerzahl (THG-Emissio-
nen pro Kopf) oder nach einer Kombination verschiedener Kriterien verteilt werden? 
Alle genannten und noch mehr, häufig interessengeleiteten Kriterien sind im Klimadis-
kurs geläufig. Überaus strittig ist außerdem die Frage, wie Altemissionen (bisherige 
THG-Emissionen) bei einer Verteilung zu berücksichtigen sind, insbesondere hinsicht-
lich etwaiger Ausgleichsmaßnahmen, beispielsweise in Form technischer, monetärer 
oder anderer Unterstützung. Die letztgenannte historische Gerechtigkeitsperspektive ist 
für Entwicklungs- und Schwellenländer zentral. Die Industrieländer lehnen es dagegen 
weitgehend ab, ihre Altemissionen systematisch in ein globales Ausgleichs- und Ver-
teilungssystem einzubeziehen, oft mit dem Argument damaligen Nichtwissens über kli-
matische Effekte bestimmter Emissionen (nicht-intendierte Effekte).30 Im generellen, 
insbesondere wissenschaftlichen moralisch-normativen Diskurs hat sich das Prinzip 
Emission pro Kopf durchgesetzt (Paterson 2001, S. 124), andere für die praktische Kli-
mapolitik wichtige Punkte sind demgegenüber noch offener.31 

Die kurze Bestandsaufnahme der breit gefächerten Global-Justice-Diskussion in Ver-
bindung mit dem global common good Atmosphäre sowie dem Klimawandel und seinen 
Folgen zeigt, dass normativ-theoretisch noch wesentliche Fragen ungeklärt bzw. strittig 
sind. Gleichwohl schälen sich einige generelle Prinzipien heraus, für die im Diskurs 
überlegene Argumente mobilisiert wurden. Dies betrifft u. a. das universale Gleich-
heitsprinzip in Bezug auf globale Gemeingüter und (etwas schwächer) die Pro-Kopf-
Formel zur Konkretisierung der Nutzungsrechte. Hieraus leitet sich wiederum der 
(kaum strittige) Grundsatz besonderer Pflichten derjenigen ab, die das Gemeingut über-
mäßig nutzen, besonders dann, wenn sie vergleichsweise günstige Kapazitäten zur Pro-
blemverminderung haben (Paterson 2001; Babiker/Eckaus 2000). 

                                                 
30 Dieses Argument ist spätestens seit den 1980er Jahren aufgrund des erreichten wissenschaftlichen 
Kenntnisstands und der internationalen Verbreitung des Vorsorgeprinzips brüchig geworden. 
31 Die aus einem „moralischen Alltagsverständnis“ einleuchtende „Emissionen-pro-Kopf“-Formel stellt 
sich allerdings vor dem Hintergrund des abstrakt-normativen „Global-Justice“-Diskurses als komplizier-
ter Fall heraus. Dies hängt wesentlich u. a. mit der normativen Grundsatzfrage zusammen, wer die Sub-
jekte globaler Gerechtigkeitspolitiken sind: etwa alle Individuen, Individuen mit bestimmten relationalen 
Bezügen untereinander (z. B. aufgrund gemeinsamer Staatsbürgerschaft) oder Nationalstaaten. Vgl. Nagel 
(2005), Pogge (2002), Beitz (1979), Rawls (1999). Zu den verbleibenden Schwächen des Prinzips, über 
„equal per capita emission rights“ die „social justice dilemmas“ zu lösen, vgl. auch den instruktiven Bei-
trag von Paavola/Adger (2006), die insbesondere auf die Anpassungskosten (adaptation) der vulnerablen 
Länder hinweisen. 
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Die vielfältigen Interessengegensätze zwischen Nord- und Süd-Ländern32 führt Ikeme 
(2003) auf die jeweils grundverschiedenen Gerechtigkeitskonzepte bezüglich Maßnah-
men gegen den Klimawandel zurück: 

The focus of the South has been on equality, distributive injustice and corrective justice 
for historical emissions (…) The North, on the other hand, focuses mainly on the most 
economically efficient path for minimizing climate impact and delivering global ecologi-
cal health and stability (…) This has resulted in the North and the South broadly subscrib-
ing to opposing burden of sharing formulas. It is commonly recognized that equal rights 
per capita entitlements is the most favored allocation option by the South, while the 
grandfathering rule is generally preferred by most countries of the North … (Ikeme 2003, 
S. 200). 

In Anbetracht dieser theoretisch-normativ ungeklärten sowie argumentativ und politisch 
verfahrenen Ausgangslage konnten wohl nur salomonische Kompromissformeln die 
klimapolitischen Verhandlungen in ein globales Klimaschutzregime münden lassen, 
dessen Grundpfeiler die Klimarahmenkonvention von 1992 (in Kraft seit März 1994) 
und das so genannte Kyoto-Protokoll von 1997 (in Kraft seit Februar 2005) sind. Nicht 
theoretisch-normative Stringenz, sondern Feasibility-Gesichtspunkte im Rahmen eines 
sozusagen visionären Pragmatismus prägen die Grundstruktur des Klimaregimes.  Das 
gibt den beteiligten Akteuren recht große politische Flexibilität, sich innerhalb dieser 
Struktur zu positionieren: Sie können selbst entscheiden, wieweit sie über gewisse 
Minimalverpflichtungen hinaus gehen wollen. Diese grundsätzlich gegebene Positionie-
rungsoption erlaubt es theoretisch-analytisch, die beteiligten Länder danach zu charakte-
risieren, inwieweit sie – durch Verlautbarungen, Zusagen etc. – über das vertragliche 
Minimum hinausgehen. Dies wird weiter unten am Beispiel Deutschlands gemacht. 

Die Klimarahmenkonvention legt gemäß ihrem (wahrhaft salomonischen) Grundprinzip 
der common but differentiated responsibilities aller Nationen fest, dass die Industrielän-
der eine herausragende Pflicht haben, gegen den Klimawandel vorzugehen und die Ent-
wicklungsländer in ihren diesbezüglichen Aktivitäten zu unterstützen sind, auch was 
Anpassungsmaßnahmen anbetrifft.33 Gerechtigkeitstheoretisch kann dies auf das aristo-
telische Proportionalitätsprinzip zurückgeführt werden, „… which entails parties mak-
ing concessions and accepting burdens in proportion to their ability to do so“ (Albin 
2003, S. 267). 

Im Kyoto-Protokoll werden Klimaschutzziele sowie nur für das Kollektiv der Industrie-
länder als entsprechend konkretisierte Aufgaben festgelegt. Damit soll erreicht werden, 
die gesamten THG-Emissionen um mindestens 5 Prozent im Zeitraum 2008-2012 

                                                 
32 Die Interessengegensätze sind entgegen dieser Stilisierung häufig komplizierter und liegen quer zu den 
üblichen Länderblöcken. Dennoch wird mit der Nord-Süd-Metapher der Hauptkonflikt globaler Klima-
politik beschrieben. 
33 Vgl. Artikel 3.1 der Klimarahmenkonvention; Yamin/Depledge (2004). 
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gegenüber dem Bezugsjahr 1990 zu senken. In der Anlage I des Protokolls wird für 
jedes Industrieland (einschließlich der Transformationsländer) ein Reduktionsziel fest-
gelegt, beispielsweise für die USA -7 Prozent, für Japan -6 Prozent; andere Länder kön-
nen ihren Ausstoß sogar erhöhen, etwa Australien um 8 Prozent. Die Europäische 
Union als Gruppe wird zu einer Emissionssenkung von 8 Prozent verpflichtet. Deutsch-
land hat sich im Rahmen des internen EU-Lastenausgleichs zu einer Reduktion von 21 
Prozent verpflichtet. Für die Entwicklungs- und Schwellenländer gibt es dagegen keine 
quantifizierten Reduktionsverpflichtungen, weil die Industrieländer als Hauptverursa-
cher im Klimaschutz vorangehen sollen – ein Grund für die USA, das Protokoll nicht zu 
ratifizieren. 

Die stark differenzierten Emissionsreduktionsverpflichtungen in der Gruppe der Indus-
trieländer und die Freistellung der Schwellenländer von Reduktionspflichten beruhen 
nur in begrenztem Maße auf Gerechtigkeitsüberlegungen. Sie sind überwiegend das Er-
gebnis von Verhandlungen, die politischen Prämissen folgten. Zwar fanden die Ver-
handlungen im Lichte der im Klimaregime enthaltenen Gerechtigkeitsfiktion (faire 
Gleichbehandlung) statt, tatsächlich dominierte jedoch die Erfolgslogik, die von Beginn 
an die internationalen Klimaverhandlungen kennzeichnete (vgl. Babiker/Eckaus 2000, 
Oberthür/Ott 1999).34 Die Erfolgslogik führte dazu, dass die Länder mit dem größten 
Interesse an einem Verhandlungserfolg die weitestgehenden Konzessionen beim burden 
sharing gegenüber Abweichungen vom Fairnessprinzip machten. 

Die USA und Australien lehnten (Australien bis November 2007) die Ratifizierung des 
Kyoto-Protokolls auch aufgrund dieser Verteilungsregelungen ab. In der Ländergruppe, 
die sich stattdessen dem Primat der Erfolgslogik verschrieben hatte, spielte die Bundes-
republik Deutschland eine prominente Rolle. Im Unterschied zu den Kyoto-Gegnern 
unter den Industrieländern35 traten die deutschen (staatlichen) Verhandlungsakteure 
nahezu immer für die strengsten globalen Zielsetzungen und entsprechende Pflichten 
der Industrieländer ein (vgl. Oberthür/Ott 1999). Aufgrund ihres politischen Realismus 
bezüglich der Schlupflöcher und Manipulationsmöglichkeiten bestimmter klimapoliti-
scher Instrumente (etwa Clean Development Mechanism, Emissionshandelssystem, 
Anrechnung von „Senken“) und ihrer starken Präferenz für kontrollierbare nationale 
THG-Emissionsminderungen erweckten die deutschen Verhandlungsführer dabei nicht 
selten den Anschein, sie hätten prinzipielle Vorurteile gegen neue, flexible Regelungs-
instrumente. Durch eine überdurchschnittliche Pflichtenübernahme wurde jedoch 

                                                 
34 Für einen Literaturüberblick zur politischen Ökonomie von internationalen Umweltverträgen siehe 
Congleton (2001). 
35 Kritisch oder ablehnend standen dem Kyoto-Protokoll anfänglich neben den USA (für die das noch 
heute gilt) und Australien Japan, Schweiz, Kanada, Norwegen, Neuseeland gegenüber. Diese Länder-
gruppe wurde als so genannte JUSSCANNZ-Koalition (vgl. für viele Depledge 2006, S. 4) bezeichnet, 
später – in veränderter Zusammensetzung – als „umbrella group“. 
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gezeigt, dass ihre Forderungen nicht auf bloßer Verhandlungsrhetorik oder auf man-
gelnder Lernfähigkeit beruhten. Diese öffentlichen (und dann in nationale Programme 
übernommenen) Selbstverpflichtungen fanden noch in Zeiten statt, wo ein Erfolg der 
internationalen Klimaverhandlungen von vielen für unwahrscheinlich gehalten und Vor-
reiter- mit (primär ökonomischer) Verliererpolitik gleichgesetzt wurde. Mit ihren Vor-
leistungen verstieß die Bundesrepublik sozusagen massiv gegen verhandlungstheore-
tische Schulweisheiten.36 In diesem Zusammenhang ist weiter oben auf das sehr frühe, 
international sehr beachtete Ziel einer CO²-Emissionsreduktion von 25 Prozent sowie 
auf die im internationalen Vergleich herausragenden THG-Reduktionsleistungen hinge-
wiesen worden.37 

Stark zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Bundesrepublik in der globalen Kli-
mapolitik in Tat und Rhetorik den Interessen der Entwicklungs- und Schwellenländer 
viel näher kommt als die meisten anderen Industrieländer – ohne letztere hierdurch zu 
verprellen, sie eher (bis auf die bekannten Hardliner) sogar mitzieht. Die darauf auf-
bauende These, nicht Russlands Ratifizierung des Kyoto-Protokolls, sondern Deutsch-
lands nachhaltige Vorreiterpolitik sei wesentlich für den jetzigen völkerrechtlich gefes-
tigten Stand der internationalen Klimapolitik, wird im Schlussabschnitt expliziert. Zu-
nächst werden die möglichen Triebkräfte und Motive für solch eine prima facie expo-
niert gerechtigkeitsorientierte (globale) Klimapolitik diskutiert. 

5. Triebkräfte und Motive der deutschen Klimapolitik – eine exemplarische 
Analyse 

Warum trieb und treibt die Bundesregierung die globale Klimapolitik unverdrossen von 
heftigen Rückschlägen in den internationalen Verhandlungen und offensichtlichem 
Trittbrettfahrer- bzw. nicht konformem Vertragsverhalten etlicher Länder voran, obwohl 
                                                 
36 Auf „ökonomischen Schulweisheiten“ beruhende Kritik gegen eine supra- oder international nicht ko-
ordinierte Vorreiterpolitik wurde in der deutschen Umweltpolitikgeschichte schon immer vorgebracht und 
so auch in der Klimapolitik; und zwar sowohl von den betroffenen Regelungsadressaten (etwa Industrie-, 
Kraftwerks-, Automobilsektor) als auch von ihren Unterstützern (z.B. Gewerkschaften) und schließlich 
auch vom wirtschaftswissenschaftlichen „Mainstream“. Obwohl die Argumente in aller Regel empirisch 
falsifiziert wurden (vgl. für viele Weidner/Jänicke 2001), werden sie auch heute noch häufig vorgebracht. 
Für eine andere empirische und theoretische Sicht auf umweltpolitische Vorreiterpolitiken vgl. 
UBA/BMU (2007), Endres (2007), Blacejczak et al. (1999). 
37 Auf gleichwohl bestehende Defizite in bestimmten klima- und energiepolitischen Bereichen muss hier 
nicht eingegangen werden (vgl. hierzu für viele SRU 2008), da es um eine Gesamtbeurteilung in interna-
tional vergleichender Perspektive und nicht um eine detaillierte Policy-Evaluation geht. Vor diesem Hin-
tergrund relativieren sich auch die – gerade von deutschen Umweltgruppen gemachten – kritischen Ein-
wände gegen Deutschlands klimapolitische Pionierrolle, die auf die so genannten ‚wall-fall profits’ bei 
der Emissionsreduktion hinweisen. Auch wenn man diese in Betracht zieht, sind die Emissionsreduk-
tionsleistungen immer noch überdurchschnittlich, vor allem gegenüber den steigenden Emissionen vieler 
Länder; zudem wird bei dieser Argumentation übersehen, dass der Zusammenbruch vieler DDR-
Industrien nicht nur „Emissionsvorteile“ gebracht, sondern auch zu sehr hohen Belastungen der Staats-
kasse (Finanztransfers) geführt hat, die im Sinne des ökonomischen Opportunitätskostenansatzes für kli-
mapolitische Maßnahmen hätten verwendet werden können.  
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sie weder als Verursacherin noch als Betroffene von Folgen des Klimawandels inner-
halb der OECD-Welt einem überdurchschnittlichen (faktischen und argumentativen) 
Handlungsdruck ausgesetzt ist? 

In einer ersten Annäherung an diese Frage wird hier untersucht, ob Gerechtigkeitsnor-
men im Sinne ethischer Kategorien das klimapolitische Staatshandeln direkt (durch 
diesbezügliche Normen in der staatlichen Programmatik) und indirekt (durch morali-
sche Einstellungen in der Bevölkerung) in signifikanter Weise erklären können. Dies 
kann aufgrund der theoretisch-methodischen Probleme, die sich einem Kausalnachweis 
stellen, hier nur mittels der Strategie der empirischen Plausibilisierung erfolgen. Es 
wird analysiert, welchen Stellenwert gerechtigkeitsbezogene Normen in den einschlägi-
gen staatlichen Programmatiken und für die Einstellungen der Bevölkerung zu klima-
relevanten Themen haben. Ergänzend werden klimapolitische Aktivitäten im Rahmen 
von Lokale-Agenda-21-Prozessen (LA 21) analysiert, da bei diesen Klima- und Gerech-
tigkeitsfragen sowie eine globale Handlungsperspektive eine große programmatische 
Rolle spielen. In einem zweiten Schritt wird über den Umfang und möglichen Einfluss 
von „moralischen (und etwas später speziell von „transnationalen moralischen“) Kapa-
zitäten“ auf eine faire globale Klimapolitik räsoniert. 

5.1 Der Stellenwelt globaler Gerechtigkeit in der staatlichen Klimapolitik 

Es wurde weiter oben schon auf die Spannung hingewiesen, die zwischen den beiden 
Leitbildkonzepten der deutschen Klimapolitik, der ökologischen Modernisierung und 
der nachhaltigen Entwicklung, hingewiesen. Im Gegensatz zum moralisch neutralen 
Konzept der ökologischen Modernisierung etabliert das Nachhaltigkeitskonzept explizit 
positive und negative Pflichten für Reichtumsgesellschaften gegenüber ärmeren 
Ländern und kommenden Generationen: Deren Entwicklungschancen sollen gefördert, 
unterstützt oder gewahrt werden. Die Ökologieproblematik war zwar wesentlicher An-
lass zur Einsetzung der so genannten Brundtland-Kommission38 gewesen, doch bestand 
ihr eigentlicher politischer Auftrag darin, den Umweltschutz in ein übergreifendes 
gesellschaftliches Schutz- und Entwicklungskonzept von globaler Dimension einzubet-
ten. Das Nachhaltigkeitskonzept setzt keinen Primat der Ökologie, sondern umfasst 
auch ökonomische, politische und soziale Entwicklungschancen (vgl. WCED 1987).39 
Im Konzept der ökologischen Modernisierung hat hingegen der Umweltschutz Priorität 

                                                 
38 In offizieller Terminologie handelt es sich um die UN-World Commission on Environment and Devel-
opment, die unter der Leitung von Gro Harlem Brundtland ein umfassendes Konzept der nachhaltigen 
Entwicklung erarbeitete, das insbesondere den Entwicklungsländern faire soziale und ökonomische Ent-
wicklungschancen unter Schonung ökologischer Ressourcen geben soll. 
39 Zur Prioritätensetzung im Nachhaltigkeitskonzept der Brundtland-Kommission und der diesbezüglich 
immer noch strittigen Diskussion darüber, ob der Ökologie Vorrang zukomme, vgl. für viele Huber 
(1995), Knaus/Renn (1998), SRU (1994) sowie die einschlägigen Literaturhinweise bei Weidner (2002, 
2005). 
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als politisch-gesellschaftliche Handlungsebene, von der aus andere zentrale sozioökono-
mische Ziele verfolgt werden sollen (vgl. Jänicke/Jörgens 2000; Jänicke 1993b; Huber 
1993; Prittwitz 1993). 

Die breite Zustimmung umweltpolitischer Akteure zum Nachhaltigkeitskonzept (vgl. 
Weidner 2005, S. 63-68) und seine programmatisch-institutionell herausgehobene Stel-
lung in der deutschen Politik – 2001 wurde auf Bundesebene ein Rat für Nachhaltige 
Entwicklung geschaffen (siehe www.nachhaltigkeitsrat.de), einen für ökologische 
Modernisierung gibt es nicht40 – lassen plausibel erscheinen, diese prominente Stellung 
gelte auch für die im Nachhaltigkeitskonzept zentralen globalen (und für die hier nicht 
weiter diskutierten intergenerationellen) Gerechtigkeitsnormen. Das ist ganz besonders 
für den Bereich Klimapolitik anzunehmen, beispielsweise aufgrund der prominenten Er-
wähnung von Nachhaltigkeit im nationalen Klimaschutzprogramm (Deutscher 
Bundestag 2005, S. 4). Eine Analyse der einschlägigen Programmatiken staatlicher 
Institutionen und zivilgesellschaftlicher Organisationen, speziell der umwelt- und ent-
wicklungspolitischen Organisationen, stützt diese Vermutung zunächst (siehe hierzu 
ausführlich Weidner 2005). Insofern rangiert das Nachhaltigkeitskonzept sozusagen 
statusmäßig höher als das Konzept der ökologischen Modernisierung – und dennoch 
fällt auf letzteres nicht in strukturprägender Weise der normative Schatten der (insbe-
sondere globalen) Gerechtigkeitspostulate des Nachhaltigkeitskonzeptes. Ökologische 
Modernisierung bleibt ein nationales Politikkonzept, von dem auch Beiträge zur globa-
len Problembewältigung erwartet werden.41 

Die Analyse der realen deutschen Klima- und der damit verbundenen Energiepolitik 
kommt dagegen zu dem Ergebnis, dass Gerechtigkeitsnormen anders als in der poli-
tisch-programmatischen Rhetorik eine nur untergeordnete Rolle in der realen nationalen 
Klimapolitik spielen (siehe zusammenfassend Weidner 2005). Der weitaus größte Teil 
der Maßnahmen und Instrumente (etwa Energieeffizienzsteigerungen, Förderung erneu-
erbarer Energien, Öko-Steuer, energetische Altbausanierungsprogramme) folgt der 
Win-win-Logik des ökologischen Modernisierungskonzepts: Die Politik richtet sich auf 
nationale Problemlagen und Defizite mit Lösungsansätzen, die neben der Verminderung 
von THG-Emissionen zugleich für einzelne Branchen und die Volkswirtschaft insge-
samt große und zukünftig noch wachsende Vorteile bringen sollen. Der Hinweis auf das 
Entstehen neuer Wirtschaftszweige, Exportmärkte sowie positive Beschäftigungs- und 
Innovationseffekte gehört zur Standardlegitimation der Klimapolitik. Nur selten wird in 

                                                 
40 Der Rat von Sachverständigen für Umweltfragen (SRU) könnte als ein solcher aufgefasst werden, da er 
besonders prononciert für eine staatliche Strategie der ökologischen Modernisierung eintritt und sich häu-
fig und sehr explizit gegen ein Aufweichen von Umweltschutzbelangen durch eine zu weit gehende Inter-
pretation der Nachhaltigkeitsidee zugunsten sozial-ökonomischer Belange wendet (vgl. SRU 1996). 
41 Im Wesentlichen geht es um die Bewältigung von Umweltproblemen durch die Diffusion von umwelt-
schonenden Techniken und Verfahren sowie dies stützende Institutionen. 
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diesem Zusammenhang globale Gerechtigkeit als prioritäres Handlungsziel genannt.42 
Die diesbezüglich positiven Effekte der ökologischen Modernisierungsstrategie werden 
eher im Sinne einer Legitimation zweiter Ordnung verwendet, in dem auf positive 
Trickle-down-Effekte für die globale Situation und vulnerable Länder verwiesen wird.43 

Hier ging es nicht um eine moralische Bewertung der deutschen Klimapolitik, sondern 
um eine Einschätzung der Bedeutung moralischer Normen im klimapolitischen Prozess 
und für seine Legitimation. Die klimapolitischen Maßnahmen bedürfen offensichtlich 
nicht einer starken Legitimation durch globale Gerechtigkeitsnormen; wichtiger für die 
Akzeptanz der Klimapolitik scheinen ihre positiven Beiträge zur nationalen Wohlfahrt 
zu sein. 44 Dieser Befund stützt die relativ triviale These von der großen Bedeutung 
                                                 
42 Einen neuen Akzent in der internationalen Diskussion setzte im August 2007 Bundeskanzlerin Merkel 
in Japan mit ihrem Vorschlag, einem zukünftigen Klimaschutzregime die THG-Emissionen pro Kopf 
(Einwohner eines Landes) zugrunde zu legen. Sofern ein konkretes Gesamtmengenziel (wie angestrebt) 
festgelegt würde, stünde damit eindeutig fest, um welche Menge die Entwicklungsländer ihre THG-Emis-
sionen bis zu einem bestimmten Zeitpunkt noch erhöhen könnten, um sie dann – was die Industrieländer 
(und einige weitere hochemittierende Länder) in aller Regel von Beginn an müssen – zu senken. Nach 
diesem Modell konvergierten die durchschnittlichen THG-Emissionen pro Kopf aller Länder ab einem 
bestimmten Zeitpunkt. Auch bei solch einem Modell wäre mit großer Sicherheit davon auszugehen, dass 
die Zustimmung der Entwicklungsländer hierzu vom Umfang der technischen und finanziellen Unter-
stützung durch die Industrieländer abhinge. Der einen früheren Vorschlag der indischen Regierung (auf 
dem Klimagipfel in Delhi 2002) aufgreifende „Merkel-Vorschlag“ geht von einem Zwei-Tonnen-pro-
Kopf-Ziel für CO2 aus und einer Einbindung in einen internationalen Emissionshandel. 
43 Im Verlauf der schwarz-roten Regierungszeit scheint – so mein Eindruck – das Nachhaltigkeitskonzept 
gegenüber der ökologischen Modernisierung auch in der Regierungsprogrammatik an Boden verloren zu 
haben; insbesondere Umweltminister Gabriel definiert Umwelt- und Klimapolitik recht häufig als 
industrielle Modernisierungspolitik, oder es wird ein „Paradigmenwechsel zur ökologischen 
Industriepolitik“ betont (Umwelt, BMU Nr. 11, 2007, S. 629). Im Übrigen ist das Konzept der 
nachhaltigen Entwicklung – und wohl auch der Rat für Nachhaltige Entwicklung – der großen Mehrheit 
der Bevölkerung unbekannt (vgl. BMU 2004). Hier soll nicht über die Gründe spekuliert werden, weshalb 
in neuen repräsentativen Umfragen zum Umweltbewusstsein ohne Begründung die Frage nach dem 
Bekanntheitsgrad des Nachhaltigkeitskonzepts nicht mehr gestellt wird (vgl. BMU 2006). 
44 Man könnte das – international allerdings nicht herausragende – Engagement bei so genannten Clean-
Development-Aktivitäten (CDM), die energiepolitischen Subventionsmaßnahmen zugunsten von Ent-
wicklungs- und Schwellenländern etwa im Rahmen der „renewables“-Aktivitäten und ähnliche Politiken 
als Belege für „altruistische“ Politik anführen. Auch die Ignoranz (bzw. weitgehende Nicht-Thematisie-
rung) von Equity-Effekten der Klimapolitik innerhalb Deutschlands könnte ein Beleg für die Strahlkraft 
globaler Fairness-Normen sein. Dagegen spricht aber der relativ geringe monetäre Umfang erstgenannter 
Aktivitäten wie insbesondere das allgemein schwache „altruistische“ Engagement hinsichtlich der Ent-
wicklungsländer, wie es in der im internationalen Vergleich niedrigen Entwicklungshilfe zum Ausdruck 
kommt. Vor dem Jahr 2000 lag die Entwicklungshilfe in aller Regel unter 0,27 Prozent des Bruttoinland-
produkts (BIP). Seitdem fand eine (im Jahr 2007 sogar kräftige) Steigerung statt, sodass die Quote von 
0,36 Prozent auf 0,37 Prozent stieg. In absoluten Zahlen ist Deutschland nach den USA nun der zweit-
größte Geber (2006 lag es auf Platz 5). Geht man von der – auf die Wirtschaftsleistung bezogenen – 
Quote aus, dann rutscht Deutschland ins Mittelfeld der Rangliste, weit hinter Länder wie etwa Schweden 
und die Niederlande. Insofern ist fraglich, ob die Zusage der deutschen Regierung, die Hilfenquote bis 
2010 auf 0,51 Prozent zu steigern, eingehalten werden wird (vgl. FAZ vom 5.4.08, S. 12; Eberlein 2007). 
Eine andere Quelle berichtet von einer Verpflichtung auf 0,56 Prozent des BIP bis 2010 der EU-Staaten 
anlässlich des G8-Gipfels in Schottland im Juli 2005 (Das Parlament Nr. 16 vom 14. April 2008, S. 10). 
Die EU-Mitgliedsländer haben ihren Willen bekundet, bis 2015 insgesamt 0,7 Prozent ihres BIP für Ent-
wicklungsprojekte auszugeben. Bezeichnend ist schließlich auch, dass die Vorschläge des WGBU zu glo-
balen „Umweltumlagen“ als Mittel der Armutsbekämpfung nicht auf die politische Agenda gelangt sind 
(vgl. WBGU 2004, auch 2002). Im Übrigen thematisiert auch der WBGU nicht die nationalen 
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nationaler Eigeninteressen zur Erklärung von internationaler Politik. Mit dem Eigen-
interesse rationaler Akteure kann jedoch nicht überzeugend das im internationalen Ver-
gleich weit überdurchschnittliche globale klimapolitische Engagement Deutschlands 
erklärt werden. Inwieweit die Politik möglicherweise doch auf Wählerpräferenzen 
reagiert, soll nunmehr anhand von repräsentativen Umfrageergebnisse zu klimapoliti-
schen Einstellungen analysiert werden. 

5.2 Klimapolitische Einstellungen der Bevölkerung 

Wie werden globale Gerechtigkeitsaspekte der Klimapolitik sowie das Spannungsver-
hältnis zwischen globaler und nationaler Gerechtigkeit in Deutschland öffentlich thema-
tisiert und beurteilt? Dies wird im Folgenden anhand von Meinungsumfragen zur 
Klima- und Umweltpolitik untersucht, ergänzt durch eine kurze Analyse der globalen 
Bezüge in LA 21-Aktivitäten. 

Bei der Sichtung der einschlägigen Meinungsumfragen zur deutschen und globalen Kli-
mapolitik fällt auf, dass keine der Fragen direkten Bezug auf das genannte Spannungs-
verhältnis nimmt und dass Fragen zur individuellen Zahlungsbereitschaft für eine ge-
rechte Klimapolitik eher selten und indirekt formuliert sind. Insofern kann nicht direkt, 
sondern nur aus einer Interpretation von Meinungsäußerungen zu themennahen Fragen 
rückgeschlossen werden, wie belastbar moralische und allgemeine Zustimmungen zu 
Klimapolitik gegenüber den daraus folgenden sozioökonomischen Konsequenzen sein 
könnten. 

Die Ergebnisse der repräsentativen Bevölkerungsumfragen zum Umweltbewusstsein in 
Deutschland von 2004 (BMU 2004) und 2006 (BMU 2008b) zeigen ein hohes klima-
politisches Problembewusstsein und eine breite allgemeine Zustimmung zu Maßnah-
men, die auf eine Beherrschung des Klimawandels zielen. Seit etlichen Jahren haben die 
positiven Einstellungen zum Klimaschutz zugenommen.45 Nach Bedeutsamkeit ver-
schiedener umweltpolitischer Ziele gefragt, erhielt im Jahr 2004 die Verringerung kli-
marelevanter Gase Rang 3 – die Förderung eines verbesserten Umweltschutzes in Ent-

                                                                                                                                               
sozioökonomischen Verteilungsfolgen und etwaigen Legitimierungsstrategien seiner globalen (Umver-
teilungs-)Vorschläge. 
45 Die repräsentative Erhebung „Umweltbewusstsein 2006“ kommt in der Tendenz zu ähnlichen Ergeb-
nissen wie die Erhebung von 2004: Eine klare – gegenüber 2004 gestiegene – Mehrheit (67 Prozent der 
Befragten) fordert, Deutschland solle in der internationalen Klimaschutzpolitik Vorreiter sein; es gibt eine 
breite Zustimmung zum Ausbau erneuerbarer Energien, zur Förderung der Energieeffizienz und (nach 
wie vor) zum Ausstieg aus der Atomenergie (obwohl nur 27 Prozent einen weltweiten Ausstieg für 
wahrscheinlich halten). Zwei Drittel der Befragten halten Steuererhöhungen zugunsten der Umwelt für 
sozial ungerecht. Dem postulierten Mechanismus der Öko-Steuer traut man mehrheitlich nicht: Der Frage 
„Wenn man Energie teurer macht und menschliche Arbeit billiger macht, dann schafft das zusätzliche 
Arbeitsplätze“ stimmen 77 Prozent eher nicht/überhaupt nicht zu. Insgesamt 51 Prozent wären eher nicht/ 
nicht bereit, höhere Steuern für einen verbesserten Umweltschutz zu zahlen, auch wenn sichergestellt 
wäre, dass die Steuern direkt dem Umweltschutz zugute kämen (BMU 2006). 
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wicklungsländern kam hingegen auf den vorletzten, den 10. Platz, obgleich eine stattli-
che Mehrheit der Befragten (84 Prozent) die weltweite Umweltqualität als „eher 
schlecht“ (66 Prozent) oder sogar als „sehr schlecht“ (18 Prozent) beurteilten. Dieser 
Beurteilung der Problemrelevanz entspricht, dass 53 Prozent der Befragten beim Klima-
schutz keine wesentlichen Fortschritte sehen, und 28 Prozent der Meinung sind, dass die 
Lage eher schlimmer geworden ist. 59 Prozent glauben sogar, dass „wir auf eine 
Umweltkatastrophe zu (steuern), wenn so weiter gemacht wird wie bisher“. Die Risiken 
eines globalen Klimawandels werden von 53 Prozent als persönlich äußerst oder sehr 
gefährlich eingestuft, nur die Gefahren durch Atomkraftwerke und radioaktiven Müll 
werden noch höher eingeschätzt (59 Prozent). 

Eine Mehrheit der Bevölkerung von 63 Prozent wünscht, die Bundesregierung sollte 
mehr für den Umweltschutz, insbesondere für den Klimaschutz tun: Immerhin 85 Pro-
zent sind „voll oder ziemlich überzeugt“, dass es zu einer Klimaerwärmung kommen 
wird, die zu einer Verschiebung der Klimazonen und u.a. zu einer Erhöhung des Mee-
resspiegels führen wird. Skeptisch gegenüber solchen Prognosen zeigen sich nur 15 
Prozent der Befragten. Eine klimapolitische Vorreiterrolle Deutschlands befürworten 56 
Prozent (2006: 67 Prozent), dagegen präferieren 32 Prozent eine gesamteuropäische 
Lösung. Mit dem Engagement Deutschlands bei internationalen Klimakonferenzen sind 
35 Prozent zufrieden, 14 Prozent unzufrieden; eine relativ große Gruppe von 36 Prozent 
hat hierzu keine eindeutige Meinung. 

Das allgemein hohe Problembewusstsein (das sich auch im EU-Ländervergleich in ver-
schiedenen Eurobarometer-Umfragen zeigt; vgl. Weidner 2005, S. 58 ff.) und die For-
derungen nach verstärkten klimapolitischen Anstrengungen verblassen jedoch, wenn es 
um finanziell spürbares Engagement gehen soll. Die seit ihrer Einführung in weiten Be-
völkerungskreisen unbeliebte Öko-Steuer hat im Zeitablauf – also trotz hoher klimapoli-
tischer Sensibilisierung – an Akzeptanz verloren und wurde 2004 von einer Mehrheit 
von 58 Prozent der Befragten eindeutig abgelehnt; nur 26 Prozent unterstützen sie. Eine 
klare Mehrheit von fast drei Viertel der Befragten (73 Prozent) hält sie vor allem für so-
zial ungerecht; dies deutet auf eine starke Ablehnung regressiver, d. h. untere Einkom-
men überproportional belastende, Verteilungswirkungen von Umweltpolitiken hin. 
Auch die weit verbreitete Skepsis (52 Prozent) gegenüber umweltentlastenden Effekten 
von höheren Energiesteuern lässt sich als Ablehnung einer finanziellen Mehrbelastung 
durch Klimaschutz interpretieren.46 Diese Tendenz bekräftigen Aussagen zur Zahlungs-
bereitschaft für ökologische Zwecke. Sie ist immer dann hoch, wenn sich der Mehrauf-
wand zugleich persönlich auszahlen sollte. So würden sich beispielsweise 82 Prozent 
der Befragten trotz höherer Anschaffungskosten für einen energiesparenden Kühl-

                                                 
46 Siehe hierzu die einschlägigen Umfrageergebnisse von 2006 in FN 44. 
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schrank entscheiden. Dagegen haben nur neun Prozent die Absicht, zukünftig so ge-
nannten Öko-Strom zu beziehen und nur drei Prozent tun dies bereits. Und nur drei 
Prozent der Eigentümer und Mieter sind nach dem im Dezember veröffentlichten CO2-
Gebäudereport des Bundesbauministeriums bereit, in Wärmedämmung, Solarheizungen 
etc. zu investieren oder eine Umlage auf die Miete zu akzeptieren, wenn die Amortisa-
tion länger als 12 Jahre dauern sollte (Wirtschaftswoche Nr. 50 vom 10.12.2007, S. 
150). 

Zwar stimmen 84 Prozent der Forderung zu, dass es einen fairen Handel zwischen den 
reichen Ländern und den Entwicklungsländern geben sollte. Doch sobald die allgemein-
unverbindliche Ebene verlassen wird, geht die Tendenz eindeutig dahin, dass die Zah-
lungsbereitschaft für klimapolitische Maßnahmen umso mehr sinkt, je weniger Eigen-
nutzen damit verbunden ist und je stärker die Fragen individuelle finanzielle Belas-
tungseffekte fokussieren. Umso auffälliger – und vielleicht bezeichnend – ist es, dass 
die von staatlicher Seite in Auftrag gegebenen repräsentativen Meinungserhebungen 
solche harten Fragen nahezu völlig ausklammern. 

Eine im Auftrag der deutschen BP im Februar/März 2007 durchgeführte repräsentative 
Umfrage (2.159 Befragte) zur Klimapolitik und ihren Instrumenten47 stellt im Vergleich 
zu einer früheren Erhebung (2004) zwar einen leicht verbesserten, aber immer noch 
recht oberflächlichen Kenntnisstand zu den Instrumenten des Klimaschutzes fest.48 
Gleichwohl: Für die große Mehrheit (85 Prozent) ist der Klimawandel unstrittige Rea-
lität, und 76 Prozent der Befragten sind der Meinung, Europa solle in der Klimapolitik 
selbst dann eine Vorreiterrolle übernehmen, wenn dies mit wirtschaftlichen Nachteilen 
verbunden sein sollte. Immerhin 34 Prozent sind auch dann für Umweltschutzmaßnah-
men, wenn dadurch Arbeitsplätze verloren gingen. Gegenüber der Befragung von 
2004/05 ist der Bekanntheitsgrad des Begriffs „nachhaltige Entwicklung“ von 26 auf 36 
Prozent gestiegen, doch sind die inhaltlichen Kenntnisse eher gering und vage; die 
Verantwortung gegenüber nachfolgenden Generationen verbinden beispielsweise nur 6 
Prozent damit. Dagegen geben 52 Prozent an, vom Begriff „Kyoto-Protokoll“ gehört zu 
haben und auch die genannten inhaltlichen Dimensionen treffen weitgehend zu (ebenda, 
S. 7). Jeder zweite Befragte (50 Prozent) sieht Deutschland als eine der weltweit führen-
den Nationen im Umwelt- und Klimaschutz. Diese Position schreiben 52 Prozent u. a. 
dem Engagement von Umwelt-/Klimaschutzgruppen, 47 Prozent einer strengen und 
umfangreichen Gesetzgebung und immerhin 40 Prozent dem Engagement von Poli-
tikern zu (2004 waren es jedoch noch 45 Prozent gewesen). 
                                                 
47 Die Umfrage wurde durchgeführt und ausgewertet durch TNS Emnid, Bielefeld, im Auftrag der Deut-
sche BP Aktiengesellschaft: „Was wissen die Deutschen über Kyoto, Öko-Steuer und Emissionshandel?“ 
(www.deutschebp.de; März 2007). 
48 Bei einigen Fragen ist bezüglich der Prozentwerte zu berücksichtigen, dass Mehrfachnennungen mög-
lich waren. 
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Eine deutliche Verringerung von klimaschädlichen Gasen halten 65 Prozent (Rang 2) 
für notwendig; 50 Prozent sehen in der Förderung eines verbesserten Umweltschutzes in 
Entwicklungsländern eine sehr wichtige Aufgabe (Rang 7). Hinsichtlich des Bekannt-
heitsgrads umweltpolitischer Instrumente ragt die Öko-Steuer mit 82 Prozent heraus, 
aber nur 31 Prozent definieren sie richtig als Steuer auf Kraftstoffe und Energie. Vom 
Emissionshandel haben 34 Prozent der Befragten gehört. Nicht nur der allgemeine 
Bekanntheitsgrad ist gegenüber 2004 um 4 Prozent gestiegen, auch das konkrete Wissen 
zu diesem komplizierten Instrument hat sich verbessert (ebenda, S. 14). Von diesem 
Instrument erwarten die Befragten insbesondere zwei Wirkungen: saubere Luft (51 
Prozent) und höhere Energiepreise (47 Prozent); eine Schwächung der Unternehmen im 
internationalen Wettbewerb erwarten dagegen nur 9 Prozent. 

Die generelle Bereitschaft zu persönlichem Handeln für eine Verminderung von Treib-
hausgasen ist recht groß (70 Prozent). Konkret befragt, würden 28 Prozent weniger 
Auto fahren und stattdessen öffentliche Verkehrsmittel nutzen, auch wenn dies länger 
dauerte und umständlicher wäre; 32 Prozent wären willens, beim nächsten Autokauf ein 
Auto zu wählen, das deutlich weniger Kraftstoff verbraucht und weniger PS hat, und 22 
Prozent würden in eine neue, effizientere Heizungsanlage investieren, auch wenn diese 
Investition sich erst mittelfristig finanziell lohnte (alle: „ich bin sehr bereit“). Zwingen-
de gesetzliche Vorgaben zu diesen Bereichen werden dagegen etwas weniger stark 
(„sehr“) unterstützt: etwa von 23 Prozent im Falle der Einschränkung des Individualver-
kehrs und 28 Prozent bezüglich des Neukaufs von Autos. 

Der Ergebnistrend der Meinungsumfragen, der auch durch weitere Umfragen wie dem 
Eurobarometer, einer Allensbach Umfrage und dem ISSP gestützt wird (Weidner 2005), 
lässt es trotz der angesprochenen Lückenhaftigkeit fraglich erscheinen, ob die an-
spruchsvollen globalen klimapolitischen, insbesondere die so genannten Post-Kyoto-
Zielsetzungen eine Mehrheit in der Bevölkerung fänden, wenn die damit verbundenen 
überwiegend regressiven nationalen sozioökonomischen Verteilungseffekte (siehe hier-
zu unten 4.3) transparent gemacht würden. 

Globale Klimapolitik in Lokale-Agenda-21-Prozessen 

Die Analyse von LA-21-Prozessen49, in denen – der Idee des Konzepts gemäß – die 
Kerngedanken des Nachhaltigkeitsleitbilds auf lokaler Ebene umgesetzt werden sollen, 
weist in dieselbe Richtung der Ergebnisse der Meinungsumfragen. Trotz starker rhetori-
                                                 
49 Im Juli 2006 gab es in 2.610 Kommunen (rund 20 Prozent der insgesamt 12.315 kommunalen Gebiets-
körperschaften) einen Agendabeschluss, d.h. einen Beschluss, eine Lokale Agenda 21 aufzustellen (Um-
welt, BMU, Nr. 9, 2007, S. 494). Zu dem Zeitpunkt gab es etwa 100 verabschiedete Aktionsprogramme 
für nachhaltige Entwicklung. Vgl. InWEnt 2007, S. 14 f.; hier auch eine kritische Beurteilung der stagnie-
renden LA-21-Aktivitäten und des insgesamt recht geringen Interesses an entwicklungspolitischen The-
men. 
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scher Zustimmung zu einer global gerechten Klimapolitik überwiegen eindeutig die 
Aktivitäten mit einem ortsspezifischen Interessenhintergrund. Die zentralen Untersu-
chungsergebnisse können kurz folgendermaßen zusammengefasst werden50: 

- Der Hauptfokus von LA-21-Aktivitäten liegt auf den örtlichen Umweltpro-
blemen. 

- Aktivitäten, die systematisch die Belange von Entwicklungsländern einbeziehen, 
sind selten vorzufinden. 

- Klimapolitische Aktivitäten zielen primär auf örtliche Interessen- und 
Problemlagen, die Verbindung zu globalen Gerechtigkeitsaspekten ist selten und 
auch dann oft nur schwach gegeben. 

- Die Nachhaltigkeitsidee wird überwiegend interpretiert als die Förderung eines 
lokalen Gemeinwohls (vgl. UBA 2002, S. 4 und 179). 

Globale Gerechtigkeitsaspekte spielen diesen Untersuchungsergebnissen51 gemäß in der 
konkreten Gestaltung klimapolitischer Aktivitäten auf der lokalen Ebene eine periphere 
Rolle. 

5.3 Sozialökonomische Distributionseffekte der Klimapolitik 

Der Primärzweck von klimapolitischen Instrumenten ist es, die THG-Emissionen zu 
senken. Das führt üblicherweise kurz- und mittelfristig zu Kostenbelastungen der Rege-
lungsadressaten. Private Haushalte sind darüber hinaus häufig zusätzlich indirekt durch 
die Einpreisung der Kosten in die Konsumgüter betroffen. Im Haushaltssektor wirken 
sich die klimapolitischen Zusatzkosten in aller Regel je nach sozial-ökonomischen 
Merkmalen unterschiedlich aus. Dies kann zu Spannungen zwischen den Zielen der Kli-
mapolitik und denen einer gerechten (sozialen) Verteilungspolitik führen. Über gerechte 
Verteilungseffekte staatlicher Politik gibt es stark abweichende Meinungen, die zudem 
interkulturell variieren (vgl. Elkins 2005, OECD 2004, 2006; Serret/Johnstone 2006). 
Staatliche Politik, die überwiegend zu einer relativ stärkeren Belastung von sozial 
schwächeren Gruppen führt – also regressive Verteilungseffekte hat –, gilt jedoch allge-
mein (und besonders in sozialstaatlichen Systemen) als ungerecht und unerwünscht. 
Insofern besteht eine starke und weit geteilte normative Erwartung, dass solche Effekte 
der Klimapolitik vermieden werden. Darüber hinaus gehört es generell zu den anerkann-
ten Kriterien guten Regierens (z. B. accountability), dass die sozialökonomischen Ver-
teilungswirkungen von Politiken ermittelt und transparent gemacht werden. Beiden 
Anforderungen genügt die staatliche Klimapolitik in Deutschland offensichtlich nicht. 
                                                 
50 Vgl. Servicestelle/InWEnt 2003, ICLEI 2002, UBA 2002; ausführlicher Weidner 2005. 
51 In anderen Bereichen gibt es gleichwohl eine Vielzahl von teilweise höchst engagierten Aktivitäten zur 
Unterstützung von Entwicklungsländern, beispielsweise im Rahmen der weit verbreiteten „Eine-Welt-
Aktivitäten“; zu verweisen ist auch auf direkte Unterstützungsmaßnahmen verschiedener Organisationen, 
Kommunen und Bundesländer. All diese Aktivitäten sind zudem vor dem Hintergrund der seit längerem 
zunehmenden sozialen und ökonomischen Probleme in vielen deutschen Kommunen zu sehen, die den 
Handlungsspielraum für „altruistische“ Maßnahmen begrenzen. 
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Die Angaben über die Kostenbelastung der privaten Haushalte durch die klimapoliti-
schen Maßnahmen des Staates sind lückenhaft, vage und widersprüchlich. Dies liegt 
auch daran, dass die Kostenschätzungen zum Spielball inneradministrativer Auseinan-
dersetzungen über die Klimapolitik wurden. Während beispielsweise das Umweltminis-
terium auf sehr geringe, allenfalls geringe Zusatzbelastungen der Haushalte durch ein-
zelne Regelungen – wie etwa dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) – hinweist (vgl. 
BMU 2007, S. 5), lanciert das Wirtschaftsministerium Zahlen von erheblich größerer 
Belastungsdimension (vgl. Wirtschaftswoche Nr. 32, 6.8.2007, S. 29). Die wenigen vor-
liegenden Teilstudien zu den sozialen Verteilungseffekten bestehender und geplanter 
klimapolitischer Maßnahmen kommen überwiegend zum Ergebnis regressiver Vertei-
lungswirkungen; das deckt sich auch mit den allgemeinen theoretischen Erkenntnissen 
zu distributiven Effekten bestimmter umweltpolitischer Instrumente (vgl. Serret/John-
stone 2006). 

Der ökologischen Steuerreform52, die 1999 einsetzte, weisen verschiedene Studien sol-
che sozial unausgewogenen Verteilungseffekte nach; als besonders belastet gelten 
Haushalte mit Transfereinkommen (vgl. Bach 2007, Knigge/Görlach 2005, Kohlhaas 
2005, Böhringer/Schwager 2002, RWI 2002, Bach et al. 2001, Grub 2000). Zu den 
sozialen Verteilungswirkungen des Emissionshandelssystems liegen – obwohl es als das 
für den Wirtschaftssektor wichtigste klimapolitische Instrument gilt – keine Informa-
tionen vor. Sicher ist, dass die Energiewirtschaft und energieintensive Industrien zu 
Lasten insbesondere der Sektoren Haushalt, Verkehr und Handel begünstigt worden 
sind (vgl. SRU 2008, 2006, SRU 2005, S. 12; dbresearch Nr. 377, 25.1.2007). Man 
kann wohl auch aufgrund der Einrechnung der Kosten dieses Systems in die Strom-
preise von regressiven sozialen Verteilungseffekten ausgehen (vgl. Knigge/Görlach 
2005, Hentrich/Matschoss 2006).53 Nach Angaben des Umweltministeriums (BMU 
2007, S. 26) betrugen im Jahr 2006 für einen Referenzhaushalt mit 3.500 kWh/Jahr die 
energiebezogenen Zusatzkosten pro Monat insgesamt 9,07 € (ohne Umsatzsteuer); 
davon entfallen auf das EEG 2,11 €, das Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz 0,99 € und 
auf die Ökosteuer 5,97 €.54 

Das anspruchsvolle „Integrierte Klima- und Energieprogramm“ der Bundesregie-
rung55 – es dient dem Ziel einer 40%-igen Senkung der THG-Emissionen bis 2020 
                                                 
52 Im Rahmen der ökologischen Steuerreform wurden seit 1999 die Steuern auf Benzin, Diesel, Strom, 
Heizöl und Erdgas stufenweise bis zum Jahr 2003 erhöht.  
53 „Letztlich hat die kostenlose Zuteilung der Emissionszertifikate dazu geführt, dass die Stromendkunden 
die finanzielle Hauptlast zu tragen haben“ (dbresearch Nr. 377, 25.1.2007, S. 2). 
54 Für die Förderung der erneuerbaren Energien werden die Bürger (4-Personen-Haushalt) über den 
Strompreis derzeit (2008) mit rund 3 € im Monat belastet. Dieser Betrag wird nach Regierungsprognosen 
bis 2015 auf 5 € pro Monat steigen (Der Tagesspiegel vom 7.6.2008, S. 19). 
55 Das Programm wurde im August 2007 in Meseberg von der Bundesregierung beschlossen, also im 
Vorfeld der internationalen Klimakonferenz auf Bali (3.-14.12.2007). Noch parallel hierzu wurde von der 
Bundesregierung ein Klimamaßnahmenprogramm (Gesetze und Verordnungen) verabschiedet, dem wei-
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(Basis 1990) – wird nach Szenarioberechnungen des Umweltbundesamtes zusätzliche 
Kosten von maximal 11 Mrd. pro Jahr gegenüber einer Entwicklung ohne weitere Kli-
maschutzmaßnahmen verursachen. Dies wären 25 € pro Haushalt im Monat (UBA 
2007). Werden hingegen die ökonomischen Kosten und Nutzen des Programms gegen-
einander aufgerechnet, dann ergibt sich im Jahr 2020 aufgrund von Energieeinsparun-
gen ein Nutzen von insgesamt 5 Mrd. €, so die vorläufigen Ergebnisse eines vom UBA 
in Auftrag gegebenen Gutachtens (vgl. BMU Pressemitteilung Nr. 292, 31.10.2007 
„Klimaschutzprogramm führt zu Einsparungen von 5 Mrd. Euro“; ISI et al. 2007). Ins-
gesamt zeige sich, dass Deutschland – bezogen auf das Jahr 2020 – mit jährlichen In-
vestitionen von 31 Mrd. € in den Klimaschutz Energieeinsparungen von 36 Mrd. € aus-
löst (ISI et al. 2007, S. 9). Erheblich höhere Kostenschätzungen weist eine Studie auf, 
die McKinsey56 im Auftrag des BDI durchgeführt hatte (vgl. Wirtschaftswoche Nr. 38, 
17.9.2007, S. 24-27).57 

Alles in allem führen nach den von der Regierung beauftragten Studien die klimabezo-
genen Maßnahmeprogramme der Bundesregierung zu eher mäßigen bis mittleren zu-
sätzlichen Kostenbelastungen der Haushalte. Die Datenlage ist allerdings lückenhaft, 
insbesondere die Effekte des Emissionshandelssystems wurden bislang noch nicht be-
rücksichtigt. Gleichwohl kann die Klimapolitik nach bisheriger Informationslage auf-
grund ihrer regressiven Verteilungswirkungen als sozial unfair bezeichnet werden. Be-
merkenswert ist, dass diese Problematik weder von der Wissenschaft noch von den Um-
weltorganisationen in nennenswerter Weise thematisiert wird. Erst seit kurzem – offen-
sichtlich aufgrund der öffentlichen Diskussion zu den drastisch gestiegenen Energie-
preisen – weist Umweltminister Gabriel auf die soziale Problematik und die daraus 
möglicherweise folgende Ablehnung weitergehender Klimapolitik hin.58 

                                                                                                                                               
tere Regelungen im Frühjahr 2008 folgten. Für den Bundeshaushalt 2008 wurden 3,3 Mrd. € für den Kli-
maschutz bereit gestellt, was einer Steigerung von rund 200 Prozent gegenüber dem Vorjahr entspricht.  
56 BDI/McKinsey & Co. 2007: Kosten und Potentiale der Vermeidung von Treibhausgasemissionen in 
Deutschland, Berlin, September 2007. 
57 Das am 23.1.2008 von der EU-Kommission beschlossene „Klimapaket“ sieht die Umsetzung des im 
Jahr 2007 vereinbarten Klimaziels vor, wonach die THG in der EU bis 2020 um mindestens 20 Prozent 
gesenkt werden sollen. Die Kosten des Programms wurden auf 3 € pro Woche und Bürger beziffert (Das 
Parlament Nr. 5/6, 28.1./4.2.2008, S. 10; Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Folgenab-
schätzung. Begleitpapier zum Paket der Durchführungsmaßnahmen für die Ziele der EU in den Bereichen 
Klimawandel und erneuerbare Energie bis 2020. Brüssel, 23.1.2008, SEK (2008) 85, S. 19). Auch in der 
EU-Folgenabschätzung finden sich keine Angaben zu den sozialen Verteilungseffekten. 
58 „Auch bei uns in Deutschland treffen steigende Kosten für Energie aus fossilen Klimakillern auf 
soziale Ungleichheit. Nicht jeder in Deutschland wird das Argument vieler Umweltpolitiker verstehen, 
dass steigende Energiepreise gut sind, weil sie zu einem sparsamen Umgang mit Rohstoffen anhalten. 
Wenn die Energiekosten eines Dreipersonenhaushaltes um sage und schreibe 70 Prozent steigen – das 
war zwischen 2000 und 2007 der Fall –, die Nominallöhne im gleichen Zeitraum aber um nur 18 Prozent 
erhöht werden, gerät die Klimapolitik schnell in die Defensive. Deshalb müssen wir uns in diesem Jahr 
mit diesem Problem befassen und Lösungsvorschläge erarbeiten. (…) Der Strompreis für Privathaushalte 
ist seit dem Jahr 2000 um 46 Prozent, der Gaspreis sogar um 100 Prozent und der Preis für Heizöl um 70 
Prozent gestiegen. Das bedeutet im Ergebnis: Die jährliche Energierechnung eines dreiköpfigen Haus-
haltes ist seit dem Jahr 2000 von etwa 1 300 Euro auf 2 200 Euro gestiegen. (…) Ich halte den Preis-
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6. Die nationalen Grenzen globaler Gerechtigkeit 

Die Analyse der staatlichen Politik und Programmatik, der Bevölkerungseinstellungen 
und der LA 21-Aktivitäten zum Klimawandel und zum „lokalen“ Stellenwert globaler 
Gerechtigkeitsnormen zeigte bemerkenswerte Übereinstimmungen in den untersuchten 
Bereichen: 

(1) Das Klima (Atmosphäre) wird als allen Menschen gleichermaßen zustehen-
des globales Gemeingut anerkannt, für dessen massive Schädigung (Klima-
wandel) primär die Industrieländer verantwortlich (Schadensverursacher) 
sind, die deshalb herausragende Pflichten zur Schadenseindämmung und 
zum Schadensausgleich gegenüber den Süd-Ländern haben (globale Gerech-
tigkeit). Diese hier vereinfacht dargestellte Argumentationskette wird von 
der Bevölkerung und den klimapolitischen Akteursgruppen (einschließlich 
großer Teile der Wirtschaft!) prinzipiell anerkannt; gegen diesen moralische 
Handlungspflichten konstituierenden Konnex werden in den Debatten selten 
strategisch-sophistische Argumente zu eignen Gunsten mobilisiert, etwa zu 
noch klärungsbedürftigen wissenschaftlichen Unsicherheiten oder internatio-
nal unklaren Schuld- und Lastenverteilungsregeln. 

(2) Die Maßnahmen der Regierung, die Aktivitäten auf dezentraler Ebene, die 
Handlungslogik der wichtigen Akteursgruppen sowie die mehrheitlichen Be-
völkerungseinstellungen zur Klimapolitik lassen sich mit dem Konzept der 
ökologischen Modernisierung charakterisieren, das einen tief greifenden und 
vorsorglichen Umweltschutz eng mit nationalen/lokalen Wohlfahrtssteige-
rungen bzw. der Mobilisierung von Eigeninteresse verbindet. Die globale 
Perspektive ist für dieses Konzept als ökologischer und wirtschaftlicher Fak-
tor zentral, nicht aber als moralische Handlungsnorm. Globale Gerechtigkeit 
wird hierdurch in der Praxis der Klimapolitik zwar nicht konterkariert, eher 
real befördert, doch zentrale Orientierungsnorm klimapolitischer Aktivitäten 
ist sie nicht. 

Die Analyseergebnisse lassen es demnach als eher unwahrscheinlich erscheinen, dass 
die deutsche Klimapolitik ihren wesentlichen Impetus aus positiven Einstellungen der 
Bevölkerung zur globalen Gerechtigkeit bezieht. Die Bundesregierung kann sich jedoch 
einer allgemeinen und hohen Zustimmung zu Klimaschutzmaßnahmen auf international 
überdurchschnittlich hohem Niveau gewiss sein, sofern diese eine kritische Schwelle 
der individuellen (wahrnehmbaren) Kostenbelastung nicht überschreiten. Wo in etwa 
die Schwelle liegt, kann aufgrund fehlender wissenschaftlicher Untersuchungen und der 
äußerst schwachen politisch-öffentlichen Thematisierung von Verteilungseffekten nicht 
beziffert werden. Die hohe Sensibilität der Bevölkerung gegen zusätzliche finanzielle 
Belastungen durch klimapolitische Maßnahmen könnte erklären, weshalb staatliche Ak-
teure (wie ebenfalls die Umweltorganisationen) über die realen und potentiellen Kosten-

                                                                                                                                               
anstieg angesichts dieser Zahlen für ein ernstes Problem, insbesondere für die unteren Einkom-
mensgruppen“ (Das Parlament, Nr. 4, 21. Januar 2008, S. 2 f.). 
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belastungen bisheriger und zukünftiger Klimapolitik nur begrenzt und selektiv informie-
ren.59 

Der Bevölkerung ist wenig über die zusätzlichen Kostenbelastungen durch die Klima-
politik und nahezu nichts über die sozialen Verteilungseffekte der großen Vielfalt kli-
mapolitischer Maßnahmen und Instrumente (vom Solarförderungsprogramm über Sub-
ventionen für energetische Gebäudesanierungen bis zum CO²-Emissionshandelssystem) 
bekannt. Die wenigen Untersuchungen hierzu zeigen überdies regressive Verteilungs-
wirkungen auf, d.h. die sozial schwächeren Gruppen werden überproportional belastet. 
Da es theoretisch nahe liegt, dass fast alle wichtigen klimapolitischen Maßnahmen der 
Regierung diese Wirkung haben, kann von einer sozial unausgewogenen Klimapolitik 
gesprochen werden. Demnach liegt nur scheinbar eine hohe Zustimmung der Bevöl-
kerung zur staatlichen Klimapolitik vor, da sie nicht über für sie wichtige Konsequen-
zen ausreichend informiert ist. Insofern handelt es sich um eine uninformierte Zustim-
mung, nicht um einen informierten Konsens. Aus diesem Sachverhalt lässt sich die 
These bilden, dass die öffentliche Unterstützung für geplante Klimapolitikprogramme 
über die Kyoto-Vereinbarung hinaus, die sehr anspruchsvolle und entsprechend kost-
spielige Ziele enthalten, bei voller Kosten(verteilungs)transparenz vermutlich kräftig 
sinken würde. 

Eine breite und starke Verinnerlichung globaler Fairnessnormen könnte theoretisch die 
Zumutbarkeitsschwelle für unfaire nationalstaatliche Kostenverteilungseffekte bei den 
Betroffenen erhöhen, indem etwa die eigenen unfairen Belastungen als gering empfun-
den werden gegenüber den mit verursachten großen Risiken des Klimawandels für viele 
hieran schuldlose und wehrlose Menschen in anderen Ländern. Die bisherigen Analyse-
ergebnisse zum (eher geringen) Stellenwert von globalen Gerechtigkeitsnormen für die 
reale Klimapolitik sprechen jedoch, wie gezeigt, nicht hierfür. Gesetzt den Fall, globale 
Gerechtigkeitsnormen spielten nur eine geringe Rolle: Würde die vollständige Transpa-

                                                 
59 Diesbezüglich verhalten sich die politisch-administrativen Akteure (und die Umweltorganisationen) als 
individuelle Nutzenmaximierer, die ihre Wähler bzw. Klientel als rationale Nutzenmaximierer sehen. Der 
ökonomische Zweig der Umweltpolitikanalyse hat schon mit Beginn der rechtlich-institutionellen Ausdif-
ferenzierung der Umweltpolitik in den 1960er Jahren gezeigt, dass eine starke politische Präferenz für 
Regelungsinstrumente besteht, die – nach dem so genannten Gemeinlastprinzip – entstehende Kostenbe-
lastungen weit und kleinteilig , für die Betroffenen nahezu unmerklich streuen. Das gilt insbesondere für 
Fälle, in denen nach dem (OECD-weit anerkannten) „Verursacherprinzip“ (polluter pays principle) gut 
organisierte, machtvolle Wirtschaftsgruppen die Regelungsadressaten hätten sein müssen (vgl. Zimmer-
mann 1985; zu Rationalitäten der Instrumentenwahl siehe Decker 1994, Böcher/Töller 2007). Das deut-
sche CO2-Emissionshandelssystem fokussiert zwar die industriellen Hauptemittenten von Treibhaus-
gasen, vermindert aber stark die reale Belastung maßgeblicher Großemittenten durch vielfältige Sonder-
regelungen (vgl. Ziesing 2008b). 
Generell gilt wohl auch für diese klimapolitische Kostenverteilungsfrage, was Mayntz/Scharpf (1995) als 
günstige Voraussetzung für produktive Verhandlungslösungen benennen: die Chancen, zu akzeptierten 
politischen Ergebnissen zu kommen, steigen, wenn es gelingt, „aufgabenbezogenes Handeln und die 
Regelung von Verteilungskonflikten strukturell oder wenigstens zeitlich zu entkoppeln“ (S. 32). 
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renz der sozialen Kostenverteilungseffekte dann tatsächlich zu einem politisch relevan-
ten Stimmungsumschlag gegen eine progressive Klimapolitik an sich führen, insbeson-
dere gegen geplante (und teils eingeleitete) verstärkte Maßnahmen über 2012 hinaus, 
wie kürzlich (August 2007) von der Bundesregierung beschlossen („Meseberger Pro-
gramm“) und von der Mehrheit der Experten für dringend notwendig gehalten? Im 
folgenden Abschnitt werde ich argumentieren, dass dies vermutlich nicht zu erwarten 
ist, da neben dem rationalen Eigeninteresse an möglichst geringer Kostenbeteiligung an 
der Produktion eines (noch nicht rechtlich-politisch solide institutionalisierten) globalen 
Gemeinguts sowie dem billigen Verlangen nach einer fairen Behandlung im nationalen 
Kontext noch weitere Faktoren ins Spiel kommen, die Einstellungen zur Klimapolitik 
beeinflussen. 

Im Grunde geht es um die Analyse der immer multifaktoriellen Bedingungen und Trieb- 
oder Bremskräfte von komplexen Politiken, die verschiedene Problem- und Handlung-
sebenen umfassen. Je mehr es in diesen Politiken sozusagen um Menschheitsfragen geht 
und je asymmetrischer die Problemlösungsressourcen der Länder verteilt sind, desto 
stärker spielen in den „technisch“ handlungsmächtigeren Ländern moralische Fragen in 
den gesellschaftlich-politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess hinein, 
nicht zuletzt aufgrund ethisch begründeter Forderungen und Erwartungen von außen. 
Deshalb ist anzunehmen, dass die Entwicklung der globalen Politik geprägt ist vom 
Wechselspiel der moralischen Kapazitäten der relevanten Länder mit ihren jeweiligen 
anderen klimapolitischen Handlungskapazitäten. Zu letztgenannten zählen primär insti-
tutionelle, ökonomische, technologische und kognitiv-informationelle Kapazitäten 
(Jänicke 2002). Deren Ausbau (capacity building) und Realisierung (policy building and 
implementation) hängen einerseits wesentlich von der Strategiefähigkeit, dem „will & 
skill“ (Shonfield) und den situativen Bedingungen der Proponenten der Umweltpolitik 
ab und andererseits von den Machtressourcen und Optionen der Zielgruppen und ihrer 
Unterstützer.60 

Demgegenüber geht es bei „moralischer Kapazität“ um eine vagere und konzeptionell 
noch nicht ausgearbeitete Kategorie klimapolitisch relevanter Faktoren. Sie beschreibt, 
kurz und anthropozentrisch gefasst, Umfang und Stärke all jener Werte, Normen und 
Einstellungen mit Bezug auf andere Individuen, Gruppen und Gesellschaften, die nicht 
Teile eines Nutzen maximierenden Kalküls sind. Diese Werte, Normen und Einstellun-
gen beeinflussen, wie weit und wem gegenüber wir zu solidarischem Handeln, zu 
Empathie, Verständnis(bereitschaft), Unterstützung und Ähnlichem fähig sind. Ausmaß 

                                                 
60 Zu diesen hier nur stichwortartig vorgestellten umweltpolitischen Kapazitäten vgl. die Arbeiten auf 
Basis des so genannten capacity building approach: Jänicke/Weidner (1997), Weidner/Jänicke (2002), 
Weidner (2002); vgl. auch Prittwitz 1990. Mit diesen Kapazitäten konnten Grundmerkmale und Beson-
derheiten nationaler (nach innen gerichteter) Umweltpolitiken gut erklärt werden. Siehe hierzu die zuvor 
genannte Literatur sowie Jahn (1998), Scruggs (2003). 
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und Intensität ihrer Aktualisierung in politischen Prozessen prägen die politische Kultur 
eines Landes. Ihre Bedeutung für den globalen Klimapolitikprozess liegt nicht so sehr 
darin, dass es sie überhaupt gibt, sondern in der starken Vermutung, dass erhebliche 
Varianz zwischen den moralischen Kapazitäten verschiedener Länder, Ländergruppen 
oder Regionen besteht, die zu unterschiedlichen Sichtweisen auf globale Problemlagen 
und damit verbundene Probleme und Rechte anderer führt. Dies ist ohne Frage wichtig 
für Art und Umfang der Rolle, die Gerechtigkeitskriterien im globalen Klimaprozess 
spielen können. Der Komplexität des Themas, vielleicht auch ein wenig des ihm inne-
wohnenden Frustrations- und Konfliktpotentials ist es wohl zuzuschreiben, dass über 
globale Gerechtigkeit in der Klimapolitik viel geredet, aber nur wenig über ihre poli-
tisch-sozialen Voraussetzungen gewusst wird. 

7. Positive Pfadabhängigkeit 

Im vorhergehenden Abschnitt ist gezeigt worden, dass globale Gerechtigkeit weder als 
intrinsische noch als extrinsische moralische Orientierungsnorm Dynamik und Umfang 
der deutschen Klimapolitik zureichend erklären kann. Auch rationales Eigeninteresse 
erwies sich nicht zureichend als mögliche Erklärungsalternative: Die von einer pro-
gressiven Klimapolitik erhofften mittel- bis langfristigen wirtschaftlichen Vorteile kön-
nen das im internationalen Vergleich weit überdurchschnittliche und politisch wie 
wirtschaftlich riskante Engagement bei relativ geringem inneren und äußeren Hand-
lungsdruck sowie regressiven sozialen Verteilungsfolgen – die für populistische Anti-
Klimapolitik-Kampagnen genutzt werden könnten – nicht vollständig erklären. Etliche 
Maßnahmen sind zudem auf heftigen Widerstand machtvoller Wirtschaftsbranchen 
(etwa Energiekonzerne, Automobilhersteller) gestoßen. Es ist auch unwahrscheinlich, 
dass monokausale (eindimensionale) Erklärungsansätze ausgereicht hätten, um 
komplexe globale Klimapolitikprozesse zu erklären (Jänicke/Weidner 1997, The Social 
Learning Group 2001a, b). Ebenso wenig ist zu vermuten, dass moralische Orientierung 
und Eigeninteressen sich gegenseitig ausschließen. Das stünde quer zum Forschungs-
stand (vgl. Giegel 1999). Gezeigt werden konnten die Relevanz und oft nicht separier-
bare Wechselwirkungen beider Faktoren für die Klimapolitik. Weiterführende Analy-
sen, etwa zum „politischen Gewicht“ der einzelnen Faktoren bedürfen der empirischen 
Forschung. Die liegt weit zurück hinter den verbreiteten normativ-generellen Spekula-
tionen. Über die oben genannten Gründe für diese Imbalance hinaus sind sicherlich 
noch verantwortlich die nahezu inexistente Kooperation zwischen Vertretern normativer 
und empirischer Ansätze sowie die erheblichen sozialen Wirkungsunterschiede der ver-
schiedenen Instrumente bzw. Policies (z.B. des Emissionshandels, der subventionierten 
Wärmedämmung von Altbauten oder der geplanten CO²-Steuer für PKW) im breiten 
Feld der Klima- und Energiepolitik. Letztgenanntes Phänomen erschwert eine Genera-
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lisierung von Aussagen zu den tatsächlichen Verteilungseffekten der Klimapolitik und 
darüber, wieweit sie wahrgenommen werden.61 

Eine Kombination des Kapazitätsbildungsansatzes mit dem eng mit dem historischen 
Institutionalismus verbundenen Konzept der Pfadabhängigkeit (vgl. Greener 2005) 
könnte meiner Meinung nach gut geeignet sein, die Komplexität des Klimapolitikfelds 
so zu bewältigen, dass Strukturen, Prozesse und Akteure sowie die Grundmerkmale und 
Entwicklungen dieses Felds erkennbar und einer theoretischen Erklärung zugänglich 
gemacht werden können. Beide Konzepte ergänzen sich vorteilhaft in diesem Sinne: (1) 
der Kapazitätsbildungsansatz mit seinem wesentlich an der Policy-Analyse orientierten 
Untersuchungsdesign bringt die akteurszentrierte Perspektive sowie die detaillierte Ana-
lyse der Interessenkonflikte ein, die in den Willensbildungs-, Entscheidungs- und Um-
setzungsprozessen der verschiedenen Policies auftreten, die zum Klimapolitikfeld gehö-
ren; (2) das Pfadabhängigkeitskonzept betont hingegen die institutionell-strukturelle 
Perspektive im Sinne von politikprägenden Normen, Werten, Regeln, Ministerien, Äm-
tern etc. sowie institutionelle Konfigurationen, Handlungsmuster, Ideen und Leitbilder, 
die den Grundcharakter einer Politik und dessen ermöglichende oder restringierende62 
Wirkungen prägen. Die Kombination mit dem Kapazitätsansatz und dessen in aller 
Regel tiefenscharfen Analyse der kurz- und mittelfristigen Entwicklungen in den klima-
relevanten Policies (im Sinne von Instrumenten, Gesetzen, Programmen etc.) ist Reme-
dur gegen ein übliches Defizit des Pfadabhängigkeitskonzepts und „the most and 
significant critical argument against historical institutionalism, its inability to explain 
political and policy change“ (Peters et al. 2005: 1278). 

Dieser kurze Hinweis auf das (erklärungs)theoretische Potential einer Kombination von 
Pfadabhängigkeits- und Kapazitätsbildungsansatz soll hier genügen, da es in diesem 
Text schwerpunktmäßig nicht um eine Herleitung und Begründung solch eines Kombi-
nationsansatzes geht. Vielmehr dient der (flexible, endogenen institutionellen Wandel 
berücksichtigende63) Pfadabhängigkeitsansatz im Folgenden als theoretische Orientie-
rung für die Auswahl und Diskussion von Faktoren, die zur Erklärung der hohen Konti-
nuität der deutschen Klimapolitik beitragen können. 

Die Einstellungen zur Umwelt- und Klimapolitik werden nicht nur von rationalen Über-
legungen, sondern auch von (sich verändernden) situativen Kontextvariablen (etwa 

                                                 
61 Auch dieses Forschungsdesiderat verweist auf die Notwendigkeit einer stärkeren Kooperation zwischen 
Vertretern von normativen, politkulturellen Ansätzen und Policy-Analytikern. 
62 Üblicherweise wird Pfadabhängigkeit als Restriktion für policy-making – weil Ausmaß und Art von 
policy change begrenzend – konzipiert. Dieser latent negativen Sicht entgehen häufig die positiven 
Aspekte einer eingebetteten Politik, die gegenüber etwa sozial unerwünschten „Innovationen“ immuni-
siert. Deshalb spreche ich hier von positiver Pfadabhängigkeit (im Sinne einer “Pfadstabilisierung“). 
63 Vgl. die Diskussion verschiedener Pfadabhängigkeitsansätze in Ebbinghaus (2005); dort auch weiter-
führende Literatur. 
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Umweltsituation, umweltpolitische Maßnahmen anderer Länder) und politisch-kulturel-
len Normen beeinflusst (vgl. allgemein hierzu Douglas/Wildavsky 1982; Jasanoff 
1986). Hieraus ergibt sich, wie bedrohlich Klimaveränderungen eingeschätzt werden. 
Im Vergleich von Risikokulturen zählt Deutschland zu den risikoaversen Ländern (siehe 
ebenda), wofür auch der besonders große Stellenwert des Vorsorgeprinzips in der Um-
weltpolitik spricht. Entsprechend gibt es eine relativ starke Neigung, das Auftreten 
außerordentlicher Naturereignisse als Folge von Umwelt- bzw. Klimaveränderungen zu 
interpretieren und vorbeugende Maßnahmen zu befürworten, auch wenn der wissen-
schaftliche Klärungsprozess noch nicht abgeschlossen ist. Das war beim „Waldsterben“ 
so massiv der Fall, dass die Regierung Anfang der 1980er Jahre die europaweit strengs-
ten Luftreinhaltevorschriften erließ. 

Die Klimapolitik kann als systematischer Teil eines in die 1970er Jahre zurückreichen-
den Entwicklungspfades der deutschen Umweltpolitik gesehen werden, der seinen Ur-
sprung in der überaus konfliktreichen Luftreinhaltepolitik jener Jahre hat. Die Stichwor-
te „Saurer Regen“ und „Waldsterben“ erinnern daran, dass damals schon weiträumige, 
grenzüberschreitende Schadstofftransporte (und damit die Notwendigkeit internationaler 
Problemregelungen) zentrale Punkte in der politischen Diskussion waren. Die For-
derung nach einer aktiv betriebenen „Umweltaußenpolitik“ (Prittwitz 1984) kam auf. Im 
Zuge der von der ersten Ölpreiskrise (1973/74) geprägten Auseinandersetzungen kam es 
zu politischen, rechtlichen und institutionellen Entwicklungen, die sich in der Folgezeit 
verfestigten (vgl. Knoepfel/Weidner 1985) und in einen – in der damaligen Zeit – spezi-
fisch deutschen „policy style“ (Richardson/Watts 1985) mündeten. Ihm liegt eine Kom-
bination aus Vorsorgeprinzip, komplexer regulativer Politik, Technologieförderung und 
internationaler Vorreiterpolitik zugrunde, die später über die EU hinaus einflussreich 
wurde (vgl. Pehle 1997, Weale 1992). Dies trifft insbesondere auf das Vorsorgeprinzip 
zu, das – auch durch die Rechtsprechung – in diesem Politikfeld eine problemstruktu-
rierende, handlungsleitende und legitimierende Bedeutung bekam. Umweltproponenten 
diente es als Metaprinzip zur Kritik staatlicher Umweltmaßnahmen oder Unterlassun-
gen. Es wurde regelmäßig gegen Argumente mobilisiert, die staatliche Regulierungen 
mit Verweis auf wissenschaftliche Unsicherheiten verhindern oder begrenzen wollten. 
Das gilt auch für ökonomische Einsprüche, gleich ob sie gegen angeblich verheerende 
wettbewerbspolitische Konsequenzen für die betroffenen Branchen oder die Ineffizienz 
von Regelungsinstrumenten gerichtet waren. 

Die (unerwartet) drastischen staatlichen Regelungen zur Verminderung der Emissionen 
aus so genannten Großfeuerungsanlagen und Automobilen in den frühen 1980er Jah-
ren – unter einer konservativ-liberalen Regierung – setzten sozusagen öffentlichkeits-
wirksam klare Wegmarken des staatlichen Luftreinhaltepolitikpfades, dem wenig später 
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maßgebliche EU-Mitgliedsländer und schließlich die EU-Umweltpolitik selbst folgen 
sollten. 

Mit Blick auf die spätere Klimapolitik ist hervorzuheben, dass die damaligen luftrein-
haltepolitischen Maßnahmen in der Wirtschaft und großen Teilen von Politik und Wis-
senschaft als ökonomisch verhängnisvolle „Vorreiterpolitik“ kritisiert worden waren. 
Anstelle staatlicher Alleingänge wurde ein international koordiniertes Vorgehen gefor-
dert. Im Rückblick erwies sich der eingeschlagene Weg hingegen als ein Erfolgspfad, 
sowohl aus internationaler als auch aus nationaler ökonomischer und ökologischer 
Sicht. Nicht zuletzt führte er zum Abbau von Umweltkonflikten und zur politischen 
Integration von gesellschaftlichen Umweltgruppen. Dies verstärkte das gesellschaftliche 
Bewusstsein, dass sich Vorsorge- und Vorreitermaßnahmen langfristig auszahlen. Die-
ser spezifisch deutsche Umweltpolitikpfad blieb gegenüber Regierungswechseln stabil, 
wurde auch auf dem Höhepunkt der „Globalisierungsdebatte“ nicht völlig verlassen und 
war von bemerkenswert starkem Beifall der Umweltverbände gesäumt. Hierdurch 
konnte sich eine stabile ideelle und materiell-institutionelle Grundlage bilden, die eine 
kooperative Umweltpolitik mit den Umweltorganisationen und den Akteuren des 
vielfältigen „ökologisch engagierten Kommerzsektors“ im Zeichen der „ökologischen 
Modernisierung“ begünstigte.64 

Aus volkswirtschaftlicher Perspektive hat diese Politik eindeutig zur nationalen Wohl-
fahrtssteigerung beigetragen, progressive Klimapolitik wurde in der Folge zu einem 
weithin geschätzten Markenzeichen der Bundesrepublik für eine erfolgreiche ökolo-
gisch-ökonomische Modernisierungsstrategie. Dieser Erfolg ist pfadbegünstigenden 
institutionellen, organisatorischen, technischen etc. Infrastrukturen, Kapazitäten und 
Netzwerken verdankt, in die die Klimapolitik eingebettet ist. Besonders die erfolgsrele-
vanten umweltpolitischen Kapazitäten (etwa kognitiv-informationelle, technologisch-
ökonomische, rechtliche, institutionell-organisatorische Kapazitäten) hatten einen im in-
ternationalen Vergleich hohen Stand erreicht, der nicht nur gegen die Angriffe der Geg-
ner einer vorsorgenden Umweltpolitik schützte, sondern eigendynamisch nach einer 
Realisierung seines politischen und ökonomischen Potentials drängte (vgl. Weidner/Jä-

                                                 
64 Dem Aufstieg des Konzepts der „ökologischen Modernisierung“ zur gesellschaftlichen Leitvision und 
zum politisch-administrativen Handlungskonzept liegen konvergierende Problemdeutungen und 
-lösungssichten der zentralen umweltpolitischen Akteursgruppen zugrunde. Das förderte die Koopera-
tionsfähigkeit und –bereitschaft der Akteure (vgl. Hajer 1995). Zu den Veränderungen der Rahmenbedin-
gungen der deutschen Umweltpolitik im Wechselspiel mit Veränderungsprozessen innerhalb von bzw. 
zwischen umweltpolitischen Akteursgruppen und Institutionen vgl. Weidner (1996a) mit weiteren 
Literaturhinweisen. Vgl. auch die zu ihrer Zeit schon im Titel auf pfadgeprägte bzw. -prägende Merkmale 
der deutschen Umweltpolitik hinweisenden Veröffentlichungen „Freiwillige Kooperationen und alternati-
ve Konfliktregelungsverfahren in der Umweltpolitik – Auf dem Weg zum ökologisch erweiterten Neo-
korporatismus?“ (Weidner 1996b) und „25 Years of Modern Environmental Policy in Germany – 
Treading a Well-Worn Path to the Top of the International Field” (Weidner 1995). 
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nicke 2001.65 In Deutschland kam es zwar auch immer wieder zu umweltpolitischen 
Stagnationsperioden und zu rechtlich-institutionellen Rückschritten, doch solch drasti-
sche, mit Kapazitätsabbau verbundene Einschnitte in die umweltpolitischen Institutio-
nen wie in den USA (unter Reagan) oder in Großbritannien (unter Thatcher) fanden 
nicht statt (vgl. Jänicke/Weidner 1997). 

Sicherlich trug die im Zeitablauf zunehmende Bestätigung der deutschen Klimapolitik 
durch die internationale Politikentwicklung zur Stabilisierung des Entwicklungspfads 
bei. Immer mehr Staaten kooperieren mittlerweile in der internationalen Klimapolitik, 
Ausstiege gibt es nicht: Die USA waren nicht im eigentlichen Sinne (voll und ganz) ins 
Klimaregime „eingestiegen“. Nachdem im Dezember 2007 mit Australien der sozusa-
gen letzte Getreue der US-Klimapolitik und zuvor (2004) Russland das Kyoto-Protokoll 
ratifiziert haben, China eine klimapolitische Großoffensive im eigenen Lande angekün-
digt hat und selbst die US-Regierung multilaterale und nationale klima- und energie-
politische Initiativen lanciert, um u. a. aus nationalen sicherheitsstrategischen Gründen 
weniger „süchtig nach Öl“ zu werden (vgl. White House 2006; U.S. Department of 
State 2005), wird die deutsche Vorreiterrolle in der internationalen Klimapolitik als 
richtungweisend und erfolgreich bestätigt. Dies zeigte sich zuletzt deutlich anlässlich 
des G8-Gipfels in Heiligendamm im Sommer 2007, auf dem die Führungsrolle 
Deutschlands in der internationalen Klimapolitik – wie schon kurz zuvor auf der EU-
Ebene – unverkennbar war. Der damit verbundene Image- und Einflussgewinn (soft 
power) in der internationalen Verhandlungsarena lässt sich nur schwer beziffern. Die 

                                                 
65 Laut BMU ist die Ausgangslage für eine ambitionierte Klimapolitik besonders günstig, weil drei Fak-
toren zusammentreffen (wovon der erstgenannte auf den historischen Pfad verweist): „- Die deutsche 
Wirtschaft hat einen historisch gewachsenen Wettbewerbsvorteil bei Produkten, deren Herstellung großes 
Know-How einer Vielzahl von Beschäftigten verlangt; - Trotz verbesserter Konjunkturdaten bestehen 
weiterhin beträchtliche ungenutzte Kapazitäten am Arbeitsmarkt; - Schließlich leidet die deutsche Wirt-
schaft seit einigen Jahrzehnten an einer zunehmenden Investitionsschwäche, die durch eine innovations-
orientierte Klima- und Energiepolitik abgebaut werden kann“ (BMU 2008a, S. 25). Im Weiteren stellt das 
BMU besonders drei Aspekte heraus, die Deutschlands Stärke im Klimaschutz im internationalen Ver-
gleich erklären: „Die Ausgangsbedingungen Deutschlands für den internationalen Wettbewerb sind aus-
gezeichnet (…). Deutschland weist eine besonders starke Position bei den Klimaschutztechnologien auf – 
und dies in dreifacher Hinsicht. Erstens beträgt bereits heute der Welthandelsanteil an den Exporten 
klimaschutzrelevanter Technologien (konservativ geschätzt) 15% und liegt damit ganz vorn. Zweitens 
besitzt Deutschland eine positive Spezialisierung auf Klimaschutzgüter beim Außenhandel: der Index des 
‚offenbarten komparativen Vorteils’ (Revealed Comparative Advantage – RCA) misst Deutschlands Spe-
zialisierungsmuster im Bereich Klimaschutzgüter in Bezug zu den gesamten Ausfuhren; er ist nicht nur 
positiv, sondern auch im internationalen Vergleich unter den ersten drei Werten (im Jahr 2005), was eine 
hohe Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands in diesem Bereich belegt. Mit Blick auf die zukünftigen Poten-
ziale ist drittens die Patentaktivität besonders interessant. Der Anteil Deutschlands an den internationalen 
Patenten beträgt gegenwärtig schon ca. 20% und auch der Index der Relativen Patentaktivität (RPA-
Index) ist gemessen über einen Zeitraum von vier Jahren nicht nur positiv, sondern knapp vor den USA 
auf Platz drei im Weltmaßstab. Damit verfügt Deutschland über eine positive Spezialisierung bei den 
Patenten im Bereich Umwelttechnologie. (…) Fazit: Die Klimaschutztechnologien stellen eine über-
durchschnittliche Stärke im Technologie- und Exportportfolio Deutschlands dar. Insgesamt sind die 
gegenwärtigen Ausgangsbedingungen Deutschlands also ausgezeichnet, um durch die betrachteten Kli-
maschutzmaßnahmen schnell First-Mover-Vorteile zu erreichen und diese langfristig zu sichern“ (BMU 
2008a, S. 16 f.). 
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Rationalität der auf erneuerbare Energien, Einsparung und Effizienzsteigerung setzen-
den energiepolitischen Strategie bestätigen gegenwärtig nachdrücklich die hohen Gas- 
und Ölpreissprünge sowie der große Stellenwert, den solche Strategien in vielen Län-
dern und auf EU-Ebene zurzeit bekommen.66 

Das Theorem der Pfadabhängigkeit charakterisiert in seiner politikwissenschaftlichen 
Variante das Phänomen dauerhafter Stabilität von primär öffentlich-rechtlichen Institu-
tionen (im weiten Sinne), deren Merkmale einen bestimmten Entwicklungsweg von 
Politiken (policies) über einen längeren Zeitraum prägen, besonders indem sie Hand-
lungsspielräume für alternative Entwicklungsrichtungen stark begrenzen – selbst wenn 
diesen superiore Eigenschaften und Effekte zugeschrieben werden.67 Ein starkes Indiz 
für das Wirken von Mechanismen eines etablierten Pfads (sozusagen der Gesamtwir-
kung von ‚institutional constraints’ in einem Politikfeld68) liegt vor, wenn alternative 
Optionen nicht zum Zuge kommen, obwohl sie von machtvollen Akteursgruppen unter-
stützt werden und einen vermeintlich größeren gesellschaftlichen Nutzen (z.B. mittels 
Effizienzgewinn) versprechen. Solche „Fundamentalangriffe“ auf das etablierte Regu-
lierungssystem hat es hin und wieder gegeben, beispielsweise in den 1970er Jahren 
durch eine auf beschleunigtes Wirtschaftswachstum setzende Allianz aus Spitzenpoliti-
kern (einschließlich des damaligen Bundeskanzlers Helmut Schmidt), Beamten des 
Wirtschaftsministeriums, Unternehmensvertretern und Gewerkschaften. Sie waren nur 
für eine kurze Zeit erfolgreich. Gleichwohl hatten die ständigen Interessenkonflikte über 
mehr oder weniger Umweltschutz oder die „richtigen“ Regelungsinstrumente zu erheb-
lichen Veränderungen im Regulierungsinstrumentarium, in der Akteurskonfiguration69 
                                                 
66 Ein weiterer Indikator für den internationalen Trend der positiven Wahrnehmung der deutschen Klima-
politik ist die in den letzten Jahren stark gestiegene Aufmerksamkeit für die deutschen Instrumente in den 
USA. Noch niemals zuvor wurde die deutsche Umweltpolitik in den US-Medien, in der Wissenschaft und 
von der Politik so beachtet und für das eigene Land als beispielhaft diskutiert. Vgl. etwa den Beitrag zur 
deutschen Klimapolitik „Lessons from Germany“ im TIME Magazine vom 28.4.2008, S. 46-48, mit dem 
Schwerpunktthema Klimapolitik. 
67 Manfred G. Schmidts bekannte Charakterisierung der deutschen Politik in zentralen Politikfeldern als 
eine „Politik des mittleren Weges“ kann beispielsweise als eine Deutung im Sinne von Pfadabhängigkeit 
verstanden werden; vgl. Schmidt (1990). 
68 Vgl. D. C. Norths Definition von ‚path dependency’ als ein Prozess, der zukünftige Wahlmöglichkeiten 
begrenzt, aber nicht völlig ausschließt: „path dependence is a way to narrow conceptually the choice set 
and link decision-making through time. It is not a story of inevitability in which the past neatly predicts 
the future” (North 1990; S. 98 f.). 
69 Der relative Einflussgewinn des „Öko-Business“ und eines ökologisch engagierten Netzwerks aus 
Beratungs-, Wissenschafts- etc. Gruppen und Umweltverbänden – zu denen auch Großversicherungen 
gehören – bedeutet allerdings nicht ein Gleichziehen mit den schon immer politisch höchst einfluss-
reichen Organisationen und Sektoren wie Automobilindustrie und konventionelle Großindustrie, Energie-
versorgungsunternehmen (EVUs) und Landwirtschaft. Das zeigen u.a. die (systemwidrigen) „Schon- und 
Ausnahmeregeln“ des Emissionshandelssystems (Industrie, Braunkohle, EVUs), die Aufweichung und 
Verschiebung sowie Abschwächung der CO2-Emissionsstandards für PKW und die großzügige Förde-
rung der Energiegewinnung aus Biomasse (Landwirtschaft). Im Falle der Automobilindustrie haben die 
deutschen Regierungen unabhängig von der jeweiligen parteipolitischen Zusammensetzung nahezu 
durchgängig – zu den wenigen Ausnahmen gehören etwa die Durchsetzung des Benzin-Blei-Gesetzes 
1971 und der europaweit strengsten Abgasstandards in den 1980er Jahren – die Interessen dieser Wirt-
schaftsbranche über das umweltpolitisch Gebotene stellt. Dazu gehören beispielsweise die Abschwächung 
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und im Interaktionsstil geführt, etwa zu einem kooperativen Staat, der flexible und öko-
nomische Instrumente nunmehr vorurteilslos einsetzt.70 Das kann man auch als Ergebnis 
von Lerneffekten interpretieren. Die Grundausrichtung der Umweltpolitik und die Ent-
wicklungspfadrichtung sind hingegen gleich geblieben: mit dem Vorsorgeprinzip legiti-
mierte Emissionsreduktionen, wesentlich mittels technologisch-organisatorischen Inno-
vationen angezielt und in einem zentrale wirtschaftliche und gesellschaftliche Akteure 
einbeziehenden Governance-Regime gestaltet und umgesetzt, das – gerade in der Kli-
mapolitik – stark unter staatlicher Regie steht (vgl. Jänicke et al. 2006) und insofern als 
„top-down governance“ charakterisiert werden kann. 

Üblicherweise wird in der sozialwissenschaftlichen, insbesondere aber in der wirt-
schaftswissenschaftlichen Diskussion Pfadabhängigkeit als ein negatives Phänomen 
verstanden, das Innovationen und (angeblich notwendigen) Strukturwandel behindert.71 
Gleichwohl ist das Konzept prinzipiell offen für unterschiedliche Beurteilungen der 
Wirkungen eines Pfads. Es besagt ja im Grunde nicht mehr, als dass die Realisierungs-
chancen von solchen Aktivitäten strukturell begünstigt sind, die mit einem „vorgegebe-
nen“ Entwicklungspfad korrespondieren (und vice versa). Logisch ist es demnach ge-

                                                                                                                                               
der so genannten EU-Altauto-Richtlinie unter rot-grüner Regierung im Frühjahr 1999, die Ablehnung –
nun (2008) auch durch den Bundesumweltminister – der Einführung einer gesetzlichen Höchstgeschwin-
digkeitsbegrenzung auf Autobahnen, obwohl sich nach einer Befragung von TNS Infratest im Winter 
2007 82 Prozent der Befragten dafür ausgesprochen haben (jeder Dritte stimmte dabei für eine 
Obergrenze von 140 km/h) (Wirtschaftswoche Nr. 48, 26.11.2007, S. 137). Jüngst wurde, wie erwähnt, 
auf höchster Regierungsebene mit der französischen Regierung ein Kompromiss zum CO2-Ausstoß von 
Neuwagen ausgehandelt, der die deutschen Autohersteller vor klimapolitisch weitergehenden Vorhaben 
der EU-Kommission (Vorschlag vom Dezember 2007) schützen soll; insbesondere geht es um die 
Abmilderung der geplanten Strafzahlungen bei Überschreitung des CO2-Grenzwerts (120 g/CO2 pro km) 
und Verschiebung seines Inkrafttretens für alle Fahrzeuge auf 2015. Diesem Kompromiss müssen noch 
das EU-Parlament und der Ministerrat zustimmen. Auch in diesem Konfliktfall hat die deutsche 
Regierung nicht die mögliche Strategie des „blaming and shaming“ gegen die Automobilhersteller wegen 
deren (erneut) nicht eingehaltener Selbstverpflichtung betrieben. Unüblich ist hierbei wie im Fall 
„Tempolimit“, dass wiederum der Bundesumweltminister die Versäumnisse der PKW-Hersteller indirekt 
rechtfertigte und anfänglich – mit Bezug auf den Regelungsvorschlag der EU-Kommission – gar einen 
„Autokrieg gegen Deutschland“ vermutet haben soll (Dudenhöfer 2008, S. 11; vgl. zum Thema auch TAZ 
vom 11.6.2008, S. 3; Die Zeit vom 12.6.2008, S. 31; Tagesspiegel vom 10.6.2008, S. 17; einen guten 
Überblick zu den Pro- und Kontra-Argumenten gibt ifo-Schnelldienst 3/2008, S. 3-14: „EU-Vorgaben zur 
CO2-Minderung für die Automobilindustrie: Klimaschutz oder Industriepolitik?“). 
70 Das Emissionshandelssystem ist sozusagen ein Zwitter aus altem und neuem Politikstil. Einerseits ist es 
im Prinzip ein ökonomisches Instrument par excellence, andererseits ist es – überwiegend aufgrund von 
Lobbying der Wirtschaftsvertreter – hoch reguliert, kompliziert und intransparent. In der ersten Handels-
phase etwa gab es nahezu 60 Sonderregeln und Regelkombinationen. Das machte „das System nicht nur 
unübersichtlich, sondern auch praktisch wirkungslos. Preissignale (…) kamen dadurch jedenfalls nicht 
zustande. Noch schlimmer: Die damalige rot-grüne Bundesregierung verteilte die Emissionsrechte für die 
erste Handelsphase unter den Unternehmen viel zu großzügig. Nach Schätzungen der EU-Kommission 
existierte in Deutschland allein im Jahr 2005 ein Überschuss an Zertifikaten von (…) 21,3 Millionen Ton-
nen Kohlendioxid. Als dies vorab bekannt wurde, brach der Kurs der Zertifikate im Mai 2006 ein“ (Wirt-
schaftswoche Nr. 30, 10.12.2007, S. 154). Im Zuge der Vorbereitung auf die zweite Handelsphase wurde, 
maßgeblich durch (teilweise absehbaren) Druck der EU-Kommission, das deutsche System „entschlackt“ 
(vgl. SRU 2008). 
71 Zu den verschiedenen, teils stark von einander abweichenden Varianten des Pfadabhängigkeitskon-
zepts, seinen theoretischen Stärken und Schwächen (etwa der retrospektiven Kausalitätskonstruktion) so-
wie empirischen Forschungsergebnissen vgl. für viele Kay (2005), Pierson (2000), Thelen (1999). 
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nauso möglich, dass die fragliche Konstellation von ‚institutional constraints’ aus 
Gemeinwohlsicht eine gesamtgesellschaftlich „bessere“, weil etwa gerechtere Politik 
unterstützt, indem sie den Einfluss von bloßen Innovationsprofiteuren oder anderen 
machtvollen Partialinteressen im Zaum hält. In diesem „positiven“ (ermöglichenden 
und begrenzenden) Sinne wird hier die Pfadabhängigkeit der Klimapolitik von Institu-
tionalisierungs- und Kapazitätsbildungseffekten der „vorangegangenen“ Luftreinhalte-
politik interpretiert: Sie begünstigte eine „ökologische Modernisierungskoalition“ 
gegenüber einer politisch (immer noch) höchst einflussreichen Gruppe konventioneller 
Wirtschaftsbranchen: dem Oligopol der fossil-nuklearen Energieerzeuger, der Automo-
bilindustrie und der energieintensiven Industriezweige wie etwa der Stahl- und Alumi-
niumproduktion. 

8. Transnationale moralische Kapazitäten 

Der deutsche klimapolitische Entwicklungspfad steht unter dem Leitgestirn des Vorsor-
geprinzips und des Konzepts der ökologischen Modernisierung. Deren breite institutio-
nelle Verankerung auf hohem Niveau und ihre gegenüber konkurrierenden Ansätzen 
von der Bevölkerungsmehrheit als überlegen wahrgenommenen Problemlösungsstrate-
gien und Resultate haben diesen Pfad auch in Zeiten größerer Herausforderungen oder 
(im Vergleich zu vorhandenen Kapazitäten) umweltpolitischer Unterforderungen stabi-
lisiert. Auch die instrumentelle Lernfähigkeit der umweltpolitischen Akteure und ihre 
sozusagen pfadadäquat steigende Kooperationsfähigkeit trugen dazu bei (vgl. Weidner 
1996a). 

Insofern handelt es sich beim klimapolitischen Entwicklungspfad auch um einen Lern-
pfad, der selbst tiefgreifenden Anpassungswandel erlaubte, beispielsweise die Stärkung 
von ökonomisch flexiblen und kooperationsorientierten Regelungsinstrumenten beim 
Regulierungs- und Governance-Modus. Selbst auf die im Zeitablauf wachsende politi-
sche Brisanz des als Gerechtigkeitsfrage gerahmten Problems der globalen Lastenver-
teilung von Klimaschutzmaßnahmen konnte pfadadäquat reagiert werden: im Wesentli-
chen durch Betonung der wirtschaftlichen Vorteile einer globalen Vorreiterrolle für 
Deutschland. Insofern globalisierte sich der zuvor stärker nationale Entwicklungspfad 
immer mehr. Die institutionellen etc. Anpassungsprozesse stärken dementsprechend 
globale ökonomische Regelungsansätze (z.B. CDM-Maßnahmen72, Emissionshandel). 
Trotz dieser unübersehbaren Globalisierung der nationalen Klima- und Energiepolitik 
bleibt es ungewiss, ob dem auch ein ebensolcher „ethischer“ Perspektiven- und Paradig-
menwechsel folgen wird: von der bisherigen Orientierung an der nationalen Wohlfahrt 

                                                 
72 Der Clean Development Mechanism (CDM) ist einer der vom Kyoto-Protokoll vorgesehenen flexiblen 
Mechanismen. Hiernach können Industrieländer (Länder, die in Anhang B des Kyoto-Protokolls aufge-
listet sind) Emissionsgutschriften für THG-reduzierende Investitionen in Entwicklungsländern erhalten. 
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hin zur Orientierung am globalen Gemeinwohl, kurzum: von der ökologischen 
Modernisierung zur nachhaltigen Entwicklung. 

Diese Frage muss hier aufgrund des völlig unzureichenden Forschungsstands weit-
gehend offen bleiben. Die Überfülle an theoretischen und normativen Publikationen zur 
globalen Gerechtigkeit, die sich die Sicht der armen und vom Klimawandel hauptbetrof-
fenen Länder zu eigen macht, erstickt sozusagen den Diskurs über eine gerechte Vertei-
lung der Lasten eines globalen Umverteilungsprozesses in den „Reichtumsländern“. 
Dem entspricht das fast völlige Fehlen von empirisch-analytischen Untersuchungen 
zum Akzeptanzpotential der Bevölkerung in den Industrieländern für globale Gerechtig-
keitstransfers; und Untersuchungen zu demokratischen und politisch realisierbaren Ver-
fahren der Deliberation und Entscheidung zu diesen Fragen sind mir gar nicht be-
kannt.73 

In der vorliegenden Veröffentlichung steht die Frage im Vordergrund, welche Faktoren 
die Entwicklung der deutschen Klimapolitik im Sinne einer (positiven) Pfadabhängig-
keit geprägt haben könnten. Die Frage war hingegen nicht, ob es eine signifikante Pfad-
abhängigkeit hin zu globaler Gerechtigkeit gibt. Gleichwohl wird im Folgenden darüber 
spekuliert, wieweit die den bisherigen Pfad prägenden Faktoren auch für eine stark auf 
globale Gerechtigkeit ausgerichtete Klimapolitik relevant sein könnten. 

Mit Bezug auf Deutschland – und unter dem Vorbehalt einer unzulänglichen empiri-
schen Datenlage – lässt sich aufgrund der Analyse zu Zahlungsbereitschaften und Ein-
stellungen zu weiteren finanziellen Belastungen im Interesse des Klimaschutzes eher 
vermuten, dass größere Finanztransfers zugunsten anderer Länder und schon geringere 
individuelle monetäre Belastungen auf mehrheitliche Ablehnung stoßen dürften. Die na-
tionale Eigennutzkomponente des Konzepts der ökologischen Modernisierung ist offen-
sichtlich stärker internalisiert als die globale („kosmophile“ Wohlfahrtsperspektive (und 
die daraus folgende globale Umverteilungspolitik) des Konzepts der nachhaltigen Ent-
wicklung. 

Gleichwohl ist das engere Selbstinteresse, das insbesondere gegenüber allgemeinen 
politischen „Zumutungen“ (und vor allem bei Meinungserhebungen) in den Vorder-
grund rückt, vor dem komplexen politisch-kulturellen Hintergrund zu interpretieren, der 
oftmals als Korrektiv wirkt, indem Individualinteressen mit Kollektivinteressen aus-
tariert werden. Wie gewichtig dieser Einfluss ist, kann wohl nur graduell und empirisch 
bestimmt werden. Man kann aber annehmen, dass er – insoweit politisch-kulturelle Fak-

                                                 
73 In Kooperation zwischen der Forschungsstelle für Umweltpolitikanalyse der Freien Universität Berlin 
(Miranda Schreurs, Lutz Mez) und dem Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (Helmut Weid-
ner) ist zu diesen Fragen ein Mehrländer-Vergleichsprojekt geplant. 
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toren eine Rolle spielen – nach Ländertypen variieren wird. Welche Einflusstendenz 
kann man im Fall Deutschlands erwarten? 

Soziale Gleichheits- und davon abgeleitete Gerechtigkeitsnormen sind in der politischen 
Kultur Deutschlands und auch anderswo institutionell tief verankert, das indizieren etwa 
Begriffe wie soziale Demokratie, soziale Marktwirtschaft und Sozialstaatlichkeit sowie 
entsprechende Verfassungsregeln. Sie weisen auf eine recht hohe Sensibilisierung des 
Demos und politisch-gesellschaftlicher Akteursgruppen gegenüber Ungleichbehandlun-
gen hin, die auf der Nutzung politischer und ökonomischer Macht beruhen und mit kei-
nem adäquaten sozialen Ausgleich verbunden sind. Diese moralische Disposition der 
Bevölkerung gegenüber Ungleichbehandlungen realisiert sich zwar primär im territo-
rialstaatlich definierten Gemeinwesen, in dem die Gleichheitsnormen, -werte und –ein-
stellungen historisch gewachsen sind und zu den politikrelevanten gesellschaftlichen 
Moralbeständen gehören. Gleichwohl beeinflussen sie auch die Wahrnehmung und 
Beurteilung von Ungleichheitsverhältnissen in exterritorialen Räumen und Relationen, 
insbesondere wenn diese zu eigenen Aktivitäten direkt oder indirekt in einem Zusam-
menhang stehen (nicht-intendierte Nebenfolgen). Insofern lassen sich systematische 
Unterschiede der Beurteilung von Ungleichheiten zwischen Ländern mit unterschiedli-
chen politischen Kulturen feststellen. So beurteilen beispielsweise US-Bürger Einkom-
mensunterschiede noch als fair, die von Skandinaviern und (etwas schwächer) Deut-
schen als höchst ungerecht bezeichnet werden und die entsprechend ein viel größeres 
Maß an Verteilungs- und Umverteilungspolitiken als in den USA für legitim halten (vgl. 
Alber 2001; Esping-Anderson 1990; Harris 2002). Auf Basis dieser Sachlage kann 
davon ausgegangen werden, dass in sozialstaatlichen Gesellschaften wie Deutschland 
positive Einstellungen zu Gleichbehandlung und Ausgleich ungerechtfertigter Differen-
zen in starkem Maße universalisiert sind und signifikante binnenpolitische Effekte 
haben (vgl. Harris 2004; Liebig/Wegener 1995; siehe auch Ringius et al. 2002, Albin 
1993). Mit Bezug auf unser Thema kann also begründet angenommen werden, dass die 
allgemeine politische Kultur in Deutschland eine globale Klimapolitik, die auf Fairness-
gesichtspunkte abstellt, eher unterstützt als konterkariert. Das betrifft dann auch Einstel-
lungen zu staatlichen klimapolitischen Maßnahmen, die zu eigenen Lasten gehen: Man 
unterstützt und akzeptiert sie zwar nicht „freudig“ und „proaktiv“, beurteilt aber die 
ihnen zugrunde liegenden Ziele als legitim und vernünftig (und wird im letzteren vom 
Expertendiskurs bestätigt). Die auftretenden vielfältigen Policy-Dissense sollten nicht 
mit Wertekonflikten und einem fehlenden Grundkonsens in der Sache verwechselt wer-
den (vgl. auch Braun 1998, Neidhardt 2000). 

Diese allgemeinen Charakteristika der politischen Kultur, die politische Einstellungen 
und Verhaltensweisen mit prägen, sind jedoch nicht ultrastabil, sondern einem Wandel 
unterworfen. 
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Wie weit global-egalitäre moralische Dispositionen zugunsten einer im internationalen 
Vergleich überdurchschnittlich kostspieligen und voraussichtlich kostspieliger werden-
den Klimapolitik mobilisiert werden können, hängt vermutlich maßgeblich von Stand 
und Einschätzung der persönlichen Wohlfahrtsentwicklung ab (vgl. Lessenich 2003; 
Alber 2001). Diesbezüglich zunehmend negative Perzeptionen größerer Bevölkerungs-
teile (vgl. Statistisches Bundesamt 2004) lassen eher eine abnehmende Bereitschaft er-
warten, steigende individuelle Kostenbelastungen zugunsten globaler Wohlfahrtsziele 
hinzunehmen (Beckert et al. 2004; Streeck 2001). Gut 72 Prozent (2007) aller Bundes-
bürger finden, die Regierung tue zu wenig für soziale Gerechtigkeit im eigenen Land.74 
Der Spruch, dass einem das Hemd näher ist als die Jacke, könnte dementsprechend die 
Spannung zwischen justice between nations und justice within a nation mit steigender 
Wahrnehmung von inländischen sozialen Ungerechtigkeiten vergrößern. Inwieweit das 
zu einer Angleichung des eher fundamentalistisch-egalitären deutschen Gerechtigkeits-
konzepts an das flexiblere, politisch-pragmatischere US-Fairness-Konzept (vgl. hierzu 
Priddat 2003, S. 385 ff.) führen und dadurch zu einer geschlosseneren klimapolitischen 
Position der Nord- gegenüber den Süd-Ländern führen könnte, muss im Rahmen dieses 
Beitrags offen bleiben. Die sich seit kurzem häufenden Hinweise der Bundesregierung 
auf die Notwendigkeit einer stärkeren Verpflichtung von Entwicklungs- und ganz 
besonders Schwellenländern auf THG-Reduktionen könnten als erste Schritte in diese 
Richtung gedeutet werden (vgl. Deutscher Bundestag 2005). 

Mit welchem Gewicht die Wechselwirkungen zwischen den oben besprochenen Fakto-
ren die bisherige deutsche Klimapolitik beeinflusst haben und die zukünftige beeinflus-
sen werden, ist – wie weiter oben ausgeführt – hier nicht beantwortbar.75 Für die Klima-
politiken anderer Länder gilt das ebenso. Es gibt so gut wie keine Forschung zu den 
moralischen Kapazitäten von Industrieländern für eine faire globale Klimapolitik.76 Ein 
Ziel dieses Beitrags ist es, am Thema Klimapolitik und Gerechtigkeit zu demonstrieren, 
dass eindimensionale theoretische Erklärungsansätze die Entwicklung der globalen 

                                                 
74 Laut einer Emnid-Umfrage im Auftrag der ZEIT; vgl. Die Zeit vom 9.8.2007, S. 3. 
75 Hierzu besteht eine so große sozialwissenschaftliche Forschungslücke, dass allenfalls informiertes Rä-
sonnieren möglich wäre: So ist nicht auszuschließen, dass schon ein, zwei kleinere „Klimakatastrophen“ 
die persönliche Opferbereitschaft signifikant erhöhen könnten; das Scheitern international koordinierter 
Klimamaßnahmen nach Ablauf der Kyoto-Vereinbarung wiederum könnte die Aussichten auf „Pionier-
renditen“ für klimapolitische Vorreiterstaaten so schwächen, dass auch die eigentliche Legitimitätsbasis 
solcher Politik erodierte. Dies sind nur zwei von vielen Unwägbarkeiten, die in diesem komplexen Poli-
tikfeld eine Rolle spielen könnten. Der Forschungsstand zu „global justice“ befindet sich zudem noch in 
einem Entwicklungsstadium, das keine belastbaren Aussagen zulässt: „…concepts and theories of global 
justice are in the early stages of formation, and it is not clear what the main questions are, let alone the 
main possible answers“ (Nagel 2005, S. 113). 
76 Unter moralischen Kapazitäten für eine faire globale Klimapolitik werden hier die Werte und Normen 
in einer Gesellschaft verstanden, die die Möglichkeiten einer „ethischen“, auf Prinzipien der Solidarität 
und Gerechtigkeit basierten Politik jenseits des Nationalstaats konstituieren und begrenzen. Sie sind in 
der Klimapolitik deshalb relevant, weil hier globale Umverteilungspolitiken unvermeidbar scheinen, für 
die es keine konventionellen Win-win-Lösungen gibt. 
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Klimapolitik prinzipiell nicht zureichend erklären können (vgl. Depledge 2006, S. 4 zu 
Erkenntnissen der Inter-Regimeforschung). Sie führen allenfalls zu theoretisch elegante-
ren, empirisch übersichtlicheren und den Anschluss an disziplinäre Diskursstränge er-
leichternden Erklärungen, doch kann das der Vielschichtigkeit der Querschnitts- und 
Mehrebenenpolitik „globaler Klimaschutz“ nicht gerecht werden, die durch eine eigen-
tümliche Verschränkung von (kulturell variierenden) Gerechtigkeitsdiskursen und –rhe-
toriken, komplexen Selbstinteressen, Risikoperzeptionen, Handlungskapazitäten, und 
Pfadabhängigkeiten (um die wichtigsten Faktoren zu nennen) gekennzeichnet ist. Wie 
auch immer die angemessene Kombination von normativen, macht-, handlungs-, ein-
fluss-, institutions-, diskurs- und kapazitätstheoretischen Erklärungsansätzen aussehen 
sollte, man wird nach der vorangegangenen Diskussion wohl nicht umhin kommen, 
empirisch orientierte Policy-Forschungsansätze mit normativen Ansätzen des Gerech-
tigkeits- und Gleichheitsdiskurses zu verschränken. Auch scheinbar technische klima-
politische Regelungsinstrumente bestimmen stark darüber, wie (verteilungs)gerecht 
Politiken tatsächlich sind.77 

9. Fazit 

Ist die deutsche Klimapolitik nun erfolgreich und gerecht? Vor dem Hintergrund des 
ambivalenten Doppelcharakters der Klimapolitik – aufgrund ihrer nationalen und globa-
len Dimension – muss die Antwort den Analyseergebnissen gemäß differenziert ausfal-
len: In globaler Perspektive ist sie gerechter und erfolgreicher als aus nationaler Sicht. 

                                                 
77 Das nationale und EU-weite „Emissionshandelssystem“ etwa hat solche starken verteilungspolitischen 
Implikationen. Sie wurden in Deutschland erst sehr spät und nachdem die erheblichen Begünstigungen 
bestimmter Industriezweige bekannt wurden politisch-öffentlich diskutiert. Vgl. die Presseberichte in der 
Süddeutschen Zeitung vom 13./14.4.2006, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 13.4.2006, Frankfurter 
Rundschau vom 19.4. 2006. In den angesprochenen Fällen handelt es sich um große Extraprofite der 
Energiewirtschaft durch das CO2-Emissionshandelssystem. Spezielle Unternehmen des Energieversor-
gungssektors hatten sozusagen als Anfangsausstattung große Emissionskontingente kostenfrei vom Staat 
erhalten, die nunmehr gehandelt werden konnten. Obwohl die Konzerne ihre Zertifikate umsonst erhalten 
haben, legten sie diese zum aktuellen Börsenwert auf den Strompreis um. Dadurch erzielten sie hohe 
Mehreinnahmen, die von den Stromkunden zu tragen sind. Kritiker sprechen deshalb von „Milliarden-
geschenken an die Energiekonzerne“; der SRU (2005, S. 12) führt die „großzügigen Allokationen“ an die 
Energiewirtschaft auf deren großen politischen Einfluss zurück. Noch im Juni 2006 hatte Umweltminister 
Gabriel eine (nach EU-Recht mögliche) Versteigerung von maximal 10 Prozent der CO2-Zertifikate abge-
lehnt. In ihrer Antwort vom Juli 2006 auf die parlamentarische Anfrage der Fraktion DIE LINKE zum 
Emissionshandel konzedierte die Bundesregierung: „Die Zusatzprofite aus der Einpreisung von kostenlos 
zugeteilten Emissionszertifikaten sind nicht Ziel des Emissionshandels und müssen langfristig system-
konform reduziert bzw. vollständig abgebaut werden“ (BMU-UMWELT Nr. 9, 2006, S. 450). Die so spät 
„entdeckte“ und thematisierte Schwachstelle des Emissionshandelssystems ist meiner Meinung nach ein 
weiterer Beleg für die nahezu systematische Ausblendung von inländischen Verteilungswirkungen der 
Klimapolitik. Insbesondere durch Interventionen der EU-Kommission (November 2006) musste das beim 
Emissionshandel federführende Umweltministerium die recht großzügig bemessene nationale Gesamt-
emissionsmenge (von der wieder die Stromerzeuger überproportional profitieren sollten) für die zweite 
Handelsperiode 2008-2012 um 29 Mio. t CO2 vermindern und einige weitere Privilegien für die Kohle-
verstromung streichen (vgl. Heymann 2007b, Ziesing 2008b, SRU 2008). In der zweiten Emissions-
handelsperiode werden nunmehr 10 Prozent der Emissionszertifikate versteigert. 
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Dies bedeutet aber nicht, dass der klimapolitische Pfad zwingend in Richtung einer 
global gerechten Klimapolitik führt – im Sinne einer (möglicherweise auch sehr kost-
spieligen) dauerhaften und umfassenden finanziellen und technischen Unterstützung der 
„Südländer“. Die pfadprägenden institutionellen, kapazitären und kognitiv-informatio-
nellen Faktoren sowie die in der politisch-sozialen Kultur sedimentierten Gleichheits- 
und Gerechtigkeitswerte bieten hierfür zwar einige günstige Anknüpfungspunkte, doch 
sie stehen in Konkurrenz zur dominierenden nationalen Wohlfahrtsperspektive der Kli-
ma- und Energiepolitik, wie sie besonders im Konzept der ökologischen Modernisie-
rung zum Ausdruck kommt. Der Test, wieweit eine Transformation zu einer globalen 
Gemeinwohlperspektive möglich ist, wurde bisher nicht gemacht. Nicht einmal ein Dis-
kurs zu dieser Frage wurde bislang initiiert. Trotz dieser empirisch und normativ weit-
gehend ungeklärten Fragen lassen sich aus vergleichender (relativer) Sicht einige globa-
le Effekte der deutschen Klimapolitik feststellen, die ihre nationalen Effekte über-
treffen: 

Gerechtigkeit 
Sowohl (1) normativ als auch (2) effektbezogen (Performanz) und (3) vergleichend be-
trachtet fördert und befördert die deutsche Klimapolitik globale Belange und Entwick-
lungen, die im Einklang stehen mit im internationalen Klimadiskurs zunehmend an 
Bedeutung gewinnenden globalen Gerechtigkeitskriterien. Hierfür stehen (ad 1) die (seit 
kurzem auch regierungsoffizielle) Anerkennung eines personifizierten Gleichheitsprin-
zips (THG-Emissionen pro Kopf), das ein für alle Menschen gleiches Nutzungsrecht 
des global common good Atmosphäre konstituiert sowie die explizite Anerkennung 
einer überfälligen Bringschuld bezüglich Maßnahmen gegen den Klimawandel und der 
Unterstützung von schwachen Ländern; (ad 2) eine Klimapolitik, deren ökologische und 
politische Effekte im Einklang mit Geist und Inhalt dieser Gerechtigkeitskriterien 
stehen, ohne sie absolut zu erfüllen, die aber immerhin (ad 3) im internationalen Ver-
gleich so etwas wie den relativen empirischen Optimalfall von globaler Klimapolitik 
konstituieren. Auf nationaler Ebene (justice within a nation) ist hingegen eine systema-
tische Verzerrung der Verteilungswirkungen zuungunsten sozial schwacher Gruppen 
und eine Begünstigung ökonomisch und politisch mächtiger Industriezweige festzustel-
len, die teilweise zu den Hauptbelastern des Klimas gehören (etwa Energieversorgungs-
unternehmen, Automobilhersteller). Demokratietheoretisch bedenklich ist zudem, dass 
diese systematische Verzerrung politisch unterthematisiert wird. Dies gilt umso mehr 
für den angelaufenen Post-Kyoto-Verhandlungsprozess, der mit hoher Wahrscheinlich-
keit die sozial ungerechte Kostenbelastung innerhalb Deutschlands erheblich vergrößern 
wird. Aus einer volkswirtschaftlichen Langfristsicht spricht hingegen vieles dafür, dass 
die sozial ungerechten Verteilungsfolgen durch gesamtstaatliche Wohlfahrtsgewinne 
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und einen systemischen Nachhaltigkeitsgewinn überkompensiert werden.78 Die Klima-
politik erfüllt sozusagen ein kollektives nachhaltigkeits-wohlfahrtstheoretisches Kaldor-
Kriterium (Kaldor 1939; Scharpf 1992). In gewisser Weise trifft dies auch für die 
Rawls’schen Prüfkriterien („Differenzprinzip“) für sozusagen faire Ungleichheit zu: So 
hält Rawls sozioökonomische Ungleichheiten (nur) dann für zulässig, wenn sie zu 
jedermanns Vorteil dienen, indem sie der Gesamtgesellschaft Kooperationsgewinne 
bringen und zugleich die Lage von Benachteiligten verbessern. Letzteres ist zwar mone-
tär nicht der Fall, in ökologisch-gesundheitlicher Sicht spricht jedoch vieles für das Ein-
treten einer Lageverbesserung: Sozial schwache Gruppen sind bekanntlich überproport-
ional Umweltbelastungen bei geringen Ausweichmöglichkeiten ausgesetzt.79 

Erfolg 
Obwohl das selbst gesetzte und quasi regierungsoffizielle Ziel einer Senkung der CO2-
Gesamtemissionen um 25 Prozent bis 2005 nicht erreicht wurde und das Emissionsni-
veau seit einigen Jahren mehr oder weniger stagniert, ist die deutsche Klimapolitik in 
mindestens zweierlei Hinsicht erfolgreich. Im engeren, ökologischen Sinne besteht der 
Erfolg in der international überdurchschnittlichen Reduktion von THG durch Politiken, 
die weitgehend umweltverträglich,80 ökonomisch vorteilhaft und (teils aufgrund von In-
formationslücken) sozial akzeptiert sind. In einer weiten, global-klimapolitischen Be-
trachtung kann die deutsche Klimapolitik sogar als extrem erfolgreich (im Sinne von er-
folgsfördernd) eingestuft werden. Die vielfältigen internationalen Initiativen, Vorleis-
tungen und eine konziliante Haltung gegenüber den Entwicklungs- und Schwellenlän-
dern haben entscheidend dazu beigetragen, ein Klimaregime mit völkerrechtlich ver-
bindlichen Zielsetzungen zu etablieren. Der gedanklich-kontrafaktische Prüftest bestä-
tigt dies meines Erachtens: Hätte sich Deutschland beispielsweise der (anfänglich recht 
großen) Gruppe der klimapolitischen Skeptiker und Bremser angeschlossen, befände 
sich die internationale Klimapolitik mit großer Wahrscheinlichkeit noch im Stadium 
hoher Unverbindlichkeit. Zugespitzt kann man sagen: ohne Deutschland kein (völker-
rechtlich verpflichtendes) Kyoto-Protokoll! Formal ist es zwar durch Russlands Ratifi-
zierung in Kraft getreten, doch hat Russland selbst nichts (im Sinne von progressiver 
Klimapolitik) dazu beigetragen, dass sein Schritt so entscheidend werden konnte. Russ-
lands Ratifizierung des Kyoto-Protokolls hat wenig mit klimapolitischem Engagement, 

                                                 
78 Zu den potentiellen Verlierern und Gewinnern unter den verschiedenen Wirtschaftszweigen vgl. Hey-
mann (2007a); eine vergleichbare Studie zu den Effekten bei sozialen Gruppen ist mir nicht bekannt. 
79 Die überproportionale Belastung von sozial oder in anderer Hinsicht Benachteiligten ist Kernthema der 
so genannten Environmental-Justice-Debatte, die insbesondere in den USA seit vielen Jahren vehement 
geführt wird; vgl. Rehbinder (2008) mit weiteren Literaturhinweisen. 
80 Hinsichtlich der Umweltverträglichkeit sind Einschränkungen zu machen, weil es starke Hinweise auf 
negative nicht intendierte Nebeneffekte einiger klimabezogener Politiken gibt, wie etwa ökologisch nach-
teilige Waldrodungen in Entwicklungsländern zur Vergrößerung der Anbauflächen für „energetische 
Pflanzen“ – ausgelöst durch die steigende Nachfrage nach Biotreibstoffen. Zur Kritik an Biotreibstoff-
Politiken vgl. SRU (2007), OECD (2007a, b). 
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viel dagegen mit damit verbundenen ökonomischen und politischen Vorteilen zu tun, 
wie etwa hoher erwarteter Einnahmen im Rahmen des globalen Emissionshandelssys-
tems. Beim G8-Gipfeltreffen im Juni 2007 gehörte Russland eher zu den klimapoliti-
schen Bremsern, so wollte es wie die USA keinen konkreten THG-Reduktionszielen für 
2050 zustimmen. Die Hervorhebung Deutschlands zentraler Funktion für das interna-
tionale Klimaregime soll nicht das große Engagement anderer Länder, insbesondere der 
skandinavischen Länder, der Niederlande, Großbritannien etc., herunterspielen; ihnen 
hätte es aber an kritischer Masse gefehlt,81 um die Gegnerschaft und Obstruktionspolitik 
starker Nord-Länder auszugleichen und die skeptischen Entwicklungs- und Schwellen-
länder im Verhandlungsprozess zu halten. Dies weist nicht zuletzt auf die Wichtigkeit 
(und erheblichen Möglichkeiten) nationaler Vorreiterpolitik für globale Umweltpolitik 
hin (vgl. Jänicke/Jacob 2006). 

Es wird nirgendwo ernsthaft bestritten, dass Deutschland zu den Vorreitern in der glo-
balen Klimapolitik gehört. Auch die verschiedenen Bundesregierungen heben (und 
hoben) dies gern hervor, ohne gleichzeitig – wie in anderen Umweltbereichen häufiger 
der Fall – die politisch-strategischen und vor allem ökonomischen Gefahren von Allein-
gängen zu betonen, wie es im Klimaschutz vor allem die wirtschaftlichen Regelungs-
adressaten tun. Es sind aber keine Beispiele für ein teures Scheitern von umweltpoliti-
schen Vorreiterstaaten bekannt; auch dies stabilisiert den Pfad zu einer ökologischen 
Modernisierung des Landes. Wie dem auch sei: Die deutsche Klimapolitik zeigt ein-
drucksvoll, dass in hochkomplexen Feldern mit einer Vielzahl von Spielern, die sehr 
heterogene Interessen und vielfältige Freerider- und Exit-Optionen haben, und wo die 
Politik im Schatten großer Unsicherheiten über die Richtigkeit der Problemdefinitionen 
und -lösungsvorschläge stattfindet, vorwiegend staatlicherseits vorangetriebene Vorrei-
terpolitik gleichwohl möglich und erfolgreich sein kann (vgl. Jänicke 2003). 

Die im Zuge des Aufsteigens des Governance-Konzepts zum Leitparadigma vieler Poli-
tikanalysen üblich gewordene Betonung des Einflusses von zivilgesellschaftlichen 
Organisationen (NGOs) auf politische Entscheidungsprozesse ist meines Erachtens für 
die deutsche Klimaschutzpolitik nicht angebracht. Die wichtigsten Ziel- und Instrumen-
tenentscheidungen werden hier seit längerem im Rahmen des üblichen politischen 
Entscheidungsprozesses „vom Staat“ getroffen oder programmiert; insofern kann man 
in der Klimapolitik von „Governance by Government“ sprechen. Die Umweltorganisa-
tionen liefern im Wesentlichen sozusagen stimulierendes „Hintergrundgeräusch“.82 Und 

                                                 
81 Vgl. hierzu die Erkenntnisse aus der umweltpolitischen Diffusionsforschung zum besonderen Einfluss 
großer, weltwirtschaftlich herausragender Länder auf die internationale Umweltpolitik, so Jörgens (2004). 
82 Für den eher schwachen direkten Einfluss der Umweltbewegung und –organisationen auf die politi-
schen Entscheidungsprozesse sprechen auch ihre im Vergleich zur Hochzeit der luftreinhaltepolitischen 
Konflikte wesentlich geringere Mobilisierungsfähigkeit sowie die für den Klimaschutz kontraproduktiven 
Begünstigungen des Energieversorgungs-, Automobil- und Landwirtschaftssektors. 
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sie schweigen wie die Regierung über unbequeme inländische sozioökonomische 
Aspekte einer global effektiven Klimapolitik. 

Der Erfolg der deutschen Klimapolitik ist zwar im Lichte der zu lösenden Probleme 
immer noch unzureichend und vielleicht sind anspruchsvolle klimapolitische Maßnah-
men zunehmend dem Risiko populistischer Attacken ausgesetzt, für erfolgversprechen-
dere (realisierbare) Alternativstrategien gibt es aber meines Wissens bislang keine über-
zeugenden Argumente oder empirischen Belege. Gleichwohl, die Notwendigkeit weiter-
gehender und nachhaltiger Erfolge rückt zunehmend Fragen der Gerechtigkeit in den 
Vordergrund internationaler politischer Diskussionen und Verhandlungen. Deren natio-
nalstaatliche Implikationen und Voraussetzungen werden hingegen in Deutschland von 
den klimapolitischen Akteuren (und in der wissenschaftlichen Diskussion) weitgehend 
ignoriert. Vielleicht ist diese Beschränkung des ansonsten lebhaften klimapolitischen 
Diskurses ein wichtiger Erfolgsfaktor der deutschen Klimapolitik? 
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Tabelle 2: Emissionsentwicklung in Deutschland, nach Treibhausgas und Quellgruppe 

 
 
Quelle: Umweltbundesamt (2008), Nationaler Inventarbericht Deutschland – 2008. Berlin: UBA, S. 44 



  

Tabelle 3: Anteile an der Emissionsentwicklung in Deutschland, nach Treibhausgas und Quellgruppe 

 
 

Quelle: Umweltbundesamt (2008), Nationaler Inventarbericht Deutschland – 2008. Berlin: UBA, S. 45 
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